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Lebenssituation der Kinder in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 8 . Januar 1986 die Große Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vormerkungen 

Kinder sind unsere Zukunft. Eine Gesellschaft ohne 
Kinder ist eine Gesellschaft ohne Zukunft. Eine Politik 
für Kinder muß den grundlegenden Bedürfnissen von 
Kindern Rechnung tragen und Bedingungen schaffen, 
unter denen sich Kinder ihren Anlagen und Fähigkei- 
ten entsprechend entfalten können. 

Erste und grundlegende Lebensgemeinschaft für das 
Kind ist die Familie. In der Familie werden die ent- 
scheidenden Weichen für das ganze spätere Leben 
gestellt. Kinder brauchen den Schutz und die Gebor- 
genheit, die sie in der Familie finden, sie brauchen die 
Liebe und die Zuwendung ihrer Eltern. 

Die Famiüe ist so die wichtigste Gemeinschaft für die 
personale Entfaltung des Menschen. Die gesicherte 
Beständigkeit der Beziehungen, die auch Belastungen 
durchsteht, gibt Kindern das notwendige Vertrauen in 
die Zukunft und den Wert der eigenen Person. Familie 
ist so Fundament für eine Gesellschaft der Mitmensch- 
lichkeit. Hier lernen die Menschen Verhaltensweisen, 
die für die Gesellschaft von großer Bedeutung sind, wie 
Toleranz, Rücksichtnahme, Opferbereitschaft und Mit- 
verantwortung. 

Eine Konzentration auf einzelne Aspekte der Lebens- 
situation von Kindern wird der Komplexität der Bedin- 


gungen kindücher Entwicklung nicht gerecht. Die Ent- 
faltung von Kindern wird entscheidend bestimmt von 
der persönlichen Zuwendung und Beziehung zu 
Eltern, Geschwistern, Verwandten und einem sich mit 
der kindlichen Entwicklung vergrößernden Kreis von 
Menschen. 

Jeder Mensch entwickelt seine Persönlichkeit unter 
ganz konkreten Bedingungen seiner Mit- und Umwelt. 
Gleichzeitig kann er aber auch zunehmend durch sein 
Verhalten und seine Einflußnahme seine Umgebung 
mitgestalten und prägen. 

Kinder haben heute so gute Entwicklungsvorausset- 
zungen wie noch nie in der Geschichte: 

— Die Säuglingssterblichkeit und Kindersterblichkeit 
konnte erheblich reduziert werden. 

— Vorsorgeuntersuchungen und Früherkennungs- 
untersuchungen haben die Gefahr einer unerkann- 
ten Behinderung stark verringert und frühzeitige 
Therapiemöglichkeiten eröffnet. 

— Kinderkrankheiten sind durch systematische 
Impfungen und die Fortschritte der modernen 
Medizin und Pharmazie weitgehend eingedämmt 
und nehmen nicht wie in früherer Zeit epidemisches 
Ausmaß an. 
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— Die Ernährungs Situation der Kinder ist qualitativ 
hochstehend. 

— Jedes Kind hat die Möglichkeit einer guten Schul- 
bildung, die von der finanziellen Situation der 
Eltern aufgrund der Schulgeldfreiheit weitgehend 
unabhängig ist. 

— Die Öffentlichkeit ist in einem nie gekannten Aus- 
maß bereit, über die Belange der Kinder und ihre 
pädagogische Förderung zu reflektieren. 

— Zu keiner Zeit haben sich so viele Eltern wie heute 
bemüht, auf die Bedürfnisse von Kindern einzu- 
gehen, eine Beziehung des Vertrauens und des 
wechselseitigen Verständnisses aufzubauen, sie 
emotional abzustützen und ihnen bei der Bewälti- 
gung von Problemen zu helfen. 

Diese Tatsachen muß man im Auge behalten, wenn 
man die Situation der Kinder in unserer Gesellschaft 
beschreiben will. 

Auf der anderen Seite ist es in unserer Gesellschaft 
aber auch schwerer geworden, Kinder zu haben. Wie 
gut Kinder in einer Gesellschaft leben können, ist eng 
mit den Vorstellungen dieser Gesellschaft über Ehe 
und Familie verbunden ebenso wie mit den wirtschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, 
die die Gestaltungsspielräume von Famüien be- 
stimmen. 

Die Familie ist bei der Gestaltung dieser Rahmenbe- 
dingungen in der Vergangenheit zu sehr in den Hinter- 
grund getreten. Das Steuer-, Transfer- und Soziallei- 
stungssystem, die Verkehrspolitik und die Bedingun- 
gen der Arbeitswelt waren nicht in ausreichendem 
Maße an der Familie ausgerichtet, sondern am einzel- 
nen, dem Staat unmittelbar gegenüberstehenden Bür- 
ger. Das hat mit dazu beigetragön, daß immer mehr 
Familien in der Bundesrepublik Deutschland weniger 
Kinder haben. 

Die Bundesregierung sieht in der Familienpolitik eine 
Schwerpunktaufgabe mit absoluter Priorität. Sie hat 
mit ihrer neuen Familienpolitik die Weichen für eine 
stärkere Berücksichtigung der Familie und damit der 
Kinder in der Gesellschaft gestellt. 

Voraussetzung jeder sinnvollen Politik ist, daß die 
Interessen der Gegenwart nicht zu sehr gegenüber 
denen der Zukunft dominieren. Wenn unsere Kinder 
noch einen politischen Handlungsspielraum haben sol- 
len, müssen wir bereit sein, heute Verzicht zu leisten, 
damit in Zukunft - von unseren Kindern - Politik 
gestaltet werden kann. 

Die Bundesregierung hat zunächst die finanzpolitische 
Handlungsfähigkeit gesichert und damit auch Stabili- 
tät und neues Wachstum in der Wirtschaft erreicht. Der 
Rückgang der Preissteigerungsrate auf ca. 2% - im 
Sommer 1982 betrug die jährliche Inflationsrate noch 
über 5 % - bedeutet, daß Löhne und Einkommen nicht 
mehr an Kaufkraft verlieren, sondern gewinnen. 1984 
und 1985 erhöhte sich dadurch die reale Kaufkraft der 
privaten Haushalte um insgesamt mehr als 20 Milliar- 
den DM. 


Über die allgemeinen Maßnahmen der Preisstabilisie- 
rung hinaus ist die wirtschaftliche Situation von Fami- 
lien durch die Steuer- und haushaltspolitischen Be- 
schlüsse dieser Bundesregierung gezielt verbessert 
worden. So wird ab 1. Januar 1986 der jährlicher Kin- 
derfreibetrag auf 2484 DM erhöht. Diejenigen, die 
diese steuerlichen Kinderfreibeträge nicht ausschöpfen 
können, erhalten zusätzlich zum Kindergeld einen Kin- 
dergeldzuschlag von bis zu DM 46 monatlich. Dies 
entspricht fast einer Verdoppelung des bisherigen Kin- 
dergeldes für das 1. Kind. Zusätzlich wurden bereits ab 
1. Januar 1985 steuerliche Erleichterungen für Allein- 
erziehende geschaffen und das Kindergeld für junge 
Arbeitslose bis zu 21 Jahren wieder eingeführt. 

Die Gesamtaufwendungen für den Famüienlastenaus- 
gleich (Kindergeld, Mutterschaftsurlaubsgeld, Unter- 
haltsvorschüsse, Schüler-BAföG, Kinderfreibeträge, 
Ausbüdungsf reibeträge, Haushaltsfreibeträge und 
steuerliche Kinderadditive) betragen 1985 ca. 21 Mü- 
liarden DM. 1986 werden es mindestens 28 Milliarden 
DM sein. Das bedeutet eine Steigerung der Familien- 
förderung um 33,3 % innerhalb eines Jahres. 

Neben diesen finanziellen Verbesserungen Tür Fami- 
lien hat die Bundesregierung Maßnahmen eingeleitet, 
die gezielt an kritischen Situationen in der Familien- 
entwicklung ansetzen, um dort den Familien Hilfe und 
Unterstützung zu bringen und die Entwicklungschan- 
cen von Kindern zu verbessern. 

Voraussetzung für das gesunde Aufwachsen von Kin- 
dern ist, daß sich Mütter und Väter ausreichend deren 
Betreuung und Erziehung widmen. Das Gesetz über 
die Gewährung von Erziehungsgeld und Erziehungs- 
urlaub schafft dafür die notwendigen Voraussetzun- 
gen. Das Erziehungsgeld, verbunden mit dem Erzie- 
hungsurlaub, erleichtert es jungen Eltern, wahlweise 
Müttern oder Vätern, in der für die ganze spätere 
Entwicklung des Kindes entscheidenden Phase vorran- 
gig für das Kind da zu sein. Mit dem Erziehungsgeld 
wird die Erziehungsleistung in der Familie und deren 
Gleichwertigkeit mit einer außerhäuslichen Erwerbs- 
arbeit anerkannt. 

Zur Familienpolitik der Bundesregierung gehört ein 
verbesserter Schutz des urigeborenen Lebens. Der 
Staat muß sich schützend und fördernd vor dieses 
Leben stellen. Die Bundesregierung sieht ihre vor- 
dringliche Aufgabe darin, die Ursachen zu beseitigen, 
die werdende Mütter vor die Frage des Schwanger- 
schaftsabbruchs stellen. Der Staat kann zwar nicht alle 
Konflikte lösen, er kann aber dafür sorgen, daß keine 
Frau, weü sie ein Kind bekommt, in eine wirtschaft- 
liche Notlage gerät. Deshalb hat die Bundesregierung 
die Bundesstiftung „Mutter und Kind - Schutz des 
ungeborenen Lebens" errichtet und weitere Maßnah- 
men zum Schutz des ungeborenen Lebens ergriffen. 

Politik trägt auch Verantwortung dafür, daß Kinder als 
besonders schutzbedürftige und auf Hüfe angewiesene 
Menschen in unserer Gesellschaft vor Gefahren 
geschützt werden. Deshalb hat die Bundesregierung 
den Jugendschutz grundlegend verbessert, und fördert 
im Rahmen des Jugendwohlfahrtsgesetzes die Erzie- 
hung des Kindes in der Familie und die Selbstentfal- 
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tung von Kindern und jungen Menschen in Einrichtun- 
gen und Verbänden der Jugendarbeit. 

Ausgangspunkt der Jugend- und Familienpolitik der 
Bundesregierung ist ein Menschen Verständnis, das in 
gleicher Weise die Freiheit der einzelnen wie ihre 
soziale Einbindung und Verpflichtung betont. Freiheit 
und Verantwortungsbewußtsein sind keine Gegen- 
sätze: Aus der Entfaltung der Freiheit erwächst viel- 
mehr die größtmögliche Chance, Mitmenschlichkeit zu 
üben. Eine solidarische Gesellschaft kann nicht er- 
zwungen werden, Politik muß jedoch möglichst gute 
Voraussetzungen dafür schaffen, daß sich alle Bürge- 
rinnen und Bürger entsprechend ihren Fähigkeiten 
verantwortlich an der Gestaltung der Gesellschaft und 
des Staates beteiligen können. 

Dieses Bewußtsein muß bereits im Kindesalter vorbe- 
reitet und verankert werden, der Familie kommt hier 
eine Aufgabe zu, die das Gesicht unserer zukünftigen 
Gesellschaft prägen wird. 

Die Familienpolitik der Bundesregierung in dieser 
Legislaturperiode bewirkt eine deutliche Verbesse- 
rung der materiellen Situation von Famüien und damit 
der Rahmenbedingungen, die Familien in unserer 
Gesellschaft vorfinden. Hierbei darf Familienpolitik 
jedoch nicht stehen bleiben. Eine zentrale Aufgabe für 
die Zukunft bleibt, auch die gesellschaftlichen Werte, 
die Famüien betreffen, zu stützen und zu verstärken 
und das soziale Umfeld von Familien zu verbessern. 


I. Die wirtschaftliche und soziale Lage der Familien 

1. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen in der Bun- 
desrepublik Deutschland ist in den vergangenen 
/ zehn Jahren erheblich gestiegen. Sie umfaßt nach 
den neuesten Meldungen der Bundesanstalt für 
Arbeit ca. 2,6 Millionen Menschen. Es ist bekannt, 
daß diese Zahl bei Berücksichtigung der nicht regi- 
strierten Arbeitslosen erheblich höher liegt. 

Wie hoch ist der Anteü 

a) der registrierten, 

b) der nicht registrierten 

von Arbeitslosigkeit Betroffenen, die Kinder zu 
unterhalten haben? 

c) Wie viele von ihnen erhalten Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhüfe und/oder Sozialhüfe, und wie 
hat sich diese Zahl seit der „Wende" ent- 
wickelt? 

Nach den Ergebnissen der Bestandsstrukturanalyse 
von Arbeitslosen der Bundesanstalt für Arbeit von 
Ende September 1984 gab es 747 588 Arbeitslose mit 
Kindern. Das sind 34,9 % aüer im September registrier- 
ten Arbeitslosen. Neuere Daten liegen nicht vor. 

Neben der Zahl der registrierten Arbeitslosen wird 
manchmal auch mit der „Stillen Reserve" argumen- 
tiert. Es handelt sich dabei um Personen, die in der 
Lage wären, erwerbstätig zu sein, aber nicht erwerbs- 
tätig oder arbeitslos gemeldet sind, sie sind grundsätz- 
lich nicht mit den registrierten Arbeitslosen gleichzu- 
setzen. Über die Zahl der Personen in der „Stillen 


Reserve", die Kinder zu unterhalten haben, hegt kein 
ausreichendes Datenmaterial vor. Im übrigen hat die 
Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine Große 
Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN zur Situation der 
erwerbslosen Jugend in der Bundesrepublik Deutsch- 
land (Drucksache 10/4120, S. 12/13) zur Problematik 
der „Stillen Reserve " ausführlich Stellung genommen. 

Der Sozialhüfestatistik ist zu entnehmen, in wieviel 
Haushalten von Empfängern laufender Hilfe zum 
Lebensunterhalt Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen- 
hüfe auf die Sozialhüfe anzurechnen war. Die entspre- 
chenden Zahlen lauten für die Jahre 1980 bis 1983 
(neuere Zahlen liegen noch nicht vor) : 

1980 47 832 Haushalte, 

1981 58 959 Haushalte, 

1982 93 258 Haushalte, 

1983 115 778 Haushalte. 

Seit dem 1. Januar 1984 wird bei Leistungsbeziehern 

im Fähe der Arbeitslosigkeit zwischen Leistungsbe- 
ziehern mit und ohne Kinder unterschieden, da mit 
Inkrafttreten des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 die 
Leistungsbezieher ohne Kinder reduzierte Leistungen 
erhalten (§ 11 AFG). 

Danach betrug die Zahl von Leistungsbeziehern im 
Jahr 1984 1388789. Darunter waren 438155 Arbeits- 
lose mit mindestens einem Kind, davon waren 282 830 
Bezieher von Arbeitslosengeld und 155325 Bezieher 
von Arbeitslosenhilfe. Am 15. April 1985 gab es 
1530998 Leistungsbezieher. Darunter waren 476 892 
Arbeitslose mit mindestens einem Kind, davon waren 
311402 Bezieher von Arbeitslosengeld und 165490 
Bezieher von Arbeitslosenhilfe. 


2. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Entwicklung der Einkommen, die steigende Ar- 
beitslosigkeit und die Kürzungen im Sozialbereich 
die Armutsentwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt begünstigen und daß ins- 
besondere sozial benachteiligte Familien mit Kin- 
dern von dieser Entwicklung betroffen sind? 

Die in der Frage untersteUte Gleichsetzung von 
Anspruchsberechtigung für Sozialhüfe mit Armut trifft 
nicht die gesellschaftliche Realität in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Nach dem erklärten Ziel des Bun- 
dessozialhüfegesetzes soU der Hüfeempfänger ein 
Leben führen können, das der Würde des Menschen 
entspricht. Mit den gesetzlich eingeräumten Möglich- 
keiten der Hilfe zum Lebensunterhalt wird ein Lebens- 
standard gewährleistet, der das ökonomisch und sozio- 
kultureH Notwendige abdeckt. Bei Inanspruchnahme 
dieser Hüfemöglichkeiten wird Armut verhindert. 

Die Bundesregierung hat große Anstrengungen unter- 
nommen, gerade die materieUe Situation von Famüien 
entscheidend zu verbessern. Sie hat aber zunächst die 
finanzpolitische Handlungsfähigkeit sichern müssen. 
Sie hat damit auch eine Stabilität der Wirtschaft 
erreicht. Der Rückgang der Preissteigerungsrate von 
über 5 % im Jahre 1982 auf rund 2 % bedeutet, daß die 
Kaufkraft der Löhne und Einkommen steigt. 1984 und 
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1985 erhöhte sich die reale Kaufkraft der privaten 
Haushalte dadurch um insgesamt mehr als 20 Milliar- 
den DM. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

a) Entwicklung der Einkommen 

Der Rückgang der Realeinkommen von Arbeitneh- 
mern ist zum Stillstand gekommen. Die realen (preis- 
, bereinigten, verfügbaren) Entgelte der Arbeitnehmer 
sind zurückgegangen und zwar 

von 1980 auf 1981 um 1,7 %, 
von 1981 auf 1982 um 2,3 %, 
von 1982 auf 1983 um 0,9 %, 
von 1983 auf 1984 um 0,8%. 

Von 1984 auf 1985 wird eine ausgeglichene Entwick- 
lung erwartet, während für den Zeitraum von 1985 auf 

1986 wieder erstmalig mit einer Zunahme des Realein- 
kommens (voraussichtlich um 2%) gerechnet wird. 
Dies ist auch ein Erfolg der von der Bundesregierung 
eingeleiteten Stabilitätspolitik. 

b) Arbeitslosigkeit 

Der dramatische Anstieg der Arbeitslosigkeit in den 
letzten Jahren ist gestoppt: Von 1981 auf 1982 stieg die 
Zahl der Arbeitslosen noch um 562 000 oder 44,2%; 
von 1982 auf 1983 um 425 000 oder 23,2 %. 1984 ist -im 
Jahresdurchschnitt - erstmals seit 1979 der zuvor steile 
Anstieg der Arbeitslosigkeit nahezu zum Stillstand 
gekommen (+ 0,3 %). 

Trotz der stagnierenden Arbeitslosenzahl hat die Zahl 
der Erwerbstätigen seit 1980 erstmals wieder deutlich 
um 200 000 zugenommen, während sie vorher mit Aus- 
nahme von 1984 - stets rückläufig war. 

c) Verbesserungen im Sozialbereich 

Ziel der Bundesregierung ist die Sicherung und Festi- 
gung unseres Sozialstaates. Die Bundesregierung för- 
dert durch ihre Wachstums- und Beschäftigungspolitik 
die Sicherung bestehender und die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze. 

1. Die Bundesregierung bewirkt in der Arbeitsmarkt- 
politik mehr als jede ihrer Vorgängerinnen. Fast 
400 000 Arbeitnehmer werden in diesem Jahr durch 
die Arbeitsmarktpolitik Beschäftigung finden bzw. 
ihren Arbeitsplatz gesichert haben. Statt 29 200 
Arbeitnehmer im Jahr 1982 werden in diesem Jahr 
rund 85 000 Arbeitnehmer in Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen beschäftigt. Die Bundes- 
regierung hat das Vorruhestandsgesetz auf den 
Weg gebracht, auf der Grundlage des Rückkehrför- 
derungsgesetzes wurde der Arbeitsmarkt durch die 
Rückkehr von rund 140 000 ausländischen Arbeit- 
nehmern entlastet. 

2. Die Bundesregierung hat die maximale Bezugs- 
dauer beim Arbeitslosengeld für ältere Arbeitneh- 
mer ab 49 Jahren von 12 Monaten auf 18 Monate 
verlängert, bei den Kürzungen von Arbeitslosen- 
geld und Arbeitslosenhüfe wurden gerade Lei- 
stung sbezie her mit Kindern ausgenommen. 


Ab. 1. Januar 1986 wird die Höchstanspruchsdauer 
beim Arbeitslosengeld verlängert und zwar für 
Arbeitslose ab 45 Jahre auf 16 Monate, ab 50 Jahre 
auf 20 Monate, ab 55 Jahre auf 24 Monate. In der 
Arbeitslosenhilfe werden die Freibeträge für Ehe- 
gatten und für Kinder ebenfalls ab 1. Januar 1986 
angehoben. 

3. Die Bundesregierung hat das mit dem am 
22. Dezember 1981 verkündeten Neunten Gesetz 
zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes abge- 
schaffte Kindergeld für junge Arbeitslose über 
18 Jahre wieder eingeführt und die Altersgrenze 
für den kostenlosen Krankenversicherungsschutz 
im Rahmen der Familienhüfe wieder von 19 auf 
23 Jahre angehoben. 

4. Die Bundesregierung hat Maßnahmen zur finan- 
ziellen Verbesserung der Situation der Familien von 
jährlich rund 10 Milliarden DM in die Wege ge- 
leitet, die am 1. Januar 1986 in Kraft treten. 

5. Die Bundesregierung hat dafür gesorgt, daß ab 1986 
das Wohngeld um rund 900 Millionen DM auf über 
3 Milliarden DM erhöht wird. Dies kommt gerade 
Mehrkinderfamüien und älteren Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern zugute. 

6. Die Regelsätze der Sozialhilfe wurden 1985 um ca. 
8% angehoben. Darüber hinaus erhalten Allein- 
erziehende mit einem Kind bis zu 7 Jahren und 
ältere Mitbürger und Mitbürgerinnen vom 61. Le- 
bensjahr an (bisher vom 66. Lebensjahr an) zu- 
sätzlich zum erhöhten Regelsatz einen Zuschlag in 
Höhe von 20 % (ca. 77 DM). Die laufende Hilfe zum 
Lebensunterhalt für eine alleinerziehende Mutter 
mit Kleinkind beträgt somit in Zukunft (ohne Miete 
und Heizkosten, die von der Sozialhilfe übernom- 
men werden) 635 DM statt 516 DM. Hinzu kommen 
einmalige Beihilfen. 

Diese Leistungsverbesserungen kommen vor allem 

sozial benachteiligten Famüien mit Kindern und den 

Einkommensschwachen zugute. 


3. a) Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich 
besonders die finanzielle Situation von Allein- 
erziehenden durch die Kürzungsmaßnahmen 
der Bundesregierung erheblich verschlechtert 
hat, wie beurteilt sie diese Entwicklung vor al- 
lem hinsichtlich der Lebens- und Erziehungssi- 
tuation von Kindern, und welche Lösungsvor- 
schläge hat sie vor allem zur Verbesserung der 
materiellen Situation dieser Betroffenen? 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß sich 
die finanzielle Situation von Alleinerziehenden ver- 
schlechtert hat. 

Ein vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung 
vorgelegtes Gutachten zur Einkommenslage der Fami- 
lien kommt vielmehr zu dem Ergebnis, daß sich die 
wirtschaftliche Situation der Alleinerziehenden von 
1973 bis 1981 verbessert hat. Während Alleinerzie- 
hende 1973 noch deutlich hinter den Ehepaaren mit 
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Kindern zurücklagen , sind sie heute an sie heran - 
gerückt. 

Die Bundesregierung verkennt jedoch nicht, daß es 
auch Alleinerziehende gibt, die keine ausreichenden 
eigenen Einkünfte haben. Hierzu zählen insbesondere 
diejenigen Alleinerziehenden, die nicht erwerbstätig 
sind und keine oder nicht ausreichende Unterhaltszah- 
lungen erhalten. Ihnen wird aber mit den Leistungen 
der Sozialhüfe geholfen, die zum 1. Juli 1985 erheblich 
verbessert worden sind. Insbesondere für Alleinerzie- 
hende mit einem Kind unter 7 Jahren, gibt es als 
Verbesserung einen Mehrbedarfszuschlag in Höhe von 
20 % des Regelsatzes für den Haushaltsvorstand (etwa 
77 DM monatlich). 

Die von der Bundesregierung zum 1. Januar 1986 
beschlossenen Maßnahmen zur Verbesserung des 
Familienlastenausgleichs werden insbesondere auch 
für diese Famüien eine deutliche Verbesserung ihrer 
wirtschaftlichen Situation bringen. Durch die Zahlung 
des Erziehungsgeldes und die finanziellen Leistungen 
der Bundesstiftung „Mutter und Kind - Schutz des 
ungeborenen Lebens" wird insbesondere jungen 
Alleinerziehenden entscheidend geholfen. Beide Lei- 
stungen werden auch nicht auf andere Sozialleistun- 
gen, wie beispielsweise Sozialhüfe und Wohngeld, 
angerechnet, d. h. neben diesen gewährt. 

Wichtig für Alleinerziehende mit niedrigem Einkom- 
men ist auch der Kindergeldzuschlag in Höhe von bis 
zu 46 DM monatlich je Kind, den Famüien erhalten, die 
den neu eingeführten steuerlichen Kinderfreibetrag in 
Höhe von 2 484 DM nicht oder nicht voU ausschöpfen 
können. 

Alleinerziehende, die berufstätig sind, können bereits 
ab 1. Januar 1985 Betreuungskosten im Rahmen der 
außergewöhnlichen Belastungen bei der Einkommen- 
steuer bis zu einem Höchstbetrag von 4 000 DM für das 
erste Kind absetzen. Für jedes weitere Kind erhöht sich 
dieser Betrag um 2 000 DM. Alle berufstätigen Allein- 
erziehenden erhalten in jedem Fall einen Betreuungs- 
freibetrag in Höhe von 480 DM je Kind. Mit dieser 
Neuregelung wurde auch dem Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 3. November 1982 Rechnung ge- 
tragen. 

Eine weitere. finanzieUe EnÜastung für Alleinerzie- 
hende ergibt sich aus der zum 1. Januar 1986 beschlos- 
senen Erhöhung des Haushaltsfreibetrags von bisher 
4 212 DM auf 4 536 DM. 


b) Kann die Bundesregierung berichten, welche 
Erfahrungen mit dem Gesetz zur vereinfachten 
Anpassung von Unterhaltsrenten gemacht wur- 
den, wie hoch der Prozentsatz Alleinerziehen- 
der ist, die eine Anpassung der Unterhaltsren- 
ten für eheliche Kinder aus getrenntlebenden 
und geschiedenen Ehen erwirkten, und wie hat 
sich das Gesetz auf die Zahlungsmoral der zum 
Unterhalt Verpflichteten ausgewirkt? 

Die Erwartungen, die an das Gesetz zur vereinfachten 
Abänderung von Unterhaltsrenten vom 29. Juli 1976 


(BGBl. I S. 2029, 3314) gesteht worden sind, haben sich 
nur teüweise erfüht. Anpassungen von Unterhaltsren- 
ten sind nach den Feststehungen aüer Landesjustizver- 
waltungen nur in wesentlich geringerem Umfange 
erfolgt, als erwartet worden war. Genaue Zahlen lie- 
gen nur aus Bayern vor, da dort die Verfahren zur 
Anpassung von Unterhaltsrenten und zur Neufestset- 
zung des Regelunterhaltes für nichteheliche Kinder 
beim Amtsgericht Nürnberg konzentriert sind und mit 
Unterstützung durch automatische Datenverarbeitung 
behandelt werden: Aufgrund der Anpassungsverord- 
nung 1981 wurde in Bayern das vereinfachte Verfah- 
ren in 2 192 Fähen, aufgrund der Anpassungsverord- 
nung 1984 bis Ende Juni 1985 in 2 711 Fähen durch- 
geführt. Neufestsetzungen des Regelunterhaltes für 
nichteheliche Kinder wurden demgegenüber aufgrund 
der Erhöhung der Regelbedarfssätze zum 1. Januar 
1982 in 34 074, zum 1. Januar 1985 in 34 970 Fähen 
N beantragt. In den anderen Bundesländern werden di$ 
entsprechenden Verfahren nicht gesondert statistisch 
erfaßt. 

Die Gründe für die vergleichsweise geringe Inan- 
spruchnahme des vereinfachten Verfahrens zur 
Anpassung von Unterhaltsrenten dürften darin zu 
sehen sein, daß einmal viele Anpassungen außerge- 
richtlich erledigt w t erden, daß aber auch die sorge- 
berechtigten Eltern teüe sich oft aus den verschieden- 
sten Gründen scheuen, an den geschiedenen oder 
getrenntlebenden Elternteü wegen einer Erhöhung der 
Unterhaltsrente für ein gemeinschaftliches Kind heran- 
zutreten. So wird eine häufigere Inanspruchnahme in 
Fähen beobachtet^ in denen das Jugendamt zum Bei- 
stand nach §§ 1685, 1690 BGB besteht worden ist. 

Der Prozentsatz Aheinerziehender, die eine Anpas- 
sung der Unterhaltsrenten für eheliche Kinder ge- 
trenntlebender und geschiedener Eltern erwirkt 
haben, läßt sich nicht feststehen, da statistische Erhe- 
bungen weder über die Zahl der minderjährigen Kin- 
der geschiedener oder getrennüebender Eltern, die 
einen Unterhaltsanspruch auf Geldleistungen gegen 
einen Elternteü haben, noch über die Zahl der Fähe, in 
denen eine Anpassung außerhalb des vereinfachten 
Verfahrens erfolgt, angesteht werden. Auch die Zahl 
der Alleinerziehenden, die Anpassungsverfahren 
durchführen, wird statistisch nicht erfaßt und wäre mit 
vertretbarem Aufwand auch nicht erfaßbar, da ein 
nicht unbeträchtlicher Teü der Sorgeberechtigten wie- 
der verheiratet ist. Über die Auswirkungen des Geset- 
zes zur vereinfachten Abänderung von Unterhaltsren- 
ten auf die Zahlungsmoral der Unterhaltsverpflichteten 
lassen sich keine Aussagen machen. Eine Verbesse- 
rung der Zahlungsmoral hatte das Gesetz nicht vorran- 
gig zum Ziel. 


II. Kind und Familie 

1. a) Wie viele Kinder leben mit beiden Elternteüen 
zusammen? 

Nach den Feststehungen des Statistischen Bundesam- 
tes gab es im Aprü 1982 insgesamt 19,216 Mülionen 
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ledige Kinder ohne Altersbegrenzung in Familien; dar- 
unter waren 13,511 Millionen Kinder unter 18 Jahren. 

Mit beiden Elternteilen lebten im April 1982 16,781 
Millionen Kinder ohne Altersbegrenzung zusammen; 
darunter waren 12,181 Millionen Kinder unter 
18 Jahren. 


b) Wie viele Kinder leben mit einem Eltemteil zu- 
sammen? 

Mit einem Elternteil lebten im April 1982 2,435 Millio- 
nen Kinder ohne Altersbegrenzung zusammen; darun- 
ter waren 1,329 Millionen Kinder unter 18 Jahren. 


2. Wie hoch ist die Zahl der Kinder, die im Jahre 1983 

a) in Pflegefamilien lebten, 

b) adoptiert wurden? 

Wie hoch ist davon der Anteil der Kinder aus an- 
deren Ländern? Nehmen Kinder aus Südostasien 
oder aus Ländern der Dritten Welt hier eine beson- 
dere Rolle ein? 

Nach den Angaben der Jugendhilfestatistik des Bun- 
des waren im Jahre 1983 49964 Minderjährige in 
anderen Familien (Pflegefamilien) untergebracht. 

Nach der gleichen Statistik wurden im Jahre 1983 im 
Bundesgebiet insgesamt 8801 minderjährige Kinder 
adoptiert; und zwar 8501 von deutschen Adoptiv- 
eltern, 300 von ausländischen. 911 der von Deutschen 
adoptierten Kinder waren Ausländer. 

Über die Herkunftsländer der ausländischen Adoptiv- 
kinder gibt es für das Bundesgebiet kein statistisches 
Material. Berichte der Zentralen Adoptionsstellen der 
Landesjugendämter deuten aber darauf hin, daß die 
Mehrzahl dieser Kinder aus Ländern in Süd- bzw. 
Südostasien und Südamerika kommt. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Pflege- 
verhältnisse im Jahre 1983 vorzeitig beendet und 
wie viele Adoptionsverhältnisse aufgelöst (§ 1760 
bzw. 1763 BGB) wurden? Wenn ja, wie hoch ist hier 
der Anteil der Kinder aus Südostasien und der 
Dritten Welt und welche Gründe waren für die 
Auflösung bzw. Beendigung dieser Verhältnisse 
entscheidend? 

In der Jugendhilfestatistik des Bundes wird die Zahl 
vorzeitig beendeter Pflege Verhältnisse nicht ausgewie- 
sen. Der Terminus „vorzeitige Beendigung" eines 
Pflegeverhältnisses ist zudem nicht gesetzlich definiert 
und wird in der Praxis unterschiedlich interpretiert. 
Ebenso fehlen repräsentative Längsschnittstudien, die 
verläßliche Ergebnisse zur Zahl der abgebrochenen 
Pflegeverhältnisse liefern. Einen gewissen Anhalts- 


punkt für die Zahl abgebrochener Pflegeverhältnisse 
bieten die jährlichen Erhebungen des Landesjugend- 
amtes Münster für die im Landesteil Westfalen-Lippe 
untergebrachten Pflegekinder. Dort waren im Jahre 
1983 insgesamt 5 852 Pflegekinder untergebracht, im 
selben Zeitraum sind 160 Pflegeverhältnisse abgebro- 
chen worden. 

Nach der Jugendhilfestatistik des Bundes wurden 1983 
insgesamt 22 Adoptionen aufgehoben; und zwar 6 
gemäß § 1760 BGB wegen Fehlens grundlegender Vor- 
aussetzungen für die Adoption, 16 gemäß § 1763 BGB 
aus schwerwiegenden Gründen zum Wohle des Kin- 
des. Wie hoch hier der Anteil der Kinder aus Südost- 
asien und der Dritten Welt ist und welche Gründe im 
einzelnen für die Aufhebung entscheidend waren, ist 
nicht bekannt. 


4. Wie viele Kinder, gemessen an der Gesamtzahl der 
im jeweiligen Alter vorhandenen Kinder, besuch- 
ten im Jahre 1983 Einrichtungen der Jugendhilfe: 

a) Krabbelstuben, 

b) Kindergärten, 

c) Kindertagesstätten, 

d) Horte, 

und entsprechen die Öffnungszeiten dieser Einrich- 
tungen den tatsächlichen Erfordernissen? 

In der amtlichen Jugendhilfestatistik werden keine 
Zahlen über den tatsächlichen Besuch der in der Frage 
genannten Einrichtungen erhoben, sondern lediglich 
im vierjährigen Turnus - zuletzt 1982 - die Zahl der zur 
Verfügung stehenden Plätze. Bei den verfügbaren 
Daten wird nicht unterschieden nach ganz- und halb- 
tägig geöffneten Einrichtungen. Der Begriff „Krabbel- 
stube" wird in der amtlichen Statistik nicht verwandt. 
Es wird davon ausgegangen, daß damit Einrichtungen 
zur Betreuung von Kindern im Alter von 0 bis 3 Jahren 
gemeint sind, die in der amtlichen Statistik als 
„Krippen" verzeichnet werden. 

Ende 1982 standen im Bundesgebiet zur Verfügung 
für: 


Alters- 

stufe 

Zahl der 
Kinder 

Zahl der 
Plätze 

Einrich- 

tungen 

Versor- 

gungs- 

grad 

0 bis 3 J. 

1849 000 

26 245 

Krippen 

1,4% 

3 bis 6 J. 

1 736 900 

1 334 997 

Kinder- 

gärten 

76,9% 

6 bis 15 J. 

6591100 

86 831 

Horte 

1,3% 

(6 bis 12 J. 

3876900 

86 831 

Horte 

2,2%) 


Die o. g. Zahlen über den Versorgungsgrad entspre- 
chen dem Bundesdurchschnitt und sagen wenig über 
die Versorgung mit den einzelnen Einrichtungen in 
den verschiedenen Orten und Bundesländern aus. 

Die Versorgung mit Kindergärten ist am besten. In den 
meisten Bundesländern hegt sie nach Angaben dieser 
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Länder zwischen 60 % für die 3- bis 5jährigen und ca. 
90 % für die 5jährigen Kinder. 

Hinsichtlich der Einrichtung von Krippen, Horten und 
Kindertagesstätten (die als ganztags geöffnete Einrich- 
tungen sowohl Krippen, Kindergärten oder Horte sein 
können), wird in den einzelnen Bundesländern eine 
unterschiedliche Politik verfolgt. Auch die Öffnungs- 
zeiten der in der Frage genannten Einrichtungen sind 
regional unterschiedlich. Nach Forschungsvorhaben, 
die im Auftrag des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit durchgeführt worden sind, 
läßt sich feststellen, daß die Öffnungszeiten dieser Ein- 
richtungen noch nicht genug auf die Arbeitszeiten der 
erwerbstätigen Eltern der Kinder abgestimmt sind und 
daß umgekehrt auch die Arbeitszeiten der Eltern nicht 
in ausreichendem Maße an dem Wohl der Kinder aus- 
gerichtet sind. 

Zu der Situation der angesprochenen Einrichtungen ist 
im einzelnen zu bemerken: 

Kindertagesstätten, die eine ganztägige Betreuung 
einschließlich Mittagsversorgung anbieten und die 
sich mit Früh- und Spätdiensten auf die regionalen 
Arbeitszeiten einstellen, kommen noch am ehesten 
den Bedürfnissen erwerbstätiger Eltern entgegen. 
Diese Ganztagseinrichtungen werden allerdings noch 
nicht ausreichend angeboten. Das teüweise woh- 
nungsferne Angebot von Ganztagsplätzen kann eine 
zusätzliche Belastung für Kinder und Eltern sein, die 
auf dieses Platzangebot angewiesen sind. Um die 
Nachteüe der Zentralisierung von Ganztagsbetreuung 
für die betroffenen Kinder und Famüien zu vermeiden, 
wäre es sinnvoll, den in einem Wohngebiet vorhande- 
nen Bedarf an längeren Betreuungszeiten und Mittags- 
versorgung auf möglichst viele Einrichtungen zu ver- 
teüen. 

Kindergärten haben in der Regel standardisierte Öff- 
nungszeiten von 8.00 bis 12.00 Uhr und - soweit sie 
nachmittags geöffnet sind - von 14.00 bis 16.00 Uhr. In 
einigen Bundesländern wurde in letzter Zeit der Nach- 
mittagsbetrieb eingeschränkt. Öffnungszeiten der Kin- 
dergärten in dieser Form decken sich allerdings häufig 
nicht mit den Arbeitszeiten der Eltern. Um den fami- 
liären Erfordernissen stärker entgegenzukommen, 
werden in einer Reihe von Kindergärten beispielsweise 
verlängerte Öffnungszeiten vormittags bis 13.00 Uhr 
oder 14.00 Uhr erprobt, die vor allem halbtags erwerbs- 
tätigen Eltern entgegenkommen. Außerdem wird in 
Kindergärten ohne Mittagsbetrieb für einzelne Kinder 
(je nach Bedarf im Einzugsbereich) eine Mittags Versor- 
gung angeboten. In Einzelfällen werden auch örtlich 
abgestimmte Frühdienste organisiert und bedarfsge- 
rechte Nachmittagsangebote entwickelt. 


5. Wie hoch ist die Zahl der in der Bundesrepublik 
Deutschland vorhandenen Tagespflegestellen, und 
wie beurteilt die Bundesregierung die pädago- 
gische Leistung der Tagesmütter? 

Im Jahre 1983 waren den Jugendämtern 19285 erlaub- 
nispflichtige Tagespflegestellen bekannt. Obwohl 
die Betreuung von Kindern in Tagespflege stellen nach 


§ 27 Jugendwohlfahrtsgesetz der Erlaubnis des 
Jugendamtes bedarf, ist davon auszugehen, daß ein 
großer Teü der Tagespflegestellen dem Jugendamt 
nicht bekannt wird. Die Zahl dieser sog. „grauen" 
Tagespflegestellen dürfte wesentlich größer sein als 
die der den Jugendämtern bekannten Tagespflegestel- 
len. In einem im Auftrag des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit vom Deutschen 
Jugendinstitut durchgeführten Projekt schätzten 
(1976/77) befragte Jugendämter, daß diese Zahl etwa 
dreimal so hoch sei wie die der unter Aufsicht des 
Jugendamtes stehenden Pflegestellen. 

Eine Reihe nationaler und internationaler Unter- 
suchungen hat ergeben, daß die Qualität der Tages- 
pflege nicht nur von' den persönlichen Eigenschaften 
einer Tagesmutter wie Reife und der Fähigkeit, den 
Kindern Liebe zu geben, abhängt, sondern auch von 
den objektiven Gegebenheiten. Besondere Bedeutung 
kommt dabei der fachlichen Vorbereitung, Fortbüdung 
und Unterstützung der Tagesmütter durch die Jugend- 
ämter in enger Zusammenarbeit mit Tagesmütterver- 
einen und Pflegeelternzusammenschlüssen anderer 
Freier Träger und Vereine, wie z. B. dem Kinderschutz- 
bund, zu. Darüber hinaus i^t das Alter des Pflegekindes 
bei Beginn der Tagespflege ebenso von Bedeutung wie 
die Dauer der elterlichen Berufstätigkeit oder die 
gegenseitige Wertschätzung von Tagesmutter und 
Eltern. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen: 

Tagespflege findet in der Bundesrepublik Deutschland 
unter den unterschiedlichsten Bedingungen statt. 

Es gibt einen großen Bereich von Pflegestellen, die 
nicht unter Aufsicht der Jugendämter stehen. 

Es gibt Anzeichen, daß sich die Situation der Tages- 
pflege zunehmend verbessert. Die Gründe liegen 
dabei in einer zunehmenden Selbstorganisation und 
gegenseitigen Unterstützung von Tagespflegefamilien 
sowie in der Bereitschaft der Jugendämter, mit diesen 
zusammenzuarbeiten. 

Die im Rahmen des seinerzeit vom Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit geförderten 
Tagesmuttermodells gewonnenen Erkenntnisse haben 
inzwischen Eingang in die Praxis der Jugendhüfe 
gefunden. Die Tagespflege hat sich als eigenständiges 
Angebot erzieherischer Hüfen grundsätzlich bewährt 
und soll bei einer Neuordnung des Jugendwohlfahrts- 
gesetzes in den gesetzlichen Aufgabenkatalog aufge- 
nommen werden. 


6. Wie hoch ist die Zahl der Kinder, die derzeit in 
Einrichtungen der Jugendhilfe nach § 6 Jugend- 
wohlfahrtsgesetz (Fürsorgeerziehung und freiwil- 
lige Erziehungshüf^n) und nach § 39 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes außerhalb der Herkunftsfamilie 
untergebracht sind, und welche Arten von Einrich- 
tungen stehen für die Unterbringung von Kindern 
außerhalb der Herkunftsfamilien zur Verfügung? 
Gibt es genaue Zahlen über den Anteil der einzel- 
nen Einrichtungsart, gemessen an der Gesamtzahl 
der Einrichtungen? 
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Im Jahre 1983 waren insgesamt 53 276 Minderjährige 
außerhalb der eigenen Familie in Einrichtungen nach 
den unterschiedlichen Rechtsgrundlagen des Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes (JWG) untergebracht, davon 39437 
Minderjährige im Rahmen der Hilfe zur Erziehung 
nach den §§5,6 JWG, 12 362 im Rahmen der Freiwilli- 
gen Erziehung s hilf e (§ 62 JWG) und 1477 Minderjäh- 
rige im Rahmen der Fürsorgeerziehung (§ 64 JWG). In 
diesen Zahlen enthalten ist auch die Unterbringung 
Minderjähriger in pädagogisch betreuten Wohnge- 
meinschaften oder einer sonstigen Wohnform (insbe- 
sondere betreute Einzelwohnung). Darüber hinaus 
werden die untergebrachten Minderjährigen heute im 
allgemeinen nicht mehr einzelnen Einrichtungsarten 
zugeordnet. Früher übliche Unterscheidungen von 
Einrichtungen (etwa „Normalheime, Kinderheime oder 
Erziehungsheime, Heime für Schwererziehbare") sind 
heute fachlich weitgehend überholt, da die Differen- 
zierung und Spezialisierung der Einrichtungen nach 
bestimmten Symptomen mehr und mehr zurücktritt 
zugunsten einer bedarfsgerechten Binnendifferenzie- 
rung der einzelnen Einrichtung im Verbund mit an- 
deren Hilfe angeboten. 

Nach der Bundesstatistik der Sozialhüfe haben im 
Jahre 1983 insgesamt 45 367 Kinder und Jugendliche 
unter 18 Jahren Eingliederungshilfe für Behinderte in 
Einrichtungen erhalten. Zu diesen Einrichtungen 
gehören auch die statistisch nicht gesondert ausgewie- 
senen Einrichtungen zur teilstationären Betreuung, die 
bei behinderten Kindern und Jugendlichen eine 
besondere Bedeutung haben. Die Unterbringung 
erfolgt im wesentlichen zur Gewährung folgender 
Hilfen: 

— ärztliche Behandlung 2 580 Fälle, 

— Hüfe zu einer angemessenen 

Schulbildung 28618 Fälle, 

— heilpädagogische Maßnahmen 9496 Fälle. 

Über Art und Anteil der einzelnen Einrichtungen 
stehen Zahlen nicht zur Verfügung. 


III. Kinder und Wohnen 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Wohnraum- 
situation von Kindern in bezug auf 

a) den Wohnraum, der Kindern durchschnittlich 
zur Verfügung steht, 

b) das Verhältnis von Anzahl der Zimmer zur Kopf- 
zahl der Familie, 


c) den Wohnraum, der in Ballungsgebieten und 
verdichteten Wohngebieten kinderreichen Fa- 
milien zur Verfügung steht? 

Welche rechtlichen Vorschriften gibt es hinsichtlich 
der Mindestgröße von kindergerechten Kinderzim- 
mern bei öffentlich gefördertem Wohnraum, und in 
welchem Verhältnis dazu steht der Wohnungs- 
bestand? 


Zu a) 

Der Bunde sregierung liegen keine statistischen An- 
gaben über den Wohnraum vor, der Kindern durch- 
schnittlich zur Verfügung steht, sondern lediglich 
Angaben über den Wohnraum der Haushalte mit 
unterschiedlicher Kinderzahl. Einfamilienhaushalten 
allgemein stehen in der Bundesrepublik Deutschland 
durchschnittlich 85 qm Wohnfläche zur Verfügung. Bei 
(vollständigen) Familien mit Kindern liegt diese Durch- 
schnittszahl höher; ihnen stehen 101 qm Wohnfläche 
zur Verfügung (darunter mit 1 Kind: 96 qm, mit 2 Kin- 
dern: 104 qm, mit 3 Kindern: 111 qm, mit 4 und mehr 
Kindern: 110 qm Wohnfläche). 

Zu b) 

Die durchschnittliche Raumzahl je Wohneinheit 
beträgt bei Einfamilienhaushalten allgemein 4,4 Zim- 
mer, bei Einfamilienhaushalten mit Kindern 5,0 Zim- 
mer, und zwar bei (vollständigen) Familien mit 1 Kind 
4,8 Zimmer, bei Familien mit 2 Kindern 5,2 Zimmer, bei 
Familien mit 3 und mehr Kindern 5,6 Zimmer. Bei 
Familien, die über Wohneigentum verfügen und dieses 
selbst nutzen, sind die zuvor genannten Zahlen im 
Schnitt um 0,7 Zimmer höher, bei Miethaushalten im 
Schnitt um 0,5 Zimmer niedriger. Die durchschnittliche 
Wohnfläche der Räume beträgt über 19 qm. 

Zu c) 

Der Familien in Großstädten zur Verfügung stehende 
Wohnraum ergibt sich aus der Tabelle zu Frage 
III. 1. c). 

Aus den in Tabelle zu Frage III. 1. c) genannten Zahlen 
ist ersichtlich, daß in Gemeinden mit 100000 und mehr 
Einwohnern 62 % der kinderreichen Familien (drei und 
mehr Kinder) 80 qm Wohnfläche und mehr zur Ver- 
fügung stehen. Praktisch allen Haushalten, die Wohn- 
eigentum bewohnen, stehen mehr als 80 qm Wohn- 
fläche zur Verfügung, Mieterhaushalten jedoch nur 
zu 54 %. 
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Tabelle zu Frage III. 1. c) 

Einfamilienhaushalte als Wohnungsinhaber in Wohngebäuden nach Größe der Wohneinheit sowie regionaler Gliederung 1982 

1000 


Gegenstand der Nachweisung 

Wohn- 

einheiten 

insgesamt 

Davon (Sp. 1) mit einer Fläche von . . . bis unter . . , m 2 

unter 40 

40 bis 60 

60 bis 80 

80 bis 100 

100 bis 120 

120 und mehr 

Gemeinden mit 100 000 und mehr Einwohner 





•s 



Einfamilienhaushalte zusammen 

7 108,4 

400,1 

1 780,7 

2 497,1 

1 259,9 

568,4 

602,2 

davon ohne Kinder 

4 908,7 

371,0 

1 540,5 

1 712,3 

714,6 

292,3 

278,0 

mit Kinder 

2 199,7 

29,1 

240,2 

784,8 

545,3 

276,1 

324,2 

davon mit 1 Kind 

1 247,1 

20,2 

159,4 

487,3 

288,7 

142,4 

149,1 

2 Kinder 

721,1 

(6,5) 

59,8 

233,2 

193,0 

101,9 

126,7 

3 Kinder und mehr 

231,5 

/ 

21,0 

64,3 

63,6 

31,8 

48,4 

Einfamilienhaushalte als Eigentümer 

1 669,3 

18,7 

138,2 

370,3 

390,8 

311,3 

440,0 

davon ohne Kinder 

1 116,1 

18,6 

128,6 

304,9 

272,9 

178,5 

212,6 

mit Kinder 

553,2 

/ 

(9,6) 

65,4 

117,9 

132,8 

227,4 

davon mit 1 Kind 

301,9 

/ 

(6,7) 

43,6 

71,6 

71,7 

108,2 

2 Kinder 

200,4 

- 

/ 

17,9 

41,0 

51,0 

88,1 

3 Kinder und mehr 

50,9 

- 

/ 

/ 

(5,3) 

10,1 

31,1 

Einfamilienhaushalte als Hauptmieter 

5 439,1 

381,4 

1 642,5 

2 126,8 

869,1 

257,1 

162,2 

davon ohne Kinder 

3 792,6 

352,4 

1411,9 

1 407,4 

441,7 

113,8 

65,4 

mit Kinder 

1 646,5 

29,0 

230,6 

719,4 

427,4- 

143,3 

96,8 

davon mit 1 Kind 

945,2 

20,1 

152,7 

443,7 

217,1 

70,7 

40,9 

2 Kinder 

520,7 

(6,5) 

57,4 

215,3 

152,0 

50,9 

38,6 

3 Kinder 

180,6 

/ 

20,5 

60,4 

58,3 

21,7 

17,3 


Quelle: Ergänzungserhebung zum Mikrozensus 1982 „Mietbelastung und Unterbringung der Haushalte" 
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Die Wohnsituation von Familien kann im statistischen 
Mittel als gut bezeichnet werden. Dabei steht Ehe- 
paaren ohne Kinder pro Person mehr Wohnraum zur 
Verfügung als Familien mit Kindern. Während Ehe- 
paaren ohne Kinder 43 qm pro Person zur Verfügung 
stehen, haben Familien mit 3 Kindern 22 qm pro Per- 
son, Familien mit 4 und mehr Kindern 19 qm pro 
Person zur Verfügung. 

Die Wohnsituation kinderreicher Familien ist dann am 
besten, wenn diese Wohneigentum erwerben konnten. 
Die Bundesregierung fühlt sich deshalb in ihrer Politik 
bestätigt, gerade im Sinne von Familien mit Kindern zu 
handeln, wenn sie anstrebt, die Wohneigentumsquote 
zu erhöhen. 

Einheitliche Rechtsvorschriften hinsichtlich der Größen 
von Kinderzimmem gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht. In den Wohnungsbau- Förderungs- 
bestimmungen einiger Bundesländer ist die Größe von 
Kinderzimmem angesprochen. Danach schwanken die 
Mindestwerte für 1-Personen-Kinderzimmer zwischen 
9 und 12 qm, für 2-Personen-Kinderzimmer zwischen 
12 und 14 qm. Ähnliche Größenordnungen sehen auch 
die sog. Kölner Empfehlungen des Internationalen 
Verbandes für Wohnungswesen, Städtebau und Raum- 
ordnung und der Internationalen Union der Familien- 
verbände mit 9 qm bzw. 13 qm vor. Aus der Planungs- 
norm DIN 18 011 können 8 qm für 1 -Personen- Kinder- 
zimmer und 13 qm für Zwei-Personen-Kinderzimmer 
abgeleitet werden. Förderbestimmungen einzelner 
Länder schreiben zusätzlich vor, daß in Hauptwohnun- 
gen wenigstens 2 Kinderzimmer vorzusehen sind. 

Statistische Angaben über die Größe von Kinderzim- 
mern im Wohnungsbestand stehen nicht zur Ver- 
fügung. Es kann vermutet werden, daß sich die Wohn- 
flächen der Kinderzimmer im Rahmen der in den Woh- 
nungsbau- Förderungsbestimmungen genannten Grö- 
ßenordnungen bewegen. 

Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß normative Fest- 
legungen von Raumgrößen unterschiedlichen Wohn- 
bedürfnissen stets nur bedingt Rechnung tragen kön- 
nen. Der im Auftrag des Bundesministers für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau im Jahr 1981 erarbei- 
tete Querschnittsbericht über „Kindgerechte Wohn- 


grundrisse" (veröffentlicht in der Schriftenreihe des 
Ministeriums) macht deutlich, daß das Kinderzimmer - 
ungeachtet seiner Bedeutung als Rückzugs- und Intim- 
bereich - stets nur als Teüaspekt kindgerechten Woh- 
nens zu betrachten ist. Zahl, Art und Zuordnung der 
einzelnen Räume, z.B. das Vorhandensein eines „All- 
raums" mit Eßplatz, die Ausstattung der Sanitärräume, 
der Zuschnitt von Loggia, Balkon oder Terrasse, der 
Schallschutz, der halböffentliche Erschließungsbe- 
reich, das nähere Wohnumfeld und die Siedlungsform 
sind von gleicher Bedeutung. 


2. Liegt der Bundesregierung eine vergleichende Auf- 
stellung der Wohnraumsituation von Kindern 

a) hinsichtlich der Großstädte des Bundesgebietes, 

b) hinsichtlich der einzelnen Bundesländer, 

c) hinsichtlich der Länder der Europäischen Ge- 
meinschaft vor? 

Zu a) und c) 

Der Bundesregierung hegt keine hinsichtlich der 
Wohnraumsituation von Kindern vergleichende Auf- 
stellung zwischen den Großstädten des Bundesgebie- 
tes [abgesehen von den Stadtstaaten siehe unten 
Tabelle zu Frage III. 2. b)] und den Ländern der Euro- 
päischen Gemeinschaft vor. 

Zu b) 

Eine vergleichende Aufstehung der Wohnraumsitua- 
tion von Famüien mit Kindern in den einzelnen 
Bundesländern ergibt sich aus der Tabelle zu Frage 
III. 2. b). 

Daraus ist erkennbar, daß die Wohnraumsituation in 
Flächenstaaten im allgemeinen günstiger ist als in 
Stadtstaaten. Dies ist verständhch wegen des höheren 
Anteüs an Wohnungseigentum in Flächenstaaten auf- 
grund der dort vorhandenen günstigeren Vorausset- 
zungen (insbesondere bei den Grundstückspreisen) 
zur Schaffung von Wohneigentum? Wohneigentum 
führt regelmäßig zu größeren Wohnflächen gegenüber 
Mietwohnungen. 
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Tabelle zu Frage III. 2. b) 

Unterbringung der Einfamilienhaushalte (vollständige Familien) 

nach der Familienstruktur, der durchschnittlichen Raumzahl und Fläche je Wohneinheit 



Bundes- 

gebiet 

Baden- 

Württem- 

berg 

Bayern 

Berlin 

(West) 

Bremen 

1 

Hamburg 

Hessen 

Nieder- 

sachsen 

Nord- 

rhein- 

Westfalen 

Rheinland- 

Pfalz 

Saarland 

Schleswig-^ 

Holstein 

Familie ohne Kind 













a) Räume 

4,4 

4,5 

4,4 

3,7 

4,3 

4,0 

4,4 

4,6 

4,3 

4,6 

4,7 

4,4 

b) Fläche qm 

86 

88 

87 

74 

78 

74 

88 

90 

82 

94 

98 

86 

Familie m i t Kindern 

a) Räume 

5,0 

5,2 

5,0 

4,4 

4,8 

4,6 

5,1 

5,3 

4,9 

5,2 

5,3 

5,1 

b) Fläche 

101 

103 

101 

90 

90 

88 

104 

107 

96 

109 

110 

101 

davon 

mit 1 Kind 
a) Räume 

4,8 

4,9 

4,8 

4,2 

4,7 

4,4 

4,9 

5,0 

4,7 

5,0 

5,1 

4,8 

b) Fläche qm 

96 

98 

96 

86 

87 

82 

100 

101 

92 

104 

104 

95 

mit 2 Kindern 

a) Räume 

5,2 

5,3 

5,2 

4,6 

4,9 

4,8 

5,2 

5,3 

5,0 

5,4 

5,5 

5,2 

b) Fläche qm 

104 

105 

104 

95 

93 

92 

107 

110 

99 

113 

116 

107 

mit 3 Kindern 
a) Räume 

5,6 

5,7 

5,5 

4,7 

5,1 

5,4 

5,6 

5,9 

5,4 

5,8 

5,7 

5,6 

b) Fläche qm 

111 

113 

112 

99 

95 

105 

110 

119 

106 

121 

119 

112 

mit 4 und mehr Kindern 
a) Räume 

5,7 

5,8 

5,9 

4,3 

4,9 

5,3 

5,3 

6,3 

5,5 

6,1 

5,9 

5,3 

b) Fläche qm 

110 

113 

120 

89 

85 

97 

99 

123 

102 

121 

109 

102 


Quelle: 1 % Mikrozensus-Ergänzungserhebung 1982 
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IV. Situation der Kinderspielplätze 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Spielsitua- 
tion von Kindern in Ballungsgebieten und verdich- 
teten Wohngebieten (Spielplätze, verkehrsberuhig- 
te Zonen, freie Spielflächen)? 


Freiflächen, auf denen Kinder gefahrlos spielen kön- 
nen, gibt es besonders in den Ballungsgebieten kaum 
noch. Hier müssen mit planerischen Maßnahmen 
Spielmöglichkeiten geschaffen werden, um diesen 
Defizitzustand zu beheben. 

Eine Untersuchung über die Praxis der Spielplatzpla- 
nung in den Gemeinden, die im Auftrag des Bundes- 
ministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit 
durchgeführt wurde, zeigt, daß in den Jahren von 1975 
bis 1981 eine Zunahme der Spielplatzentwicklungs- 
pläne in den Gemeinden und zugleich eine Verbesse- 
rung der Versorgung festgestellt werden konnte. 

Es kann dennoch nicht davon ausgegangen werden, 
daß Kinder überall ein gutes Spielplatzangebot in 
Wohnnähe vorfinden. Es gibt erhebliche regionale 
Unterschiede, die sich auch zwischen einzelnen Stadt- 
teüen zeigen. Grund hierfür ist, daß die Planungen 
meist bereits vor Jahren getroffen wurden und nicht 
mehr mit der Bevölkerungsstruktur in dem jeweiligen 
Wohngebiet, übereinstimmen, die sich aufgrund der 
demographischen Entwicklung verändert hat. 

Besonders unbefriedigend ist die Spielsituation für 
ältere Kinder (12 bis 16 J.). Obwohl in den Gemeinden 
in den letzten Jahren in zunehmendem Maße Spiel- 
plätze für Kinder aller Altersgruppen angeboten wer- 
den, sind Spiel- und Bolzplätze für ältere Kinder meist 
die Ausnahme. Spielplätze sind vorwiegend für Klein- 
kinder angelegt. 

Einige Länder haben in Gesetzen und Erlassen die 
Anforderungen für die Planung von Spielplätzen fest- 
gelegt, bzw. ab einer bestimmten Zahl von Wohnein- 
heiten die Anlage von Kinderspielplätzen auf den 
Wohngrundstücken vorgeschrieben. 

Eine einseitige Konzentration von Spielmöglichkeiten 
auf die Kinderspielplätze fördert allerdings eine Seg- 
mentierung von Lebensbereichen und isoliert Kinder 
von ihrem sonstigen Lebensumfeld. Hinzu kommt die 
heute von Fachleuten durchweg negativ beurteüte 
Trennung der Altersgruppen. 

Daher schätzt die Bundesregierung die Verkehrsbe- 
ruhigung nach allen bisher vorliegenden Erfahrungen 
auch in bezug auf die Spielsituation der Kinder positiv 
ein. Die gesetzlich vorgesehenen unterschiedlichen 
Verkehrsberuhigungsmaßnahmen leisten verschieden 
große Beiträge zur Verbesserung der Kinderspiel- 
möglichkeiten. 

Die größte Wirkung dürfte von der Einrichtung soge- 
nannter verkehrsberuhigter Bereiche gemäß § 42 Abs. 
4 a StVO ausgehen; denn in diesen Bereichen sind 
Kinderspiele überall erlaubt, und der Fahrzeugverkehr 
darf - unter Einhaltung der Schrittgeschwindigkeit - 
die Fußgänger weder gefährden noch behindern. 
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Daneben sind aber auch weniger intensive Formen der 
Verkehrsberuhigung, wie z. B. Fahrbahnverengungen, 
Aufpflasterungen, Geschwindigkeitsreduzierungen 
oder auch die Einrichtung von Sackgassen und die 
Sperrung von sogenannten Schleichwegen geeignet, 
beim Abbau des Spieldefizits der Kinder im Wohnum- 
feld zu helfen und damit zur Verbesserung der Spiel- 
situation beizutragen. 

Erste Zwischenberichte bestätigen die Wirksamkeit 
und Richtigkeit der Maßnahmen. Die Bundesregierung 
ermutigt daher Städte und Gemeinden, Maßnahmen 
der Verkehrsberuhigung insbesondere flächenhaft 
durchzuführen. 


2. Stehen nach Ansicht der Bundesregierung ausrei- 
chend Spielmöglichkeiten zur Verfügung, die den 
besonderen Bedürfnissen der einzelnen Alters- 
gruppen der Kinder angemessen sind, und ist die 
Bundesregierung gegebenenfalls bereit, bestehen- 
de Richtlinien und Empfehlungen für die Sicherheit 
von Kinderspielplätzen zu überarbeiten? 

Die auf wenigen Fällen beruhenden Ergebnisse von 
Untersuchungen über die Ausstattung der vorhan- 
denen Spielplätze und über erforderliche qualitative 
Verbesserungen des Bestandes und des planerischen 
Ausstattungsstandards haben gezeigt, daß oft Spielan- 
lagen und -geräte weitgehend auf die Nutzergruppe 
der jüngeren Kinder eingeschränkt sind. Oft wiederho- 
len sich mit großer Gleichförmigkeit einige wenige 
Ausstattungselemente, die nicht modernen pädagogi- 
schen und psychologischen Anforderungen entspre- 
chen. Die so ausgestatteten Spielplätze kommen nicht 
ihrer Funktion nach, Anregungen und Erfahrungen zu 
ersetzen, die in der Umwelt fehlen. 

Die vom Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit herausgegebenen Berichte über „Kinder- 
spielplätze - Beiträge zur kinderorientierten Gestal- 
tung der Wohnumwelt" geben sowohl gemeindlichen 
Planern als auch privaten Bauherren konkrete An- 
regungsmöglichkeiten, Spielplätze entsprechend den 
Altersgruppen der Benutzer funktionsgerechter zu ge- 
stalten. 

Normative Regelungen über die Spielplatzplanung fal- 
len vor allem - mit Ausnahme einzelner Regelungen 
im Bundesbaugesetz - in die Kompetenz der Bundes- 
länder und Gemeinden. 

Die Verpflichtung der Gemeinden zur planmäßigen 
Versorgung ihres Gebietes mit Spielplätzen ist in den 
Bundesländern schon der äußeren Form nach unter- 
schiedlich geregelt. Einige Länder haben besondere 
Spielplatz gesetze, in denen die Pflicht der Gemeinden 
zur Planung und Herstellung von Spieleinrichtungen 
besonders hervorgehoben wird; andere Bundesländer 
haben durch Erlasse die Anforderungen für die Pla- 
nung von Spielplätzen festgelegt. 
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3. Wie viele sozialpädagogisch betreute Spielplätze 
gibt es in der Bundesrepublik Deutschland, und wie 
ist die Entwicklung dieser Spielplatzart in den letz- 
ten Jahren verlaufen? 

Pädagogisch betreute Spielplätze werden in der Stati- 
stik der Jugendhilfe erst seit 1982 ausgewiesen. 
Danach gab es am 31. Dezember 1982 in der Bundes- 
republik Deutschland 314 pädagogisch betreute Spiel- 
plätze. Neuere Zahlen hegen der Bundesregierung nur 
aus einzelnen Ländern vor, so daß keine allgemeingül- 
tigen Aussagen über die Entwicklung möglich sind. 


4. Welche Initiativen gedenkt die Bundesregierung zu 
ergreifen, um auf der Grundlage des Bundesbau- 
gesetzes eine Verbesserung der Spielplatzsituation 
von Kindern in Ballungsgebieten und verdichteten 
Wohngebieten zu erreichen? 


Mit dem Bundesbaugesetz ist die rechtliche Grundlage 
für eine bedarfsgerechte Planung und Finanzierung 
von Kinderspielplätzen bereitgestellt und über die 
frühzeitige Beteiligung der Bürger an der Bauleitpla- 
nung die Möglichkeit zu einem bürger- und kinder- 
freundlichen Planungsvollzug eröffnet. Die Planung 
und der Planungsvollzug selbst sind jedoch ausschließ- 
lich Sache der Länder und vor allem der Gemeinden. 

Nach dem Bundesbaugesetz haben die Gemeinden zur 
Finanzierung der erstmaligen Herstellung von Kinder- 
spielplätzen innerhalb von Baugebieten Erschlie- 
ßungsbeiträge zu erheben. Beitragsfähig ist nur der 
anderweitig nicht gedeckte Erschließungsaufwand, 
soweit die zu erschließenden Grundstücke durch den 
Kinderspielplatz einen Erschließungsvorteü haben. Zur 
Abdeckung der Allgemeinwohlfunktion des Kinder- 
spielplatzes hat sich die Gemeinde am beitragsfähigen 
Erschließungsaufwand mit mindestens 10 % zu betei- 
ligen. In Ballungsgebieten und verdichteten Wohnge- 
bieten wäre nach Auffassung der Bundesregierung im 
Rahmen eines bürgernahen Gesetzes- und Verwal- 
tungsvollzuges der Eigenanteü der Gemeinde am 
Erschließungsaufwand den jeweiligen örtlichen Ver- 
hältnissen entsprechend höher anzusetzen, um hier 
dem besonderen Interesse an Kinderspielplätzen zum 
Wohle der Allgemeinheit Rechnung zu tragen. Damit 
könnte die Beitragsbelastung für die Grundstücks- 
eigentümer in diesen Gebieten relativ niedrig gehalten 
werden. Diese Regelung soll nach dem von der Bun- 
desregierung am 4. Dezember 1985 beschlossenen 
Entwurf des Baugesetzbuchs (BR-Drucksache 575/85) 
erhalten bleiben. 

Wenn auch das Erschließungsrecht des Bundesbau- 
gesetzes für die Herstellung von Kinderspielplätzen 
grundsätzlich keinen Bebauungsplan voraussetzt, ist 
seine Aufstellung - vor allem auch in Ballungsgebieten 
und verdichteten Wohngebieten - in der Regel für die 
jeweilige geordnete städtebauliche Entwicklung erfor- 
derlich. Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sind 
unter anderem nicht nur die Belange des Sports, der 


Freizeit und der Erholung als öffentliche Belange zu 
berücksichtigen, sondern auch die privaten Belange, 
z.B. der Nachbarn. Dabei sind die öffentlichen und 
privaten Belange gegen- und untereinander gerecht 
abzuwägen. Unabhängig von dieser Planungspflicht 
wird nunmehr im Regierungsentwurf des Baugesetz- 
buchs aus erschließungsrechtlichen Gründen für die 
Herstellung von Kinderspielplätzen grundsätzlich ein 
Bebauungsplan vorausgesetzt. 


V. Kinder im Straßenverkehr 

1. Worauf führt die Bundesregierung zurück, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland erheblich mehr 
Kinder im Straßenverkehr verletzt oder getötet wer- 
den als in anderen vergleichbaren Staaten, und 
welche Maßnahmen gedenkt sie kurz- und mittel- 
fristig zu ergreifen, um eine Reduzierung dieser 
erschreckenden Unfallziffern zu erreichen? 

Es trifft zu, daß die Zahl der im Straßenverkehr verletz- 
ten und getöteten Kinder in der Bundesrepublik 
Deutschland sehr hoch ist. Von 1974 bis 1984 sind 
11706 Kinder im Alter bis zu 14 Jahren getötet und 
648 333 Kinder in diesem Alter verletzt worden, davon 
ein Drittel schwer. Wie viele dieser Kinder lebenslange 
Schäden davongetragen haben, ist nicht bekannt. 

Die Bemühungen, die Gefährdung der Kinder zu ver- 
ringern, haben dazu geführt, daß die Zahl der getöte- 
ten Kinder stark zurückgegangen ist. Während 1974 
1 494 Kinder im Straßenverkehr getötet wurden, waren 
es 1984 nur noch 563. Die Gefahr, daß Kinder von 
einem Verkehrsunfall betroffen werden, hat sich trotz- 
dem nicht vermindert. 1974 wurden von 100000 Kin- 
dern im Alter bis zu 14 Jahren 466 verletzt oder getötet, 
1984 waren es 502. 

Die Gefährdung der Kinder ist am höchsten, wenn sie 
als Fußgänger oder Radfahrer unterwegs sind. Über 
70 % der Unfälle betreffen diesen Bereich. In keinem 
anderen europäischen Land mit hoher Verkehrsdichte 
werden so viele Kinder als Fußgänger oder Radfahrer 
durch motorisierte Fahrer getötet oder veletzt: auf 
100000 Einwohner im Alter bis zu 14 Jahren waren es 
1981 in der Bundesrepublik Deutschland 369 Kinder, in 
Großbritannien 293, in Frankreich 154 und in Italien 
62. 

Genaue Erklärungen für die hohe Gefährdung von 
Kindern in der Bundesrepublik Deutschland fehlen. 
Um mehr Informationen über die Ursachen dafür zu 
erhalten, beabsichtigt der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit ein Forschungsvorhaben 
durchführen zu lassen. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Verkehrssicher- 
heitsprogramm 1984 zum Ausdruck gebracht, daß sie 
in der Bekämpfung von Kinderunfällen einen wesentli- 
chen Schwerpunkt ihrer Verkehrssicherheitsarbeit 
sieht. Erforderlich sind insbesondere: 

— allgemeine Aufklärung der motorisierten Fahrer, 
damit sie die Vorschriften der StVO, insbesondere 
im innerörtlichen Verkehr, besser als bisher beach- 
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ten: Vor allem muß der 1980 neu einge^ihrten Vor- 
schrift in- § 3 Abs. 2 a StVO (die Fahrzeugführer 
müssen sich gegenüber Kindern, Hilfsbedürftigen 
und älteren Menschen, insbesondere durch Ver- 
minderung der Fahrgeschwindigkeit und durch 
Bremsbereitschaft, so verhalten, daß eine Gefähr- 
dung dieser Verkehrsteünehmer ausgeschlossen 
ist) mehr Geltung verschafft werden. Notwendig ist 
eine wesentlich veränderte Einstellung der motori- 
sierten Fahrer gegenüber Fußgängern und Radfah- 
rern auf innerörtlichen Straßen? 

— Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung in Wohnge- 
bieten, zu geschwindigkeitsdämpfenden baulichen 
Maßnahmen und zur Zonenregelung bei flächen- 
hafter Verkehrsberuhigung: Durch solche Maßnah- 
men muß die erforderliche Sicherheit für Kinder 
beim Spielen in ihrem Wohnumfeld und bei der 
Nutzung der Straßen als Fußgänger und Radfahrer 
überhaupt geschaffen werden. Die Bundesregie- 
rung hat die rechtlichen Voraussetzungen hierfür 
geschaffen; 

— Ausbau der Radwegenetze; 

— Fortführung der Verkehrserziehungsarbeit an Kin- 
dern, insbesondere durch die vom Bundesminister 
für Verkehr geförderten Programme, nämlich 

O Schul Verkehrserziehung, 

O „ Kind und Verkehr“ und „Kinder als Radfahrer“ . 


2. Ist die Bundesregierung bereit 

a) die Gurtanlegepflicht auch auf den Rücksitzen 
von Personenkraftwagen vorzuschreiben und 
die Einhaltung durch entsprechende Sanktio- 
nen zu garantieren, 

b) für Pkw-Kindersitze ein bestimmtes Norm- 
system einzuführen, 

c) die Automobilindustrie zu verpflichten, auf 
Pkw-Rücksitzen spezielle Einbaumöglichkeiten 
für Kindersitze vorzusehen? 


Zu a) 

Eine Gurtanlagepflicht auch auf den Rücksitzen von 
Personenkraftwagen ist bereits durch die Siebte Ver- 
ordnung zur Änderung der Straßenverkehrs-Ordnung 
vom 6. Juli 1984 (BGBl. I S. 889) vorgeschrieben wor- 
den. Eine Sanktion hierfür wurde dabei nicht vorgese- 
hen, da die Ausrüstungsvor schrift für diese Gurte erst 
seit dem 1. Mai 1979 besteht und damals weniger als 
die Hälfte der Personenkraftwagen mit Sicherheitsgur- 
ten ausgerüstet war (heute sind es 60 %). Die Einfüh- 
rung einer Sanktion ist für 1986 vorgesehen. 

Zu b) 

Mit Wirkung vom 23. März 1984 wurde die Regelung 
Nr. 44 der UN-Wirtschaftskommission für Europa 
(ECE-Regelung Nr. 44) über „Einheitliche Vorschriften* 
für die Genehmigung der Rückhalteeinrichtungen für 
Kinder in Kraftfahrzeugen“ innerstaatlich in Kraft 


gesetzt (BGBl. II 1984 S. 458). Kinder-Rückhalteein- 
richtungen können nunmehr nach dieser europäischen 
Vorschrift gebaut und genehmigt werden. 

Zu c) 

Eine derartige Verpflichtung ist nicht erforderlich, da 
heute auf dem Markt befindliche Kinder- Rückhalteein- 
richtungen in der Regel so konzipiert sind, daß sie in 
Verbindung mit den auf den Pkw-Rücksitzen einge- 
bauten Dreipunkt- oder Beckengruten verwendet wer- 
den können. Ist diese Möglichkeit nicht gegeben, kön- 
nen zur Befestigung der Kinder-Rückhalteeinrichtun- 
gen die Verankerungspunkte der Sicherheitsgurte 
genutzt werden*{§ 35 a Abs. 7 StVO). 


3. Trifft es zu, daß durch die in vielen Wohngebieten 
durchgeführten V erkehrsb eruhigungsmaßnahmen 
es gelungen ist, die Anzahl der auf unseren Straßen 
verunglückten Kinder zu senken? 

Nach den bisher vorliegenden Erkenntnissen ist in 
Bereichen, in denen verkehrsberuhigende Maßnah- 
men durchgeführt wurden, die Zahl der Verkehrsun- 
fälle wesentlich zurückgegangen. Die Bundesregie- 
rung verfolgt die mit ihrer Unterstützung eingeleiteten 
modellhaften Großversuche in Berlin, Bor gentreich, 
Buxtehude, Esslingen, Ingolstadt und Mainz mit großer 
Aufmerksamkeit. Schon jetzt läßt sich erkennen - 
ebenso wie auch 1979 veröffentlichte Ergebnisse des 
Großversuches in Nordrhein- Westfalen zeigen -, daß 
die Anzahl der Unfälle insgesamt zurückgegangen ist 
und die Unfallfolgen im Durchschnitt leichterer Art 
sind. Von dieser generellen Verbesserung der Ver- 
kehrssicherheit profitieren naturgemäß alle Gruppen 
von Verkehrsteilnehmern. Besonders stark ist jedoch 
dabei der Rückgang der Unfallbeteiligung bei Fußgän- 
gern und Kindern, bei denen die Unfallschwere auch 
erheblich gesenkt wird. 

Der Anteil verkehrsberuhigter Straßen in den Wohnge- 
bieten ist allerdings noch gering. Die Bundesregierung 
appelliert deshalb an Städte und Kreise, mehr Mög- 
lichkeiten zur Verkehrsberuhigung zu nutzen. 

Um die Bereitschaft der Straßenbaulastträger und der 
Anlieger für solche Maßnamen zu erhöhen, wird die 
Bundesregierung prüfen, ob der Förderkatalog des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes um Maßnah- 
men der Verkehrsberuhigung erweitert werden sollte. 


4. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch eine generelle Geschwindigkeitsbegrenzung 
innerhalb geschlossener Ortschaften von 50 km/h 
auf 30 km/h die Zahl der bei Verkehrsunfällen 
getöteten oder schwerverletzten Kinder drastisch 
sinken würde? 


Wenn innerhalb geschlossener Ortschaften nur mit 
30 km/h gefahren würde, würde die Zahl der Kinder, 
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die von motorisierten Fahrern getötet oder schwer ver- 
letzt werden, drastisch sinken. Zu dieser Erkenntnis 
hat die Verkehrsunfallforschung geführt. Danach 
nimmt die Wahrscheinlichkeit, daß der Zusammenstoß 
mit einem Kraftfahrzeug bei einem Kind zum Tode 
oder zu schweren bleibenden Schäden führt, mit sin- 
kender Geschwindigkeit überproportional ab. Die 
Wahrscheinlichkeit tödlicher Verletzung beträgt bei 
70 km/h 83 %, bei 50 km/h 37 %, bei 25 km/h dagegen 
nur 3,5 % ! Deshalb ist in der Straßenverkehrs-Ordnung 
'die Schutzvorschrift des § 3 Abs. 2a („Die Fahrzeug- 
führer müssen sich gegenüber Kindern, Hüfsbedürfti- 
gen und älteren Menschen insbesondere durch Ver- 
minderung der Fahrzeuggeschwindigkeit und durch 
Bremsbereitschaft so verhalten, daß eine Gefährdung 
dieser Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist.") auf- 
genommen und die Möglichkeit der Tempo-30-Zone 
eingeführt worden. 

Eine Herabsetzung der zulässigen Höchstgeschwin- 
digkeit auf 30 km/h wird aber von vielen motorisierten 
Fahrern nur beachtet, wenn sie durch bauliche Maß- 
nahmen erzwungen wird. 


5. Trotz sinkender Schülerzahlen steigt seit zwei Jah- 
ren die Zahl der Schulbusunfälle wieder an. 

Worauf führt die Bundesregierung diese negative 
Entwicklung zurück, und was gedenkt sie im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten zu tun, um den Schüler- 
verkehr für die ca. 1,6 Milhonen Kinder, die täglich 
mit Schulbussen fahren müssen, sicherer zu ge- 
stalten? 

Der Bundesregierung liegen keine amtlichen Statisti- 
ken über die Entwicklung der Schulbusunfälle vor. 
Eine Umfrage bei den Ländern ergab, daß der in der 
Anfrage zum Ausdruck gebrachte Trend eines Anstie- 
ges von Schulbusunfällen in den letzten zwei Jahren 
von diesen nicht bestätigt werden kann. Lediglich 
Nordrhein-Westfalen verzeichnet für 1984 eine leichte 
Zunahme der Verkehrsunfälle gegenüber 1983. Nach 
der Statistik des „Bundesverbandes der Unfallversi- 
cherungsträger der öffentlichen Hand" stiegen die 
Schulbusunfälle von 1983 5 625 Unfälle auf 1984 5 973 
Unfälle. 

Als Ursachen hierfür werden die Zunahme der Zulas- 
sung von Kraftfahrzeugen, die Nichtbeachtung von 
Verkehrsregeln, insbesondere durch Dritte sowie die 
Witterungseinflüsse in den Wintermonaten 1984 ge- 
nannt. 

In den Stadtstaaten werden zur Bewältigung des 
Schulweges überwiegend öffentliche Verkehrsmittel 
in Anspruch genommen. 

Da das Verschulden Dritter bei Schulbusunfällen über- 
wiegt, setzt sich die Bundesregierung dafür ein, im 
Rahmen gezielter Informationen, unter anderem in den 
Massenmedien, die Verkehrsteünehmer insgesamt auf 
das richtige Verhalten gegenüber Schulbussen auf- 
merksam zu machen und zu informieren. 

Eine Erhöhung der Sicherheit bei Schulbusbeförderun- 
gen erwartet die Bundesregierung auch durch die 


angestrebte weitere Integration des freigestellten 
Schülerverkehrs in den allgemeinen Linienverkehr 
sowie durch die in dem Entwurf eines Sechsten Geset- 
zes zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes 
vorgesehene Öffnung des Schulbusverkehrs für 
andere Fahrgäste, weü erwachsene Fahrgäste nach der 
Lebenserfahrung zur Abwendung verkehrsgefährden- 
den Verhaltens von Schülern zumindest beitragen 
können. 


VI. Kinder und Medien 

1. Die Nutzung von Fernsehen macht bei vielen Kin- 
dern einen großen Teü ihrer Freizeitbeschäftigung 
aus. 

Teilt die Bundesregierung die in der Öffentlichkeit 
vielfach geäußerte Besorgnis, daß durch die mittels 
Kabel- Und Satellitenfemsehen mögliche Bereit- 
stellung einer Vielzahl zusätzlicher Fernsehpro- 
gramme und der Ausweitung der Massenkommu- 
nikationsmittel Kinder noch zu mehr Femsehkon- 
sum verleitet werden? 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß der 
Umfang des Fernsehkonsums von Kindern in erster 
Linie in den Verantwortungsbereich der Eltern fällt. 

Die Bundesregierung teüt die Auffassung der Jugend- 
minister und -Senatoren in ihrer Entschließung vom 
1. Juni 1984, nach der die Entwicklung der elektroni- 
schen Massenmedien weitreichende Veränderungen 
mit sich bringt, die einerseits Chancen eröffnet, ande- 
rerseits aber insbesondere für Kinder, Jugendliche und 
Familien auch Gefährdungen, die sich vor allem dorl 
auswirken, wo sie mit bereits vorhandenen Belastun- 
gen Zusammentreffen. 

Das Nutzungsverhalten von Kindern beim Fernsehen 
bedarf einer differenzierten Betrachtung. Die vorhe- 
genden Studien und die Konferenz der Jugendminister 
und -Senatoren der Länder stimmen in der Tendenz 
überein, daß es keine hinreichenden Beweise für eine 
allgemeine Vermehrung des Fernsehkonsums bei 
einer Ausweitung des Programmangebotes gibt. 
Erwartet wird aber, daß vor allem diejenigen, die heute 
schon zum Kreise der „Vielseher" zu rechnen sind, 
mehr fernsehen werden. Außerdem wird erwartet, daß 
noch weitere Kinder und Jugendliche die Schwelle 
zum „Vielseher" überschreiten werden. Fernsehen als 
ein überwiegend passives Unterhaltutigsmedium wird 
vor allem dann genutzt, wenn die Kinder und Jugend- 
lichen keine anderen für sie attraktiven Freizeitange- 
bote vorfinden. Wenn es die Möglichkeit gibt, etwas 
Intensiveres und Interessanteres zu tun, wenn die Kin- 
der die Chance haben, mit anderen Kindern zu spielen, 
hat meist das Seibertun Vorrang vor dem Fernsehen. 

Das Nutzungsverhalten der Kinder ist auch von der 
Lage des Wohnortes abhängig - Stadtkinder sehen 
länger fern als Landkinder. Einzelkinder und ausländi- 
sche Kinder gehören vermehrt zur Gruppe der „Viel- 
seher". 

Wesentlichen Einfluß auf den Umfang der Fernsehnut- 
zung dürfte darüber hinaus das Vorbild der Eltern 
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haben, das wiederum abhängig von ihren Arbeitsbe- 
dingungen, Arbeitsplatzerfahrungen, ihrer Schul- und 
Berufsbildung ist. 

Zur Vermeidung möglicher Gefährdungen halten es 
die Jugendminister und -Senatoren für unerläßlich, bei 
der rechtlichen Ausgestaltung der Ordnungsrahmen 
für die medienpolitische Weiterentwicklung ausrei- 
chende Regelungen für einen wirksamen Schutz von 
Kindern und Jugendlichen zu treffen. 

Hinzu kommen muß eine umfangreiche Aufklärung 
der Bevölkerung über Nutzen und Chancen des Fern- 
sehens, aber auch über Probleme und mögliche Gefah- 
ren. Ebenso sind Hüfen erforderlich, die einen verant- 
wortungsbewußten Umgang mit den neuen techni- 
schen Entwicklungen ermöglichen. 

Durch Beschluß der Jugendminister und -Senatoren 
der Länder wurde am 13. Mai 1983 eine Arbeitsgruppe 
„Jugendhüfe und neue Medien" eingesetzt, die sich 
mit der gesellschaftlichen Wirkung der neuen Medien 
und deren Einfluß besonders auf Kinder und Jugend- 
liche beschäftigt und Materiahen zu dieser Thematik 
erarbeitet. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere 
die Wirkung, die von einer absehbaren verstärkten 
Kommerzialisierung der Fernsehprogramme (ver- 
längerte Werbezeiten, stärkere Orientierung der 
Programminhalte an die Einschaltquoten) auf Kin- 
der ausgeübt wird? 

Alle für die Festlegung von Werbezeiten in Rundfunk- 
sendungen zuständigen Länder begrenzen Werbung 
sowohl nach dem Anteil an der Gesamtsendezeit wie 
nach der hierfür zugelassenen Einschaltsystematik. 

Der heutige Erkenntnisstand der Medienwirkungsfor- 
schung läßt noch keine verbindliche Aussage darüber 
zu, ob sich aus einer Ausweitung der Programmange- 
bote durch Kommerzialisierung andere als die bereits 
bei den bestehenden Angeboten bekannten Wirkun- 
gen des Fernsehens, insbesondere der Fernsehwer- 
bung, auf Kinder und JugendÜche ergeben werden. Es 
ist Aufgabe der Medienerziehung, Kinder und Jugend- 
liche zum kritischen und kreativen Umgang mit den 
Angeboten der Medien auch unter Einbeziehung der 
Werbung zu befähigen. Die dafür zuständigen Länder 
berücksichtigen dies durch die Festlegung entspre- 
chender Lehr- und Lernziele für den Unterricht in 
verschiedenen Fächern. Es ist davon auszugehen, daß 
sie bei Veränderungen ggf. entsprechende Ergänzun- 
gen vornehmen werden. 

Eine stärkere Berücksichtigung der Einschaltquoten 
bei der Gestaltung der Programminhalte muß nicht 
zwangsläufig zu Niveaüverlusten und zu nachteiligen 
Folgen für die Sehgewohnheiten der Kinder und 
Jugendlichen führen. Der Orientierung der Programm- 
inhalte kommerzieller Anbieter an den Einschaltquo- 
ten sollte eine verstärkte Aufmerksamkeit der öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten auf 


Sendungen mit Büdungswert für Kinder und Jugend- 
liche sowie auf solche Sendungen gegenüberstehen, 
die von Kindern und Jugendlichen selbst gestaltet 
werden. 


3. Welche Anstrengungen unternimmt die Bundes- 
regierung, um Familien eine verantwortungsbe- 
wußte Mediennutzung zu ermöglichen, und welche 
Bedeutung kommt dabei der Familienbildung und 
Familienberatung zu? 

Der Wissenschaftliche Beirat für Familienfragen beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat sich in einem Kurzgutachten zum Thema „ Familie 
und neue Medien" - veröffentlicht im Bulletin der 
Bundesregierung Nr. 10 vom 26. Januar 1984 - mit der 
angesprochenen Problematik auseinandergesetzt. 

Auf der Grundlage eines vom Bundesministerium für 
Jugend, Famüie und Gesundheit durchgeführten 
medienpädagogischen Seminars mit anerkannten Wis- 
senschaftlern aus den Bereichen Familiensoziologie, 
Familienpsychologie und Jugendpädagogik vom 
Februar 1984 unterstützt die Bundesregierung For- 
schungsansätze, die sowohl die individuellen, insbe- 
sondere auch emotionalen Wirkungsbedingungen von 
neuen Medien bei Kindern in den Familien und deren 
Bedürfnisse, als auch die Komplexität der Mediennut- 
zung und -Wirkung im gesamten Tagesablauf und im 
Rahmen der Kommunikationsstrukturen der Familien, 
einschließlich ihrer Außenbeziehungen und des Frei- 
zeitverhaltens berücksichtigen. 

In Verbindung mit diesen Forschungsansätzen bzw. 
parallel dazu erwägt die Bundesregierung pädagogi- 
sche Konzeptionen für spezifische Zielgruppen zu ent- 
wickeln und zu erproben, so insbesondere für die 
Eltern- und Familienbüdung, weü Fragen der Fami- 
lienbüdung und -beratung im Zusammenhang mit 
einer verantwortungsbewußten Mediennutzung eine 
besondere Bedeutung zukommt. Die Bundesregierung 
setzt sich insbesondere in Gesprächen mit den zustän- 
digen Verbänden der Familienbüdung und -beratung 
seit Jahren dafür ein, daß Fragen der Medienbüdung 
und Medienerziehung dort verstärkt behandelt 
werden. 

Angesichts der Tatsache, daß ein verantwortungsbe- 
wußter Umgang mit den neuen Medien dringend erfor- 
derlich ist, ergibt sich hier jugend- und familienpoli- 
tisch ein unabweisbarer Handlungsbedarf, nach Mei- 
nung der Jugendminister und -Senatoren der Länder 
auch der Programmanbieter. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, mit einer verstärk- 
ten Förderung qualifizierter und pädagogisch 
wertvoller Kinderfilme, der gegenwärtigen Welle 
jugendgefährdender Videoprodukte entgegenzu- 
wirken? 
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Als flankierende Maßnahme zur Neuregelung des 
gesetzlichen Jugendschutzes im Medienbereich för- 
dert die Bundesregierung gezielt zahlreiche Projekte 
und Einrichtungen auf dem Gebiet der Medienpäd- 
agogik. An der Spitze stehen dabei Zuwendungen an 

— das Kinder- und Jugendfilmzentrum in Remscheid, 

— die Akademie Remscheid für musische Bildung und 
Medienerziehung, 

— die Bundesarbeitsgemeinschaft für Jugendfilm- 
arbeit und Medienerziehung in Aachen. 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit erprobt das Kinder- und Jugend- 
Jilmzentrum gegenwärtig die Konzeption für einen 
Deutschen Jugend-Video-Preis, durch den jugendge- 
eignete und pädagogisch wertvolle Video- und Film- 
produktionen angeregt und gefördert werden sollen. 
Vorbild für diese Arbeiten ist der bewährte Deutsche 
Jugendliteraturpreis, der durch regelmäßige Buch- 
empfehlungen in sog. Auswahlverzeichnissen ergänzt 
wird. Das Kinder- und Jugendfümzentrum gibt bereits 
„Video-Empfehlungen" für Eltern, Erzieher und die 
Jugendlichen heraus, die im Gefolge des geplanten 
„Video-Preises" ausgeweitet und ergänzt werden 
sollen. 


VII. Kinder in Problemsituationen 

1. Wie hat sich in den letzten zehn Jahren die Zahl 
der Selbsttötungen bzw. Selbsttötungsversuche von 
Kindern entwickelt, und wie sehen diese Zahlen im 
Vergleich mit anderen europäischen Ländern aus? 

In der Todesursachenstatistik werden lediglich Anga- 
ben über vollzogene Selbsttötungen ermittelt. Statisti- 
sche Angaben über Selbsttötungsversuche liegen nicht 
mehr vor. Sie wurden bis zum Jahre 1975 beim Bun- 
deskriminalamt nachgewiesen. 

Die Entwicklung der Selbsttötungen für die Bundesre- 
publik Deutschland ist der Tabelle 1 zu Frage VII. 1. zu 
entnehmen. Aus den zu verzeichnenden Schwankun- 
gen kann nicht auf eine Veränderung der Selbsttö- 
tungsrate geschlossen werden, da es sich dabei um 
langfristige Zufallsschwankungen um einen mittleren 
Wert handeln kann. 

Die Zahlen für Selbsttötungen sind nicht nach 
Geschlecht aufgeschlüsselt, da der Unterschied bei 
den Selbsttötungen von Jungen und Mädchen über die 
Jahre im wesentlichen gleich geblieben und auch in 
anderen europäischen Ländern ähnlich ist: auf unge- 
fähr drei Selbsttötungen von Jungen kommt eine von 
Mädchen. Im Jahre 1983 z.B. haben sich 63 Jungen 
und 22 Mädchen im Alter von 5 bis 15 Jahren sowie 
1 027 Jungen und 315 Mädchen im Alter von 15 bis 25 
Jahren selbst getötet. 


T ab eile 1 zu Frage VII. 1. 

Selbsttötungen von jungen Menschen in der Bundes- 
republik Deutschland 1974 bis 1983 


Jahr 

* Selbsttötungen im Alter von . . . 


bis unter . 

. . Jahren 


5 bis 15 15 bis 25 

5 bis 15 15 bis 25 


Anzahl 

je 100 000 
Einwohner 



gleichen Alters 


1974 

76 

1 220 

0,8 

14,0 

1975 

79 

1 312 

0,8 

15,0 

1976 

103 

1 365 

1.1 

15,4 

1977 

96 

1547 

1,0 

17,1 

1978 

108 

1 567 

1,2 

16,9 

1979 

79 

1 399 

0,9 

14,6 

1980 

79 

1 236 

1,0 

12,5 

1981 

106 

1422 

1,4 

14,0 

1982 

86 

1 417 

1,2 

13,8 

1983 

85 

1 342 

1,3 

13,0 


Quelle: Statistisches Bundesamt 

In Tabelle 2 zu Frage VII. 1. sind die Zahlen für Selbst- 
tötungen aus dem Jahre 1982 - soweit sie verfügbar 
waren - für vergleichbare europäische Länder zusam- 
mengestellt. Wo solche Zahlen nicht vorhanden waren, 
sind die letzten verfügbaren Angaben mitgeteilt wor- 
den. Entsprechende Zahlen für die Bundesrepublik 
Deutschland können der Tabelle 1 zu Frage VII. 1. 
entnommen werden. 


Tabelle 2 zu Frage VII. 1. 

Selbsttötungen von jungen Menschen in ausgewählten 
europäischen Ländern 1 982 


Land 

Selbsttötungen im Alter von . . . 



bis unter , 

, . . Jahren 



5 bis 15 

15 bis 25 

5 bis 15 

15 bis 25 


Anzahl 

je 100 000 




Einwohner 
gleichen Alters 

Belgien 1 1 

Bundesrepublik 

13 

146 

0,9 

9,2 

Deutschland 

86 

1 417 

1,2 

13,8 

Dänemark 

Deutsche Demokra- 

4 

111 

0,6 

14,1 

tische Republik 5 

49 

423 

1,8 

16,3 

Frankreich 3 

35 

840 

0,5 

9,9 

Griechenland 

3 

39 

0,2 

2,7 

Italien 4 

17 

335 

0,2 

3,9 

Niederlande 

7 

140 

0,3 

5,6 

Norwegen 

5 

77 

0,8 

12,2 

Österreich 

10 

257 

1,0 

20,5 

Schweden 

- 

118 

- 

10,3 

Schweiz 3 

6 

218 

0,7 

22,0 

Ungarn 

Vereinigtes Königreich 

13 

238 

0,8 

17,7 

England und 

Wales 

7 

340 

0,1 

4,3 

Nordirland 4 

- 

12 


4,3 

Schottland 

1 

58 

0,1 

6,5 


1 1979; 2 1978; 3 1981; 4 1980; 5 1974 

Quelle: World Health Statistics Annual; WHO; Genf; 1983 
und 1984 
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2. Auf welche Ursachen und Gründe führt die Bun- 
desregierung die Selbsttötungshäufigkeit von Kin- 
dern zurück, und welche Maßnahmen hat bzw. 
wird sie ergreifen, um die Suizidhandlungen von 
Kindern in der Bundesrepublik Deutschland zu be- 
grenzen? 


Über Ursachen und Gründe kindlicher Selbsttötungen 
gibt es sehr unterschiedliche wissenschaftliche Unter- 
suchungen und Aussagen. Solche Aussagen sind nicht 
zuletzt theorieabhängig und vielschichtig. In der psy- 
chiatrischen Literatur werden neurotisch-depressive 
Aspekte ins Feld geführt, auch Verlust an Liebesobjek- 
ten etc., in anderen Untersuchungen stehen familiäre 
und schulische Momente im Mittelpunkt. Bei Befra- 
gungen von Kindern, die Selbsttötungsver suche unter- 
nommen hatten, erbrachten einige Studien eine Prä- 
dominanz schulischer Motive, andere zeigten familiäre 
Aspekte an erster Stelle, so daß nicht von eindeutig 
bestimmbaren Ursachen für Selbsttötungshandlungen 
von Kindern auszugehen ist. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit führt zur Zeit mit dem Berliner Verein 
„Hilfen für suizidgefährdete Kinder und Jugendliche" 
ein Modellprojekt durch, um selbstmordgefährdeten 
Kindern und Jugendlichen und deren Eltern neue 
Wege zur Bewältigung ihrer Krise zu erschließen. In 
dem Projekt geht es vorrangig um die Erarbeitung 
eines optimalen Kooperationsnetzes, um die Entwick- 
lung von Fortbüdungsmaßnahmen für Fachleute und 
um eine spezielle Öffentlichkeitsarbeit, die Eltern, 
Lehrer, Nachbarn usw. - aber auch die unmittelbar 
Betroffenen - für die Probleme selbstmordgefährdeter 
Kinder und Jugendlicher sensibilisieren soll. Erste 
Informationsmaterialien und eine Literaturstudie sind 
schon im Rahmen dieses Projektes veröffentlicht wor- 
den. Die Aufwendungen des Bundes für dieses Projekt 
belaufen sich jährlich auf ca. 1 Million DM. 

Den im Rahmen des Modellprogramms Psychiatrie 
geförderten Projekten zur Verbesserung kinder- und 
jugendpsychiatrischer Versorgung ist ebenfalls große 
Bedeutung bei den Maßnahmen zur Verhinderung von 
Selbsttötungen von Kindern beizumessen. Gemeinsa- 
mes Ziel der modellgeförderten Projekte ist es, im 
Vorfeld der stationären Einrichtungen bestehende 
Mängel und Lücken der Versorgung zu schließen. 
Wahrgenommen werden diagnostische, beratende und 
therapeutische Funktionen, soweit diese nicht bereits 
vom bestehenden Versorgungssystem abgedeckt wer- 
den. Über vielfältige Aktivitäten, die auf das einzelne 
Kind, aber auch auf die gesamte Familie sowie auf die 
Zusammenarbeit mit dem familiären Umfeld, insbe- 
sondere Schulen und Ämtern, Kliniken, Heimen aus- 
gerichtet sind, sollen psychische Störungen, die auch 
in Selbsttötungstendenzen zum Ausdruck kommen 
können, geheilt werden. Soweit bisherige Ergebnisse 
der Begleitforschung eine Aussage zulassen, ist festzu- 
stellen, daß es bisher nur in wenigen Fällen zu einer 
stationären Einweisung kam, wenn aber, dann dieser 
Weg insbesondere bei Suizidgefährdung beschriften 
werden mußte. Zu den ambulanten Möglichkeiten der 
Hilfe zählt auch die Nachsorge entlassener Klinik- 
patienten. 


VIII. Kinderdelinquenz 

1. a) Wie viele Verstöße von Kindern gegen Bestim- 
mungen des Strafgesetzbuches sind 1983 bzw. 
1984 aktenkundig bzw. erfaßt worden, und wie 
hoch schätzt die Bundesregierung die „Dunkel- 
ziffer" ein? 

Nach der Polizeilichen Kriminalstatistik wurden im 
Jahre 1984 insgesamt 66309 Kinder im Alter unter 14 
Jahren als Tatverdächtige ermittelt. 

Davon waren 

1 007 Kinder unter 6 Jahren, 

2 900 Kinder 6 bis unter 8 Jahre, 

7 649 Kinder 8 bis unter 10 Jahre, 

16717 Kinder 10 bis unter 12 Jahre und 
38036 Kinder 12 bis unter 14 Jahre alt. 

Für 1983 hegen entsprechende Daten zum Alter der 
Tatverdächtigen wegen Änderungen bei den Erhe- 
bungsmerkmalen nicht vor. (Ein Tatverdächtiger wird 
- unabhängig von der Zahl der ihm zur Last gelegten 
Taten - seit 1984 nur einmal gezählt.) 

Die der Bundesregierung vorliegenden Unterlagen 
ermöglichen keine verläßliche Schätzung der Dunkel- 
ziffer der Kinderdelinquenz. Bisherige Dunkelfeldun- 
tersuchungen in Wissenschaft und Praxis blieben in 
der Bundesrepublik Deutschland auf einmalige örtli- 
che, für das Bundesgebiet nicht repräsentative Erhe- 
bungen und auf Personen im Alter ab 14 Jahren be- 
schränkt. 

Es hegen jedoch Anhaltspunkte vor, die den Schluß 
zulassen, daß vor allem bei den älteren Kindern von 
einem beachthchen Dunkelfeld - insbesondere in den 
Dehktbereichen wie Ladendiebstahl oder Sachbeschä- 
digung - ausgegangen werden kann. 


y b) Zu welchen Konsequenzen haben diese Ver- 

stöße geführt (Entziehung des Sorgerechts, 
Heimeinweisungen etc.)? 

Erkenntnisse darüber, zu welchen Konsequenzen in 
den Jahren 1982 bzw. 1984 aktenkundig gewordene 
oder erfaßte Verstöße von Kindern gegen Bestimmun- 
gen des Strafgesetzbuchs geführt haben, hegen der 
Bundesregierung nicht vor. Die Jugendhilfestatistik 
des Bundes enthält keine Angaben darüber, aus wel- 
chen Gründen im EinzelfaU das elterhche Sorgerecht 
entzogen wurde, bzw. eine Heimeinweisung durch das 
Jugendamt oder das Landesjugendamt verfügt wurde. 


2. Wie hat sich die Delinquenz von Kindern seit 1980 
entwickelt, wie verteüt sie sich auf die einzelnen 
Straftatbestände, und sind der Bundesregierung 
Daten über die soziale Herkunft dieser Kinder be- 
kannt? 
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Die Entwicklung der registrierten Kinderdelinquenz 
nach der Polizeilichen Kriminalstatistik kann nur bis 
1982 aufgezeigt werden. Für 1983 liegen Daten zum 
Alter der Tatverdächtigen wegen statistischer Umstel- 
lung nicht vor. Die Daten für 1984 sind mit denen 
früherer Jahre nicht mehr vergleichbar, weü mit der 
echten Tatverdächtigenzählung die frühere Mehrfach- 
zählung von innerhalb eines Jahres wiederholt ermit- 
telten Tatverdächtigen beseitigt wurde. Allein durch 
diese zähltechnische Maßnahme wurde die Zahl der 
registrierten Tatverdächtigen um über 20 % verringert. 

Die Zahl der in der Polizeilichen Kriminalstatistik 
erfaßten tatverdächtigen Kinder entwickelte sich wie 
folgt: 


1980 

89 638 

1981 

85 659 

1982 

81954 

1984 

66 309. 


Der Rückgang der Zahl der tatverdächtigen Kinder von 
1980 bis 1982 resultiert in erster Linie aus dem Eintritt 
geburtenschwächerer Jahrgänge in das kriminalitäts- 
kritische Alter. 

Die Kriminalitätsbelastung, errechnet auf jeweüs 
100 000 Kinder im Alter von 8 bis 14 Jahren (Kinder 
unter 8 Jahren werden statistisch nicht erfaßt), hat 
dagegen von 1980 bis 1982 leicht zugenommen: 


1980 

1631 

1981 

1653 

1982 

1704 

1984 

1529. 


Werden die insgesamt 66 309 von der Polizei im Jahre 
1984 registrierten Kinder nach einzelnen Straftaten- 
gruppen aufgegliedert, so ergibt sich, daß* sie im Ver- 
dacht standen, folgende Straftaten begangen zu haben 
(wenn tatverdächtige Kinder an mehreren Straftaten 
beteiligt sind, werden sie in jeder Straftatengruppe 
gesondert gezählt) : 

48,8 % Ladendiebstahl (32 352 Kinder), 

18,3% sonstigen Diebstahl ohne erschwerende 
Umstände (12 168 Kinder), 

16,0% Diebstahl unter erschwerenden Umständen 
(10598 Kinder), 

12,04 % Sachbeschädigung (8 190 Kinder), 

3,7 % Körperverletzung, incl. gefährliche und 
schwere (2452 Kinder), 

2,9 % Brandstiftung (1 934 Kinder). 

Gegen fast jedes zweite tatverdächtige Kind wurde 
somit wegen Ladendiebstahls ermittelt. Bei den tatver- 
dächtigen Mädchen allein wurde sogar gegen fast drei 
von vier (73,9 %) wegen Ladendiebstahls ermittelt. 
Nennenswerte Straftatenanteüe gab es im übrigen nur 
noch für sonstigen „einfachen" Diebstahl, für „schwe- 
ren" Diebstahl und für Sachbeschädigungen. Die übri- 
gen Delikte sind bei der registrierten Kinderdelin- 
quenz quantitativ unbedeutend. 

Gesicherte Erkenntnisse über die soziale Herkunft der 
Kinder liegen der Bundesregierung nicht vor. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, ob es einen Zu- 
sammenhang zwischen dem Angebot an Konsum- 
gütem und der Werbung für diese und der Art 
bestimmter Delikte bei Kindern gibt? 

Der Bundesregierung liegen keine durch wissenschaft- 
liche Untersuchungen gesicherten Erkenntnisse dieser 
Art vor. Über die in der Frage angenommenen Zusam- 
menhänge wird vor allem von Praktikern (Polizei und 
Sozialarbeitern) immer wieder berichtet; diese Aussa- 
gen lassen sich aber nicht verallgemeinern, da sie sich 
nur auf die bei einem Delikt ertappten Kinder be- 
ziehen. 


/X. Kinder und Drogenkonsum 

1. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß 
der Genuß von Alkohol das größte Problem im 
Rahmen des Drogenkonsums bei Kindern darstellt, 
und wie groß ist ihrer Meinung nach die Zahl der 
Kinder, die Alkohol zu sich nehmen? Kann die 
Bundesregierung wissenschaftliche Untersuchun- 
gen bestätigen, daß das Einstiegsalter für Alkohol 
z. T. unter elf Jahren liegt, und welche Gründe sind 
nach Ansicht der Bundesregierung für den Alko- 
holkonsum unter Kindern maßgebend? 

Aus einer Infratest-Befragung von 2 793 12- bis 14jähri- 
gen Kindern - im Rahmen einer Befragung von 11711 
jungen Menschen zwischen 12 und 24 Jahren (Konsum 
und Mißbrauch von Alkohol, illegalen Drogen, Medi- 
kamenten und Tabakwaren durch junge Menschen, 
Bonn 1983) - sind Angaben über den Alkoholkonsum 
dieser kindlichen Altersgruppe zu entnehmen. Gene- 
rell ist bezüglich der Wertung der ermittelten Angaben 
zu bedenken, daß zum Thema „Alkohol" befragte Kin- 
der möglicherweise, etwa aus Imponiergehabe, zu 
hohe oder aus Angst zu niedrige Angaben machen. Die 
Studie weist folgendes aus: 

3 % der 12- bis 14jährigen Kinder nehmen mehrmals 
wöchentlich oder täglich eines oder mehrere alkoholi- 
sche Getränke - und zwar in aller Regel Bier - zu sich; 
gelegentlich trinken 12 % von ihnen Alkohol, teüs Bier, 
teüs Wein. Die Fragen nach dem Alter des ersten 
Probierens sind recht unterschiedlich beantwortet wor- 
den: bei vier Altersgruppen zwischen 12 und 24 Jahren 
gaben die jüngeren einen deutlich früheren Trinkbe- 
ginn an als die älteren. Als durchschnittliches Probier- 
alter ergaben sich knapp 13 Jahre, in Bayern IIV2 
Jahre; in über 10 % der Fälle lag das erste Probieren 
bereits im 9. Lebensjahr oder davor. Mit ebenfalls 13 
Jahren hat bereits jeder Neunte seinen ersten Rausch 
gehabt. Erstaunlich ist, daß immerhin 15 % dieser 12- 
bis 14jährigen meinen, jeder sollte irgendwann einmal 
die Erfahrung des Betrunkenseins gemacht haben. 

Als alkoholgefährdet zu bezeichnen ist allerdings unter 
den 12- bis 14jährigen Kindern nach dem qualitativ 
ausgerichteten sogenannten Feuerlein-Index nur 1 %, 
nach dem quantitativen Konsum-Index (40 g reiner 
Alkohol = ca. 4 Glas Bier zu 0,33 1 täglich) praktisch 
kein Kind. Kinder mit behandlungsbedürftigen Alko- 
holproblemen sind bisher auch kaum in den Behand- 
lungseinrichtungen bekanntgeworden. Ein Trend zur 
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Zunahme der Alkoholgefährdung von Kindern läßt 
sich nicht feststellen. 

Ein deutlicher Rückgang der regelmäßigen Alkohol- 
konsumenten ergibt sich aus Repräsentativerhebun- 
gen („Jugend fragt Jugend"), die die Bayerische 
Staatsregierung in den Jahren 1973, 1976, 1980 und 
1984 zur Abklärung des Mißbrauchsverhaltens junger 
Menschen im Alter von 12 bis 24 Jahren hat durchfüh- 
ren lassen, und zwar von 53 % im Jahre 1973 auf 33 % 
im Jahre 1984 (1976 47 %; 1980 37 %}. Im gleichen 
Zeitraum stieg der Anteü der Abstinenten von 18 % auf 
38 % (1976 19 % f 1980 31 %), während der Anteü der 
gelegentlichen Alkoholkonsumenten nahezu gleich- 
geblieben ist mit 28 % im Jahre 1984 gegenüber 29 % 
im Jahre 1973. Der Rückgang der regelmäßigen Alko- 
holkonsumenten ist in der Altersgruppe von 12 bis 14 
Jahren am stärksten ausgeprägt mit einem absinken- 
den Anteü von 30 % auf 4 % (J976 17 % ; 1980 9 %). 

Nach der bereits zitierten Infratest-Befragung sind 
0,5 % der 12- bis 14jährigen Kinder aktueüe Drogen- 
konsumenten, d.h. sie haben innerhalb der letzten 
sechs Monate vor der Befragung eine oder mehrere 
ülegale Drogen konsumiert; 1 % sind Drogenprobierer, 
d.h. sie haben jemals eine oder mehrere Drogen bis zu 
insgesamt fünfmal genommen. Das durchschnittliche 
Probieralter liegt nach der Studie bei 17 Jahren; ein 
„Einstieg" mit 11 Jahren oder jünger dürfte selten sein. 
Von aüen drogenerfahrenen jungen Menschen zusam- 
men hatten 86 % Erfahrungen mit Haschisch und 4 % 
mit Heroin. Die Drogengefährdung oder -abhängigkeit 
bei Kindern unter 14 Jahren kann anhand der Studie 
nicht quantifiziert werden; sie dürfte in diesem frühen 
Alter sehr selten vorliegen. 

Vergleicht man diese Angaben über den Genuß bzw. 
Mißbrauch von Alkohol mit dem Konsum ülegaler Dro- 
gen bei der beschriebenen Altersgruppe von Kindern, 
so steüt der Alkohol bei Kindern die frühere und häufi- 
gere Gefahr dar. Dies verwundert auch nicht, wenn 
man in Rechnung steüt, daß dieses Genußmittel als 
solches bei gesunden Erwachsenen in maßvoüen Men- 
gen nicht gesundheitsschädlich, geseUschaftlich aner- 
kannt und legal zu erwerben ist, der Erwerb von Dro- 
gen dagegen von vornherein gegen das Gesetz ver- 
stößt. 

Für den Alkoholkonsum unter Kindern sind viele 
Umstände maßgeblich. Eine wesentliche Roüe dürfte 
das Vorbüd der Eltern und anderen Erwachsenen spie- 
len, besonders der Einfluß Gleichaltriger und Älterer in 
der Bezugsgruppe sowie die Roüe des Alkoholtrinkens 
für das Selbstwertgefühl, das Gefühl des Erwachsen- 
seins und der Selbständigkeit. Kindern wird Alkohol 
häufig auch von Erwachsenen als Zeichen des Erwach- 
senwerdens angeboten. Auch äußere Umstände - wie 
die Verfügbarkeit des Alkohols - sind von Bedeutung: 
so beziehen nach der Studie 59 % der 12- bis 14jähri- 
gen ihren Alkohol aus dem elterlichen Vorrat zu 
Hause. Deutlich mehr derjenigen Kinder, die schon 
Alkohol probiert haben, bejahen die Frage, ob sie dar- 
auf verzichteten, wenn es in Gastwirtschaften alkohol- 
freie Getränke billiger als Bier gäbe (vgl. auch Antwort 
zu Frage IX. 2.). Problematischer sind die Gründe für 
mißbräuchlichen Umgang von Kindern mit Alkohol; 


hier sind - wie bei sonstigem Mißbrauchs verhalten - 
psychosoziale Belastungen der verschiedensten Art im 
Spiel. 


2. Kann die Bundesregierung eine im Jahre 1980 
durchgeführte Untersuchung bestätigen, daß in der 
Gastronomie sowie in Diskotheken im Durchschnitt 
ein Glas Bier (0,2 Liter) 1,12 DM kostet, die gleiche 
Menge Mineralwasser jedoch 1,31 DM, der Oran- 
gensaft 2,17 DM? Sieht die Bundesregierung in 
dieser Preisdiskrepanz einen ursächlichen Zusam- 
menhang für den Alkoholkonsum von Kindern und 
Jugendlichen? Ist die Bundesregierung über die 
verbalen Appelle hinaus bereit, Einfluß auf die 
Preisgestaltung von alkoholischen und nichtalko- 
holischen Getränken in der Öffentlichkeit zu neh- 
men, zumal der Einkaufspreis für nichtalkoholische 
Getränke weit unter dem Einkaufspreis von Bier 
etc. liegt? 

Der Bundesregierung ist die in der Frage genannte 
Untersuchung aus dem Jahre 1980 nicht bekannt und 
sie hat sie auch nicht über den Deutschen Hotel- und 
Gaststättenverband (DEHOGA) in Erfahrung bringen 
können; Angaben über das Preisniveau alkoholischer 
und nichtalkoholischer Getränke aus der Zeit von 1980 
oder davor können auch keine Geltung mehr für die 
heutigen Preisverhältnisse beanspruchen. Die Preisbil- 
dung bei Getränken in der Gastronomie unterliegt den 
Gesetzen von Angebot und Nachfrage und steht im 
kalkulatorischen Ermessen der jeweiligen Gastwirte. 
Aus diesem Grunde ist die diesbezügliche Preissitua- 
tion unterschiedlich und nicht ohne weiteres zu über- 
blicken. 

Der Bundesregierung ist aüerdings grundsätzlich 
bekannt, daß die Lieferanten nichtalkoholischer 
Getränke - insbesondere die Brauereien - diese 
Getränke in der Regel zwischen 40 und 50 % billiger 
abgeben als die gleiche Menge Bier. Daß trotzdem 
immer noch verbreitet alkoholfreie Getränke in Gast- 
wirtschaften teurer als Bier angeboten werden, liegt an 
der Kalkulation der betreffenden Gastwirte; hierbei ist 
die Erfahrung zu berücksichtigen, daß ein Gast in der 
Regel von einem nichtalkoholischen Getränk bei 
einem Besuch weniger verzehrt als von Bier (sog. 
Stuhlumsatz). 

Soweit in Gaststätten - insbesondere solchen, in denen 
vorwiegend junge Leute verkehren - noch eine Preis- 
differenz zwischen alkoholischen und nichtalkoholi- 
schen Getränken besteht, kann ein Zusammenhang 
mit dem Alkoholkonsum von Kindern bestehen. Nach 
der in der Antwort zu Frage IX. 1 genannten Studie 
haben von 1 007 Alkoholprobierem im Alter zwischen 
12 und 14 Jahren auf die Frage, ob sie bei preiswer- 
teren, nichtalkoholischen Getränken in Gaststätten auf 
Alkohol verzichteten, deutlich mehr Kinder mit ja als 
mit nein geantwortet (19 % gegenüber 12 %; zwei 
Drittel dieser Altersklassen trinken ohnehin meistens 
alkoholfreie Getränke). 

Die Bundesregierung ist seit Jahren - vor aüem im 
Hinblick auf die Jugend - der Auffassung, daß in 
Gastwirtschaften mindestens ein nichtalkoholisches 
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Getränk bei gleicher Menge billiger angeboten wer- 
den sollte als das preisgünstigste alkoholische 
Getränk. Sie hat in den letzten Jahren in dieser Sache 
mefirfach Schritte unternommen, um durch Gespräche 
mit dem DEHOGA und dem Deutschen Brauerbund 
sowie durch Ausräumung kartellrechtlicher Hinder- 
nisse die Befolgung entsprechender Appelle der Ver- 
bände an ihre Mitglieder zu ermöglichen. So hat auch 
der DEHOGA seit Jahren seinen Unterorganisationen 
empfohlen, in den Gaststätten ein nichtalkoholisches 
Getränk billiger als Bier anzubieten. Die vielfältigen 
Appelle und Aktionen in dieser Richtung von seiten 
des Bundes, der Länder und der Kommunen sowie der 
Gastronomie haben bereits Erfolge in der Praxis gezei- 
tigt. Wenn auch noch festzustellen ist, daß vielerorts 
Gastwirte ihre Preise nicht entsprechend gestalten, so 
scheint doch die Entwicklurig in dieser Richtung bei 
Gaststätten, die von Jugendlichen bevorzugt werden - 
wie Diskotheken in Gang gekommen zu sein. 

Die Bundesregierung gibt einer gezielten gesundheit- 
lichen Aufklärung sowie freiwilligen Maßnahmen des 
Gaststättengewerbes den Vorzug vor dirigistischen 
Eingriffen des Staates in das Preisgefüge des 
Getränkemarktes. So plant sie insbesondere nicht, 
durch gesetzgeberische Maßnahmen - etwa durch 
Änderung des Gaststättengesetzes - in die freie Preis- 
gestaltung der Gastwirte einzugreifen. Dies stellte ein 
negatives Präjudiz für andere Bereiche dar und könnte 
auch zum Anstieg des Preisniveaus bei alkoholischen 
Getränken - vor allem beim Bier - führen. Außerdem 
ließe sich ein solches Gebot durch Anbieten unattrakti- 
ver nichtalkoholischer Getränke faktisch umgehen. 

Im übrigen gibt es im Gaststättengesetz bereits einige 
die Alkoholabgabe beschränkende Vorschriften, näm- 
lich den § 6, wonach Gaststätten, denen der Ausschank 
alkoholischer Getränke gestattet ist, auf Verlangen 
auch alkoholfreie Getränke abzugeben haben; weiter 
gibt es den § 20 Nr. 4, der es verbietet, im Gaststätten- 
gewerbe die Abgabe alkoholfreier Getränke davon 
abhängig zu machen, daß der Gast auch Alkoholika 
bestellt, oder den Preis alkoholfreier Getränke zu er- 
höhen, sofern der Gast nicht auch alkoholische 
Getränke bestellt. Eine Verschärfung der einschlägi- 
gen Vorschriften hat auch jüngst die Novelle zum 
Jugendschutzgesetz vom 25. Februar 1985 gebracht. 
Hiernach dürfen in Gaststätten, Verkaufsstellen oder 
sonst in der Öffentlichkeit auch andere alkoholische 
Getränke als Branntwein - somit insbesondere Bier - 
an Kinder und an Jugendliche unter 16 Jahren weder 
abgegeben noch darf ihnen der Verzehr gestattet wer- 
den, außer wenn ein unter 16 Jahre alter Jugendlicher 
von einem Elternteü begleitet wird. Ferner dürfen in 
der Öffentlichkeit alkoholische Getränke nicht mehr in 
Automaten angeboten werden, es sei denn, es sei 
sichergestellt, daß Kinder und Jugendliche unter 16 
Jahren aus ihnen keine alkoholischen Getränke ent- 
nehmen können. Im übrigen wird hierzu auf die Ant- 
wort der Bundesregierung auf die Frage des Abgeord- 
neten Linsmeier vom 20. Dezember 1984 (Drucksache 
10/2698, S. 41/42) zum selben Thema verwiesen. 

Die Bundesregierung erwartet, daß das Gaststätten- 
gewerbe den jugend- und gesundheitspolitischen For- 


derungen Rechnung trägt und zumindest in überwie- 
gend von Jugendlichen besuchten Gaststätten 
nichtalkoholische Getränke billiger als Bier abgibt 
oder wenigstens auf sie einen „Jugendrabatt 11 ge- 
währt. 


3. Nach einer Untersuchung der Hamburger Univer- 
sitäts-Kinderklinik nehmen etwa 35 % der bundes- 
deutschen Schüler psychopharmazeutische Medi- 
kamente, um mit ihren Schulproblemen fertig zu 
werden. Alleine Schüler der 1. Klasse werden schon 
mit 11 bis 12 % davon betroffen. 

Sind der Bundesregierung diese Zahlen bekannt 
bzw. liegen ihr weitere Untersuchungsergebnisse 
dieser Problematik vor? Welche Konsequenzen ge- 
denkt sie daraus zu ziehen, und wie bewertet sie in 
diesem Zusammenhang die Verschreibungspraxis 
von Medikamenten durch Ärzte an Kinder? 

4. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 36 % 
der Eltern nach einer Umfrage bereit sind, ihren 
Kindern verschreibungspflichtige Psychopharmaka 
zu verabreichen, und was gedenkt sie gegen diese 
Entwicklung zu unternehmen? 

Der Bundesregierung ist die Untersuchung von Ditt- 
mann, Hein und Wallis von der Psychosomatischen 
Abteilung der Universitäts-Kinderklinik Hamburg 
„Zur Psychopharmaka- Anwendung im Säuglings-, 
Kleinkindes- und Vorschulalter, Ergebnisse einer 
Elternbefragung von Schulanfängern" (Monatsschrift 
Kinderheilkunde 1981, S. 349 bis 353) bekannt. Diese 
Untersuchung bezog sich jedoch nicht auf Schüler, 
sondern auf knapp 5- bis 7jährige Kinder bei der Ein- 
schulungsuntersuchung. Befragt wurden die Eltern 
von 7<)0 Kindern in zwei Hamburger Stadtteilen; schon 
aus diesem Grunde betonen die Autoren, ihre Ergeb- 
nisse dürften nicht verallgemeinert werden. Keinesfalls 
ist der Studie zu entnehmen, etwa 35 % der bundes- 
deutschen Schüler nähmen Psychopharmaka. Die 
Untersuchung ergab vielmehr, daß - zu 90 % auf 
Verschreibung von Kinderärzten - 17,3 % der von ihr 
einbezogenen Kinder bis zum Zeitpunkt der Befragung 
ein- oder mehrfach solche Mittel erhalten haben, und 
zwar vom 1. bis zum 6. Lebensjahr zu allen Zeitpunk- 
ten. Von der genannten Abteüung ist keine weitere 
Untersuchung zu dieser Problematik gemacht worden. 

Aus Hamburg liegt eine andere Untersuchung zu die- 
sem Fragenkreis, von Asam und Karrasz vor (Abteilung 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie der Psychiatrischen 
und Nervenklinik der Universität): „«Kinderpsychiä- 
trie» und «Psychopharmakotherapie» in der allge- 
mein-, kinder- und nervenärztlichen Praxis" (Zeit- 
schrift für Kinder- und Jugendpsychiatrie 1979, S. 221 
bis 231). Hierbei wurden 270 Hamburger Allgemein-, 
Kinder- und Nervenärzte hinsichtlich ihrer kinderpsy- 
chiatrischen Arbeit befragt. Im Ergebnis verschrieb die 
überwiegende Anzahl der Nerven- und Kinderärzte - 
und zwar in erster Linie bei Schlafstörungen - Psycho- 
pharmaka an Kinder, die meisten Allgemeinärzte 
jedoch überhaupt nicht. Soweit diese Mittel verordnet 
wurden, behandelten 73 % der Nervenärzte monatlich 
mindestens ein Kind mit Psychopharmaka, 95 % der 
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Kinderärzte, aber nur 35 % der Allgemeinärzte. Mög- 
licherweise hat diese letzte Zahl Anlaß zu einer Ver- 
wechslung bei der Fragestellung zu Punkt IX. 3. 
gegeben. 

Nach der Repräsentativerhebung durch Infratest in 
Bayern „Jugend fragt Jugend", herausgegeben von 
den Bayerischen Staatsministerien des Innern und für 
Arbeit und Sozialordnung (München 1982), haben von 
den 12- bis 14jährigen Kindern zwar deutlich weniger 
als ältere, aber doch immerhin 36 % schon einmal 
leichte Schmerzmittel genommen; andere Arzneimittel 
- wie Schlaf- oder Beruhigungs- und Anregungsmittel 
sowie Appetitzügler - nehmen diese Kinder ganz sel- 
ten. Die in der Antwort auf Frage IX. 1 genannte 
bundesweite Studie gibt über den Arzneimittelkonsum 
dieser Altersgruppe keinen Aufschluß. 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß 35 % 
der Eltern in der Bundesrepublik Deutschland bereit 
seien, ihren Kindern verschreibungspflichtige Psycho- 
pharmaka zu geben. Im Gegenteü heißt es in der 
genannten Untersuchung von Dittmann u.a., allge- 
mein hätten sich die Eltern gegen eine Verordnung 
von Psychopharmaka ausgesprochen, weü sie eine 
Schädigung durch Nebenwirkungen, eine Gewöhnung 
an Medikamente oder sogar eine Suchtentwicklung 
befürchteten. Überdies ist es Sache des behandelnden 
Arztes, über die Verordnung verschreibungspflichtiger 
Arzneimittel zu entscheiden. Der in der Frage 
genannte Prozentsatz könnte auf eine Befragung der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung im 
Jahre 1981 bei Eltern bis zu 18jähriger Kinder zurück- 
gehen. Gefragt war, ab welchem Alter ihrer Ansicht 
nach ein Minderjähriger mit normaler Gesundheit und 
Konstitution gutverträgliche Mittel zur Verbesserung 
der Konzentrations- und Leistungsfähigkeit in der 
Schule einnehmen könne. 58% der Eltern antworte- 
ten: überhaupt keine Einnahme, 36% bejahten die 
Einnahme solcher Mittel von verschiedenen Lebensal- 
tern an. Auf die gleiche Frage nach der Gabe von 
Beruhigungs- oder Schlafmitteln lehnten 79% diese 
generell ab, nur 12% befürworteten sie für Kinder 
unterschiedlichen Alters. Gefragt war jedoch nicht 
nach verschreibungspflichtigen Psychopharmaka. 

Die Bundesregierung hält den Einsatz von Psychophar- 
maka bei Kindern, um deren Leistungsfähigkeit in der 
Schule zu steigern oder Lernstörungen entgegenzuwir- 
ken, grundsätzlich für verfehlt; sie warnt vor einer 
unkritischen Anwendung solcher Arzneimittel bei Kin- 
dern generell. Der ärztliche Grundsatz, die Anwen- 
dung eines Medikaments auf das medizinisch Notwen- 
dige zu beschränken, güt vor allem bei Kindern, da 
diese in besonderer Gefahr schweben, durch frühe 
Gewöhnung an medikamentöse Problemlösungen zeit- 
lebens eine innere Bereitschaft zum „Griff nach der 
Pille" zu behalten. Die Möglichkeit, durch unkritische 
Vergabe von Psychopharmaka an Kinder eine Voraus- 
setzung für späteren Medikamentenmißbrauch zu 
schaffen, muß ernst genommen werden. Um die Ärzte 
auf die vielfältigen Probleme der Abhängigkeit von 
Arzneimitteln aufmerksam zu machen, hat die Deut- 
sche Hauptstelle gegen die Suchtgefahren mit finan- 
zieller Unterstützung der Bundeszentrale für gesund- 
heitliche Aufklärung 150 000 Exemplare einer entspre- 


chenden Ärztebroschüre mit genauen Hinweisen 
kostenlos an alle Ärzte verteüt. 

Die Bundesregierung weiß sich bei dieser restriktiven 
Haltung gegenüber der Anwendung von Psychophar- 
maka bei Kindern einig mit der Empfehlung des Welt- 
ärztebundes über den Gebrauch psychotroper Arznei- 
mittel. Zu gleichen Forderungen ist auch das vom Bund 
geförderte WHO-Symposium „Psychopharmaka und 
das Kind" 1984 in Hamburg gekommen. 

Schulschwierigkeiten, Lernstörungen und Verhaltens- 
auf fälhgkeiten eines Kindes sind in erster Linie in 
Zusammenarbeit von Eltern, Lehrern, Ärzten, schul- 
psychologischen Diensten und Familien- und Er- 
ziehungsberatungsstellen und mit verstärkter Zuwen- 
dung in der Familie anzugehen, nicht mit Medika- 
menten. 

Dies verdeckt häufig die eigentlichen Gründe für Ver- 
haltensauffälligkeiten eines Kindes - Hyperaktivität, 
Unruhe, Aggressivität, Angst -, die nicht selten in 
Störungen des familiären Zusammenlebens liegen. Der 
scheinbare Erfolg einer solchen Symptombehandlung 
kann Eltern und Ärzte in ihrer Meinung bestärken, 
solche Probleme mit Medikamenten lösen zu können. 
Besondere Zurückhaltung bezüglich des Psychophar- 
maka-Einsatzes bei Schul- und Verhaltensstörungen 
von Kindern sollten auch die pharmazeutischen Firmen 
üben, insbesondere in der Werbung, bei Ärztebe- 
suchen durch Pharmaberater und bei der Vergabe kli- 
nischer Studien zur Erprobung ihrer Präparate an Kin- 
dern. 


5. Wie hoch ist der Anteil der Kinder unter den Dro- 
genkonsumenten (aufgeschlüsselt nach Drogenar- 
ten), und wie hoch ist die Zahl der Kinder unter den 
Drogentoten? 

Bezüglich des Anteüs der Kinder unter den aktuellen 
Drogenkonsumenten wird auf die Antwort zu Frage IX. 
1. verwiesen. Die dort genannte Statistik der ambulan- 
ten Beratungs- und Behandlungsstellen zeigt in den 
letzten 5 Jahren eine Verschiebung des Durchschnitts- 
alters nach oben, vor allem bei den männlichen Klien- 
ten. Eine Aufschlüsselung der Drogen konsumieren- 
den Kinder nach Drogenarten ist aus der erwähnten 
Infratest- Studie nicht möglich. Es ist jedoch davon aus- 
zugehen, daß in dieser kindlichen Altersgruppe Dro- 
genkonsum ganz überwiegend im Rauchen von 
Haschisch oder Marihuana besteht. 

Drogentote Kinder hat es weder 1984 noch bisher 1985 
gegeben. Von den 361 Drogentoten des Jahres 1984 
waren $ Jugendliche im Alter zwischen 14 und 18 
Jahren, im ersten Halbjahr 1985 von 133 nur einer aus 
dieser Altersgruppe. 
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6. Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
Rückfallquote ehemals drogenabhängiger Kinder 
zu senken? 

Generell gibt es in der Bundesrepublik Deutschland 
ein breit gefächertes Angebot an Einrichtungen zur 
Entwöhnung Drogenabhängiger (z. Z. rd. 2 500 statio- 
näre Langzeittherapieplätze). Im Bereich der Nach- 
sorge fehlt es noch an einem ausreichenden Angebot. 
Seit Jahren wird versucht, den Gründen für die noch 
hohen Abbruchs- und Rückfallquoten nachzugehen. 
Katamnese-Untersuchungen werden zunehmend 
durchgeführt und geben genaueren Aufschluß über 
Therapieerfolge . 

Soweit es drogenabhängige Kinder gibt (siehe Antwort 
zu Frage IX. 1.), stehen nach Zahl und Art ausrei- 
chende Behandlungsplätze zur Verfügung. Hier gilt es, 
noch stärker die Eltern - sofern vorhanden - in die 
Behandlung einzubeziehen, um vor allem den Über- 
gang von der stationären Entwöhnung in die ambu- 
lante Nachsorge reibungsloser zu gestalten; die Eltern- 
kreise drogenabhängiger Kinder haben hierbei eine 
wichtige Funktion. 


X. Gewalt gegen Kinder 

1. Kann die Bundesregierung die Ergebnisse einer 
Untersuchung des nordrhein-westfälischen Mini- 
steriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales bestä- 
tigen, wonach in der Bundesrepublik Deutschland 
jährlich 30 000 schwere Kindesmißhandlungen re- 
gistriert werden, tatsächlich aber von ca. 400 000 
Kindesmißhandlungen ausgegangen werden 
müsse? 


Die Frage bezieht sich offensichtlich auf die Pressemel- 
dung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen über eine 
von ihm in Auftrag gegebene Untersuchung „Gewalt 
in der Familie". Diese Untersuchung nennt keine Zah- 
len über das Ausmaß von Kindesmißhandlungen in der 
Bundesrepublik Deutschland. Es gibt auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland bis heute keine Dunkelfeld- 
studie, die solche Aussagen zuließe. 

Die polizeiliche Kriminalstatistik erfaßt Fälle von Kin- 
desmißhandlungen im Sinne des § 223b StGB. Hierbei 
handelt es sich allerdings um besonders schwerwie- 
gende Mißhandlungen. Seit Anfang der achtziger 
Jahre läßt sich eine rückläufige Tendenz bei den Miß- 
handlungen feststellen (1980 waren es 1507 Fälle; 
1982 1354 Fälle; 1984 1 223 Fälle). Auch diese Zahlen 
haben aufgrund der Dunkelfeldproblematik nur eine 
beschränkte Aussagekraft. 

Die Bundesregierung hat mit einem Finanzvolumen 
von 4,8 Mio. DM ein Bündel gezielter Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Kindesmißhandlungen ergriffen: In 
Zusammenarbeit mit dem ZDF hat sie eine dreiteilige 
Fernsehserie zum Thema Kindesmißhandlung erstellt, 
die die Bürger aufgeklärt hat und den betroffenen 
Familien Hilfswege aufzeigte. Darüber hinaus hat der 
WDR einen 2stündigen Fernsehfilm über die vom Bun- 


desminister für Jugend, Familie und Gesundheit in 
Gütersloh geförderte „Kinderwohngruppe für mißhan- 
delte Kinder" gesendet. Das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit führte in Zusammen- 
arbeit mit den Kinderschutzzentren in Berlin und 
Gütersloh ein Modellprojekt „Hüfen für Kinder in Not- 
lagen" durch, dessen Abschlußbericht noch bis Ende 
des Jahres vorliegen wird. Im Zusammenhang mit dem 
Projekt „Hilfen für Kinder in Notlagen" hat das Bun- 
desministerium im November 1984 in dritter Auflage 
ein Handbuch „ Kindesmißhandlungen — erkennen und 
helfen/eine praktische Anleitung" herausgegeben. 
Dieses Handbuch - mit einer Gesamtauflage von 
90 000 Exemplaren - wird in erster Linie von Polizei- 
schulen und Jugendämtern zur Aus- und Fortbildung 
angefordert. Darüber hinaus entwickelt das Bundes- 
ministerium zur Zeit eine Informationsbroschüre, die 
sich an eine breite Öffentlichkeit richtet. 

Leider war das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales des Landes Nordrhein- Westfalen nicht bereit, 
sich an der Finanzierung der Kinderwohngruppe in 
Gütersloh zu beteüigen, so daß das Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit während der 
Laufzeit des Modellprojektes die Finanzierung allein 
tragen mußte. Auch heute ist - im Unterschied zur 
Finanzierung der Kinderwohngruppe in Berlin - die 
Kinderwohngruppe in Gütersloh noch immer nicht 
finanziell gesichert. 


2. Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache zu ziehen, daß Gewaltan- 
wendung gegen Kinder nur in geringem Maße auf- 
gedeckt wird? Hält die Bundesregierung es für not- 
wendig, eine gesetzliche Meldepflicht für Ärzte 
und Lehrer einzuführen, wenn der Verdacht auf 
Kindesmißhandlung besteht? 

Die Bundesregierung ist sich mit der Fachöffentlichkeit 
einig, daß die Einführung einer gesetzlichen Melde- 
pflicht für Ärzte und Lehrer eher schaden als nutzen 
würde. Sie stünde dem Ziel entgegen, möglichst durch 
praktische Hilfe für die betroffene Familie und die 
Kinder entsprechende Gefährdungen abzubauen. Im 
Falle einer gesetzlichen Meldepflicht wäre zu befürch- 
ten, daß betroffenen Kindern noch häufiger als gegen- 
wärtig die notwendige ärztliche Behandlung vorent- 
halten würde. Die Meldepflicht des Lehrers würde in 
vermehrtem Maße dadurch unterlaufen, daß mißhan- 
delte Kinder für längere Zeit von der Schule ferngehal- 
ten würden. Noch zu häufig wird in Fällen von Kindes- 
mißhandlungen und bei entsprechendem Verdacht in 
erster Linie an die Einschaltung der Strafverfolgungs- 
behörden gedacht. Wichtig ist eine verstärkte Aufklä- 
rung der Ärzte und Lehrer über Fragen der praktischen 
Hilfe, insbesondere darüber, wann sie das Jugendamt 
verständigen sollen. 


3. Bestätigt die Bundesregierung andere Unter- 
suchungsergebnisse, nach denen der größte Teil 
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der mißhandelten Kinder „unerwünschte Kinder" 
waren und daß 80 % der Mißhandlungen von Ver- 
wandten und engen Bekannten verübt werden? 
Welche Konsequenzen gedenkt sie hieraus zu 
ziehen? 

Die in der Frage angesprochenen Untersuchungs- 
ergebnisse sind der Bundesregierung nicht bekannt. 

Die Gründe, warum Kinder in den Familien mißhandelt 
werden, sind vielfältig und vielschichtig und lassen 
sich nicht auf einen Problemtyp ein engen. Die Frage 
nach typischen viktimologisch bedeutsamen Eigen- 
schaften des Kindes ist ein in den vorhegenden Unter- 
suchungen kaum beachteter Aspekt. Soweit in der 
Forschung solche Eigenschaften der betroffenen Kin- 
der untersucht wurden, kann nicht bestätigt werden, 
daß vor allem unerwünschte Kinder mißhandelt wur- 
den. Zwar spielen bei der Kindesmißhandlung nicht 
immer nur Defizite der Mißhandelnden und ihres Er- 
ziehungsstils eine Rolle, sondern bestimmte Dispositio- 
nen und Verhaltensweisen des Opfers können auch 
eine Familienkrise zuspitzen und zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen führen. 

In der Fachöffentüchkeit hat sich aufgrund von Erfah- 
rungen die Überzeugung durchgesetzt, daß dem 
Schutz und dem Wohl der betroffenen Kinder wenig 
mit einer Erweiterung der staatlichen Sanktionen 
gedient ist. Es kommt vielmehr darauf an, die Zu- 
gangsschwellen der Hilfe für Familien, in denen phy- 
sische bzw. psychische Gewalt vorkommt, herabzuset- 
zen. Deshalb sollte eine Hüfestruktur, die Angebots- 
charakter hat, aufgebaut werden, die auf Freiwilligkeit 
und Anonymität beruht und ausschließt, daß die psy- 
chosoziale Problematik der betroffenen Familien nach 
Kriterien des Sorge- und Strafrechts registriert und 
gehandhabt wird. Dies schließt Kriseninterventionen 
und eine Unterbringung des Kindes oder Jugendlichen 
nicht aus. 

Nach diesem Ansatz arbeiten die Kinder schutzzentren 
in Berlin und Gütersloh, die vom Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit initiiert und als 
Modellprojekte gefördert wurden. Erste Anlaufstellen 
zum Schutz gegen Mißhandlung von Kindern sind die 
örtlichen Jugendämter und Beratungsstellen freier 
Träger. Besondere Kinderschutzzentren gibt es in eini- 
gen größeren Städten. Darüber hinaus existieren Not- 
telefone, die auch außerhalb der Bürozeiten „Erste 
Hilfen" anbieten. 

Mißhandelten oder von Mißhandlung bedrohten Kin- 
dern ist am besten gedient, wenn an ihre Familien 
Hilfeformen herangeführt werden, die sie in Anspruch 
nehmen können, ohne durch Kontrollzwänge bzw. 
Sanktionspflichten in der eigenen Identität als Familie 
beeinträchtigt zu werden. Dies schüeßt nicht aus, daß 
in bestimmten Fällen auch strafrechtliche Reaktionen 
gegen die mißhandelnden Personen erforderlich sein 
können. 


4. Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, daß 
zwischen Kindesmißhandlung und wirtschaftlicher 


Situation des Elternhauses (Arbeitslosigkeit usw.) 
ein enger Zusammenhang besteht, und welche 
Konsequenzen wird die Bundesregierung aus die- 
ser Erkenntnis ziehen? 

Wie bereits zu Frage X. 3. ausgeführt, ist das Bedin- 
gungsgefüge bei Kindesmißhandlungen komplex und 
vielschichtig. Viele Faktoren wirken zusammen. Es ist 
sowohl die Persönlichkeit der mißhandelnden Person 
betroffen wie die des mißhandelten Kindes. Aber auch 
die sozialen und ökonomischen Lebensverhältnisse der 
Familien spielen bei der Kindesmißhandlung eine 
Rolle, sie werden in den vorliegenden Untersuchungen 
aber gerade in der Komplexität der Wirkungszusam- 
menhänge aufgezeigt und es wird kaum ein Faktor Wie 
die Arbeitslosigkeit als erklärender Einzelfaktor her- 
ausgegriffen. Soweit Zusammenhänge zwischen 
Arbeitslosigkeit und Kindesmißhandlung aufgezeigt 
werden, ist zu berücksichtigen, daß es sich dabei in 
erster Linie um statistische Korrelationen und nicht um 
Ursachenzusammenhänge handelt (s. dazu auch das 
vom Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit herausgegebene Handbuch „Kindesmiß- 
handlung — Erkennen und Helfen - eine praktische 
Anleitung"). Wie andere psychosoziale Probleme von 
Familien kann auch die Mißhandlung von Kindern im 
Zusammenhang mit Erwerbslosigkeit stehen; Kindes- 
mißhandlung ist jedoch nicht mit dem Faktor 
„Erwerbslosigkeit" zu erklären. 


5. Nach der Neuregelung des Rechts der elterlichen 
Sorge sind seit dem 1. Januar 1980 „entwürdigende 
Erziehungsmaßnahmen" unzulässig. ' 

Liegen der Bundesregierung Erfahrungen von Ge- 
richten mit dieser neuen Norm vor, und wenn ja, 
hält sie diese Formulierung des § 1631 Abs. 2 BGB 
insbesondere im Hinblick auf Sanktionsmöglich- 
keiten physischer und psychischer Gewaltanwen- 
dung noch für ausreichend? 

Der Bundesregierung hegen keine Erfahrungen von 
Gerichten mit § 1631 Abs. 2 BGB vor. Nach überein- 
stimmender Mitteüung aller Landesjustizverwaltungen 
sind einschlägige Gerichtsentscheidungen bisher nicht 
bekanntgeworden. 


6. Ist der Bundesregierung bekannt, ob sich der Anteü 
von mißhandelten Kindern und ihren ebenfalls miß- 
handelten Müttern in Frauenhäusem in den letzten 
Jahren erhöht hat? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung un- 
ternommen, um die Frauenhäuser im Hinblick auf 
den Aufenthalt und die Betreuung dieser Kinder zu 
unterstützen? 

Der Bundesregierung hegen keine verläßlichen Zahlen 
darüber vor, ob sich der Anteil von mißhandelten Kin- 
dern und ihren mißhandelten Müttern in Frauenhäu- 
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sern in den letzten Jahren erhöht hat. Die Belegung der 
Frauenhäuser schwankt außerordentlich stark, gene- 
relle Tendenzen lassen sich nicht feststellen. 

Die Belegungszahl ist u. a. auch davon abhängig, 
inwieweit das Frauenhaus in seinem jeweiligen Bezirk 
bekannt ist. Die öffentliche Diskussion des Themas 
Gewalt gegen Frauen und die Berichterstattung über 
Frauenhäuser haben mit dazu beigetragen, daß sich 
betroffene Frauen heute eher an Frauenhäuser wen- 
den, als dies noch vor Jahren möglich war. Die Bele- 
gungsdichte von Frauenhäusern ist von daher kein 
Indiz für eine Zunahme oder Abnahme von Gewalt- 
taten gegen Frauen und Kinder in der Gesellschaft. 

Alle Maßnahmen der Bundesregierung, die die Arbeit 
der Frauenhäuser unterstützen sollen, wirken sich 
auch zugunsten der Kinder in den Frauenhäusern aus. 
Zu erwähnen sind die Modellprojekte „Frauenhaus 
Berlin" und „Frauenhaus Rendsburg", aber auch die 
Untersuchungen zur Nachbetreuung von Kindern und 
Frauen nach Verlassen des Frauenhauses, zu ihren 
Wohnungsproblemen und zur Fortbüdung von Frauen- 
hausmitarbeiterinnen. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, die rechtlichen und 
finanziellen Voraussetzungen für eine Verbesse- 
rung familientherapeutischer Angebote im Zusam- 
menhang mit Kindesmißhandlungen zu schaffen? 

Die Bundesregierung hält Angebote zur Vorbeugung 
gegen Kindesmißhandlungen und zur Bewältigung 
entsprechenden Verhaltens im Verbund mit lebens- 
praktischen und sozialen Hilfen für notwendig. Diese 
sollten Teü eines vielfältigen, problemangemessenen 
Hüfeverbundes sein. Neben der direkten Hüfe für von 
Kindesmißhandlung Betroffene ist die Aus- und Fort- 
büdung von Sozialarbeitern, Psychologen, Lehrern, 
Ärzten und Erziehern erforderlich. Tragbare Konzepte 
sind hier gemeinsam von Bund, Ländern und Gemein- 
den unter Beteüigung der in diesem Bereich Tätigen 
und unter Zugrundelegung der Ergebnisse der von der 
Bundesregierung geförderten Modellmaßnahmen zu 
entwickeln. 


XL Kinderarbeit 

1. Wie viele Verstöße gegen das Beschäftigungsver- 
bot von Kindern nach § 5 Abs. 1 Jugendarbeits- 
schutzgesetz wurden 1983 registriert? 

Wie hoch ist die vermutete Dunkelziffer? 

In welchen Gewerbebereichen wurden diese Ver- 
stöße begangen? 

Nach Mitteüung der für die Durchführung des Jugend- 
arbeitsschutzgesetzes (JArbSchG) zuständigen Mini- 
ster und Senatoren für Arbeit und Soziales der Länder 
wurden im Jahr 1983 insgesamt 1 165 Verstöße gegen 
das Beschäftigungsverbot von Kindern nach § 5 Abs. 1 


JArbSchG im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich Berlin (West) registriert, und zwar 
Baden-Württemberg: 43, Bayern: 51, Berlin: 45, Bre- 
men: keine, Hamburg: 30, Hessen: 17, Niedersach- 
sen: 13, Nordrhein- Westfalen: 957, Rheinland-Pfalz: 2, 
Saarland: 7, Schleswig-Holstein: keine. 

Die Länder sehen sich außerstande, eine auch nur 
annähernd verläßliche Dunkelziffer über das Ausmaß 
unzulässiger Kinderarbeit zu benennen. Auch die Bun- 
desregierung ist zu einer derartigen Schätzung nicht in 
der Lage. 

Nach Mitteilung der Länder liegen die Schwerpunkte 
der bekanntgewordenen Verstöße gegen das Beschäf- 
tigungsverbot von Kindern im Groß- und Einzelhandel, 
im Hotel- und Gaststättengewerbe, im Friseurge- 
werbe, auf Messen und Märkten, beim Austragen von 
Zeitungen und Werbematerial sowie bei der Beschäf- 
tigung von Kindern bei Theater, Füm, Fernsehen und 
Rundfunk. 


2. Wie hat sich die Zahl der Verstöße gegen das Be- 
schäftigungsverbot von Kindern in den einzelnen 
Bundesländern entwickelt? 

Welche Strafen wurden in den einzelnen Bundes- 
ländern durchschnittlich bei bekanntgewordenen 
Verstößen gegen das Verbot der Beschäftigung von 
Kindern verhängt? 

Hält die Bundesregierung die von den Ländern 
erlassenen Bußgeldvorschriften für Verstöße gegen 
§ 5 Abs. 1 Jugendarbeitsschutzgesetz für ausrei- 
chend? 


Die Zahl der Verstöße gegen das Beschäftigungsverbot 
von Kindern hat sich in den einzelnen Ländern wie 
folgt entwickelt: 



1981 

1982 

1983 

Baden- Württemberg 

- durchschnittlich 
Verstöße pro Jahr - 

55 

Bayern 

95 

85 

51 

Berün 

58 

85 

45 

Bremen 

1 

- 

Hamburg 

- gleichbleibend - 


Hessen 

- rückläufig - 


Niedersachsen 

- gleichbleibend - 


Nordrhein-Westfalen 

556 

926 

957 

Rheinland-Pfalz 

7 

12 

2 

Saarland 

6 

3 

7 

Schleswig-Holstein 

- gleichbl^ibend - 



Die in den Richtlinien für die Verfolgung und Ahndung 
von Zuwiderhandlungen gegen Bestimmungen des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes (Bußgeldkatalog) länder- 
einheitlich festgesetzten Regel- und Rahmensätze zur 
Bemessung der Bußgeldhöhe bei der Beschäftigung 
von Kindern und Jugendlichen unter 15 Jahren betra- 
gen zwischen 250 DM und 2 000 DM. Die durchschnitt- 
liche Höhe der in Einzelfällen verhängten Bußgelder 
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bewegte sich in den Jahren 1983 und 1984 zwischen 
500 DM und 600 DM. 

Nach der Strafverfolgungsstatistik wurden 1983 6 Per- 
sonen, 1984 3 Personen wegen Verstoßes gegen 
Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes ver- 
urteilt. Davon erhielten 1983 5 Personen, 1984 2 Per- 
sonen eine Geldstrafe und 1 Person eine Freiheitsstrafe 
unter 6 Monaten ohne Bewährung und 1984 1 Person 
ein Zuchtmittel nach dem Jugendstrafrecht. 

Der in den Bußgeldkatalogen der Länder einheitlich 
festgesetzte Bußgeld-Regelsatz von 2 000 DM für Ver- 
stöße gegen § 5 Abs. 1 JArbSchG wird für ausreichend 
gehalten. Diese Auffassung wird auch von den Län- 
dern geteüt. 


3. Welche Initiativen gedenkt die Bundesregierung zu 
ergreifen, um eine wirksamere Beachtung des Be- 
schäftigungsverbotes von Kindern sicherzustellen? 

Die Bundesregierung kann die Aufsicht über die Ein- 
haltung der Schutzvorschriften für Kinder im Jugend- 
arbeitsschutzgesetz nicht beeinflussen. Nach dem 
Grundgesetz werden diese Vorschriften von den Län- 
dern als eigene Angelegenheit durchgeführt. Nach 
Mitteüung der Länder wird bei den routinemäßigen 
Kontrollen der Aufsichtsbehörden, die während des 
ganzen Jahres auf dem Gebiet des Jugendarbeits- 
schutzes stattfinden, auch die Einhaltung des Beschäf- 
tigungsverbotes für Kinder überwacht. Teüweise füh- 
ren die Aufsichtsbehörden auch in bestimmten zeit- 
lichen Abständen Sonderkontrollen durch, so z. B. Kon- 
trollaktionen auf Märkten und Volksfesten. Parallel 
hierzu wurde in den vergangenen Jahren von den 
Ländern eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit auf dem 
Gebiet des Jugendarbeitsschutzgesetzes betrieben. 
Dabei wurde insbesondere durch die Herausgabe von 
Broschüren und Merkblättern sowie durch sonstige 
Presseveröffentlichungen auf das Verbot der Beschäf- 
tigung von Kindern aufmerksam gemacht. Darüber 
hinaus geben auch die Mitteilungen über die Ausstel- 
lung von Lohnsteuerkarten an Kinder (§ 52 JArbSchG) 
Anlaß, Eltern und Arbeitgeber im Einzelfall vorbeu- 
gend über das Beschäftigungsverbot für Kinder zu un- 
terrichten. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Praxis von 
Arbeitgebern, Betriebspraktika unter der Voraus- 
sage einer späteren Vermittlung eines Ausbil- 
dungsplatzes anzubieten, ohne den Betroffenen 
diesen Ausbildungsplatz dann tatsächlich zur Ver- 
füqunq zu stellen, und wie hoch ist die Zahl solcher 
Fähe? 

Betriebspraktika für Kinder sind verboten, soweit es 
sich nicht um schulische Veranstaltungen im Rahmen 
des Betriebspraktikums während der Vollzeit Schul- 
pflicht handelt (§ 5 Abs. 1 und 2 Nr. 2 JArbSchG). 


Nach Mitteüung der Länder sind nur einige wenige 
Fälle der geschüderten Art bekanntgeworden. Genaue 
Zahlen hierüber liegen nicht vor. 


5. Wie viele Kinder werden entsprechend den Aus- 
nahmeregelungen nach § 5 Abs. 2 und 3 Jugend- 
arbeitsschutzgesetz beschäftigt? 

Wie ist sichergestellt, daß durch die Beschäftigung 
„das Fortkommen in der Schule nicht beeinträch- 
tigt wird"? 

Wie viele Ausnahmen werden von den Aufsichts- 
behörden vom Beschäftigungsverbot von Kindern 
entsprechend § 6 Abs. 1 und 2 Jugendarbeits- 
schutzgesetz jährlich gemacht? 

Die Beschäftigung von Kindern nach § 5 Abs. 2 und 3 
JArbSchG bedarf keiner Genehmigung der Aufsichts- 
behörden, sie ist den Aufsichtsbehörden auch nicht 
anzuzeigen. Angaben über die Zahl der Kinder, die 
entsprechend diesen Ausnahmeregelungen beschäf- 
tigt werden, liegen daher weder den Ländern noch der 
Bundesregierung vor. 

Die Personensorgeberechtigten und Arbeitgeber 
haben die Beschäftigung des Kindes so festzusetzen, 
daß die Erledigung schulischer Arbeiten nicht beein- 
trächtigt wird. Die Beschäftigung von leistungsschwa- 
chen Kindern, die große Mühe haben, in der Schule 
mitzukommen, ist daher in der Regel unzulässig. Hin- 
weise auf Überlastungen oder schlechte schulische 
Leistungen von Kindern infolge einer Beschäftigung 
nach § 5 Abs. 2 und 3 JArbSchG sind den Aufsichts- 
behörden der Länder nicht bekanntgeworden. 

Die Aufsichtsbehörden der Länder haben im Jahr 1983 
insgesamt ca. 2 000 Ausnahmegenehmigungen nach 
§ 6 JArbSchG erteüt. 


6. Ist der Bundesregierung bekannt, wie die Auf- 
sichtsbehörde die Auflagen in § 6 Abs. 2 Jugend- 
arbeitsschutzgesetz bei Ausnahmen vom Beschäfti- 
gungsverbot für Kinder durchsetzt und überwacht? 

Ausnahmen nach § 6 JArbSchG werden von den Auf- 
sichtsbehörden der Länder nur dann genehmigt, wenn 
die Einhaltung der in § 6 Abs. 2 JArbSchG aufgeführ- 
ten Voraussetzungen tatsächlich gewährleistet ist; 
dabei wird insbesondere im Regelfall eine ärztliche 
Bescheinigung sowie eine Unbedenklichkeitsbeschei- 
nigung der Schule eingeholt. Im übrigen führen die 
Aufsichtsbehörden der Länder stichprobenartig nicht 
arigemeldete Kontrollen und Revisionen am Beschäf- 
tigungsort des Kindes durch. 


7. Wie beurteüt die Bundesregierung die Problematik 
des verstärkten Einsatzes von Kindern als Werbe- 
träger insbesondere in den Medien? 
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Sieht die Bundesregierung bei Einsatz von Kindern 
in Werbespots der Medien die gesetzlich vorge- 
schriebene „gestaltende Mitwirkung" der Kinder 
gewährleistet? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob bei Kindern, 
die in den Medien ate Werbeträger eingesetzt wer- 
den, Beeinträchtigungen ihrer geistig-seelischen 
Entwicklung aufgetreten sind? 

Erkenntnisse darüber, daß die Mitwirkung von Kin- 
dern an Werbeveranstaltungen seit dem Inkrafttreten 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes im Jahr 1976 zuge- 
nommen hat, liegen der Bundesregierung und den 
Ländern nicht vor. 

Die Bundesregierung sieht die gestaltende Mitwirkung 
von Kindern als gewährleistet an, da Ausnahmegeneh- 
migungen für die Beschäftigung von Kindern als Wer- 
beträger in den Medien nach Mitteilung der Länder 
nur dann erteilt werden, wenn sie auch tatsächlich 
gewährleistet ist. 

Beeinträchtigungen der geistig-seelischen Entwick- 
lung von Kindern, die in den Medien als Werbeträger 
eingesetzt werden, sind den Aufsichtsbehörden der 
Länder nicht bekanntgeworden. Auch der Bundes- 
regierung hegen derartige Erkenntnisse nicht vor. 


8. Wie hoch ist der Anteil von Kindern, die als mithel- 
fende Familienangehörige in Familienbetrieben 
beschäftigt sind, ohne daß die Voraussetzungen des 
§ 5 Abs. 3 Jugendarbeitsschutzgesetz erfüllt sind? 

Wie hoch ist die vermutete Dunkelziffer von Kin- 
dern, die entgegen dem Beschäftigungsverbot nach 
§ 5 Abs. 1 Jugendarbeitsschutzgesetz in Familien- 
betrieben beschäftigt werden? 

Den Ländern hegen keine Zahlen darüber vor, wie 
hoch der Anteil von Kindern ist, die als mithelfende 
Familienangehörige in Familienbetrieben beschäftigt 
werden. 

Die Länder sehen sich außerstande, auch nur eine 
annähernd verläßliche Dunkelziffer zu benennen. 
Auch die Bundesregierung ist zu einer derartigen 
Schätzung nicht in der Lage. 


9. Teilt die Bundesregierung unsere Befürchtungen, 
daß durch den Einsatz neuer Technologien die Hei- 
marbeit ausgeweitet wird und damit zwangsläufig 
der Anteü der Kinderarbeit gesteigert wird, und 
welche Initiativen will die Bundesregierung ergrei- 
fen, um einen verbesserten Schutz dieser Gruppe 
von Kindern allgemein sicherzustellen? 


Die Entwicklung neuer Informations- und Kommuni- 
kationstechniken führt auch zu neuen Arbeitsformen 
im Hinblick auf Arbeitsort und Arbeitszeit (Telearbeit). 
In der aktuellen Diskussion wird die zahlenmäßige 


Bedeutung solcher informationstechnisch gestützter 
Heimarbeitsplätze jedoch erheblich überzeichnet. Eine 
Ausweitung in großem Umfang ist derzeit nicht abzu- 
sehen. Hinweise auf die Zunahme der Kinderarbeit im 
Zusammenhang mit Telearbeit liegen zur Zeit nicht 
vor. 

Die Bundesregierung nimmt jedoch die Gefahr, daß 
arbeitsrech fliehe Regelungen im Zusammenhang mit 
der Einführung neuer Techniken an Wirksamkeit ver- 
tieren, sehr ernst und beobachtet die Entwicklung 
sorgfältig. Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat daher unter dem Titel „Telearbeit und 
Arbeitsrecht - Arbeitsrechttiche Auswirkungen einer 
Verlagerung von Arbeitsplätzen aus dem Betrieb in die 
Wohnung mittels neuer Techniken" ein Gutachten an 
die Universität Hannover vergeben. Erste Ergebnisse 
dieser Forschungsarbeit werden voraussichtlich im 
Zweiten Halbjahr 1986 vortiegen. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hat ein Forschungsprojekt vergeben, das die Aus- 
wirkungen von Teleheimarbeit auf die Familien unter- 
suchen soll. Erste Ergebnisse werden voraussichtlich 
Mitte 1986 vortiegen. 


XII. Behinderte Kinder 

1. Trifft es zu, daß die Zahl der körperlich, geistig und 
seelisch behinderten Kinder in den letzten Jahren 
ständig angewachsen ist, und auf welche Ursachen 
und Gründe sind diese Behinderungen zurückzu- 
führen? 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht über die 
Lage der Behinderten und die Entwicklung der Reha- 
bilitation - Drucksache 10/1233 -, den sie dem Deut- 
schen Bundestag am 4. April 1984 zugeleitet hat, die 
Zahl der jährlich geborenen behinderten und von 
Behinderung bedrohten Kinder mit etwa 40 000 an- 
gegeben. Diesa^Zahl schließt jedoch auch die große 
Anzahl Neugeborener ein, die aufgrund von Risiko- 
schwangerschaften oder als Frühgeburt mit besonde- 
ren Risiken belastet sind, bei denen sich eine Behinde- 
rung jedoch nicht entwickelt bzw. durch geeignete 
Maßnahmen verhindern läßt. Mit bei der Geburt 
erkennbaren Fehlbüdungen wird nach den Feststel- 
lungen des Statistischen Bundesamtes nur eine sehr 
geringe Zahl von Kindern geboren (1984: 1301 von 
586 724 Lebend- und Totgeborenen = 0,2 %). 

Nur ein geringer Prozentsatz von Schulanfängern ist 
aufgrund seiner Behinderung nicht in der Lage, eine 
Regelschule zu besuchen; 

So wurden nach den Erhebungen der Ständigen Kon- 
ferenz der Kultusminister 1983 von insgesamt 601 112 
Schulanfängern lediglich 10454 = 1,7 % wegen erheb- 
licher Beeinträchtigung des Leistungsvermögens in 
Sonderschulen eingeschult (einschließlich der 2 826 
Lernbehinderten). Ein Vergleich dieser Daten mit dem 
oben im ersten Absatz genannten Ausgangswert zeigt 
den Erfolg der in den letzten Jahren angelaufenen und 
von den Trägern der gesetzlichen Krankenversiche- 
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rung und der Sozialhilfe finanzierten Früherkennungs- 
und Frühförderungsmaßnahmen. Im übrigen ergibt 
sich aus einer Dokumentation der Früherkennungsun- 
tersuchungen (herausgegeben von der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigung und den Spitzenverbänden 
der Krankenkassen) im Vergleich der Jahre 1979 und 
1983 eine teilweise Verringerung der festgestellten 
behinderungsbedingten Gesundheitseinschränkungen 
von 30 bis 60%: z. B. bei den funktionellen Entwick- 
lungsstörungen, den Anfalleiden, der hochgradigen 
Seh- und Hörbehinderung bzw. Blindheit und Gehör- 
losigkeit, den Hüftgelenksanomalien und anderen 
Fehlbüdungen oder Erkrankungen des Skelettsystems. 


2. Welche Maßnahmen der Früherkennung und der 
Frühförderung Behinderter oder von Behinderung 
bedrohter Kinder bestehen zur Zeit, und kann von 
einem flächendeckenden Angebot an Frühförder- 
einrichtungen einschließlich der Beratungsstellen 
im Bundesgebiet ausgegangen werden? 

3. Die Integration behinderter Kinder in Einrichtun- 
gen der Jugendhüfe, z.B. Kindergärten, ist ständig 
weiterentwickelt worden. Dies reicht aber nicht für 
eine vollständige Integration Behinderter in die Ge- 
sellschaft aus. Hinzu kommen muß eine Verbesse- 
rung der medizinisch-therapeutisch unterstützen- 
den Maßnahmen. 

Liegen der Bundesregierung Zahlen über die zur 
Zeit in der Bundesrepublik Deutschland bestehen- 
den medizinisch-therapeutischen Zentren vor? 

Sieht die Bundesregierung weitergehende Mög- 
lichkeiten, die Arbeit dieser Zentren zu unterstüt- 
zen und zu fördern? 

Im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung 
wurde für Kinder bis zum 4. Lebensjahr ein Früherken- 
nungsprogramm geschaffen, das regelmäßige ärztliche 
Kontrollunter suchungen (U 1 bis U 8) vorsieht; durch 
diese Untersuchungen sollen Auffälligkeiten, die den 
Verdacht auf eine bestehende oder drohende Behinde- 
rung nahelegen, möglichst frühzeitig aufgedeckt wer- 
den. Einen Anspruch auf Teilnahme an diesen Kon- 
trolluntersuchungen haben auch Sozialhilfeempfänger 
(§ 36 Abs. 1 des Bundessozialhüfegesetzes in Verbin- 
dung mit § 181 der Reichsversicherungsordnung). Die- 
ses Programm ist in hohem Maße geeignet, eine vorlie- 
gende oder drohende Behinderung bzw. Krankheit 
eines Kindes schon im Anfangsstadium aufzudecken 
und so die Möglichkeit einer frühzeitigen, erfolgver- 
sprechenden Behandlung zu eröffnen. Da die Beteili- 
gung an den einzelnen Untersuchungen mit steigen- 
dem Alter der Kinder derzeit abnimmt, werden in der 
Bundesrepublik Deutschland verschiedene Modelle 
durchgeführt, die durch individuelle Einladung (durch 
Krankenkassen, Kliniken, Gesundheitsämter) ver- 
suchen, die Inanspruchnahme der gesetzlichen Krank- 
heitsfrüherkennungsuntersuchungen für Kinder zu er- 
höhen. 

Behinderten und von Behinderung bedrohten Kindern 
steht inzwischen ein differenziertes, in der Qualität 
allerdings nicht einheitliches Versorgungsangebot zur 
Verfügung, das neben rund 3 000 niedergelassenen 


Kinderärzten und rund 1 200 freiberuflichen Hebam- 
men z. Z. rund 50 sozialpädiatrische Einrichtungen, in 
denen die erforderliche Behandlung der Kinder fach- 
übergreifend von allen beteiligten Fachdisziplinen 
beschlossen und überwacht wird sowie rund 300 Früh- 
förderstellen umfaßt. 

Ein besonderes Anliegen ist derzeit der Aufbau orts- 
naher und mobiler Dienste mit Teams zur familienna- 
hen Betreuung, in denen entsprechend den Bedürfnis- 
sen des Einzelfalls Ärzte, Psychologen, Pädagogen und 
unterschiedliche Gruppen von Therapeuten mitwir- 
ken; denn die in Modellversuchen des Bundes und der 
Länder gesammelten Erkenntnisse zeigen, daß durch 
regionale Frühförderstellen mit interdisziplinär arbei- 
tenden Teams mobiler Hausfrühförderung eine opti- 
male Betreuung der betroffenen Kinder gewährleistet 
werden kann. Der flächen deckende Aufbau sozial- 
pädiatrischer Zentren und regionaler Frühförderstellen 
ist weitgehend abgeschlossen. Es wird in Zukunft dar- 
auf ankommen, vorhandene Ressourcen noch effekti- 
ver zu nutzen und wo nötig zu ergänzen. 

Probleme in der Finanzierung der laufenden Kosten 
entstehen bei den Frühfördereinrichtungen manchmal 
dadurch, daß ein Teil der Leistungen von der Kranken- 
versicherung und die übrigen Leistungen von der 
Sozialhilfe zu tragen sind. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung ist - mit Unterstützung der 
Länder - bemüht, eine Verständigung aller Beteiligten 
über eine bundeseinheitliche Finanzierungsregelung 
für Frühfördereinrichtungen herbeizuführen. Eine 
solche Verständigung ist jedoch bisher nicht zustande 
gekommen. 


4. Welche Möglichkeiten bestehen nach Auffassung 
der Bundesregierung, die heute in heilpädagogi- 
schen Einrichtungen stationär untergebrachten 
Kinder mehr und mehr einer ambulanten Versor- 
gung zuzuordnen? 

Die Bundesregierung unterstützt Bemühungen, ambu- 
lante Hilfen gerade auch für Familien mit behinderten 
Kindern verstärkt anzubieten. In vielen Fällen kann 
davon ausgegangen werden, daß Hilfen, die unmittel- 
bar in der Familie gewährt werden, für Eltern und Kind 
weniger belastend sind als eine familienferne, statio- 
näre Unterbringung. 

Soweit es den Sozialhilfebereich betrifft, sind die Trä- 
ger der Sozialhilfe gesetzlich gehalten, darauf hinzu- 
wirken, daß die erforderliche Hilfe soweit wie möglich 
außerhalb von Anstalten, Heimen oder gleichartigen 
Einrichtungen gewährt werden kann (§ 3 a des Bun- 
dessozialhilfegesetzes). Hierzu bedarf es einer recht- 
zeitigen und ausreichenden Bereitstellung der erfor- 
derlichen ambulanten Dienste und Einrichtungen. Ob 
jedoch im Einzelfall an die Stelle stationärer heilpäd- 
agogischer Betreuung eine ambulante oder nur teil- 
stationäre Hilfe ge Währung treten kann, wird wesent- 
lich auch von der Art und Schwere der Behinderung 
und unterstützender Hilfe des familiären Umfeldes des 
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behinderten Kindes abhängen. Die Länder führen das 
Bundessozialhüfegesetz als eigene Angelegenheit aus 
(vgl. Artikel 83 GG). Deshalb ist dem Bund eine unmit- 
telbare Einflußnahme auf die Erfüllung des gesetz- 
lichen Auftrags verwehrt. Da jedoch die Hüfegewäh- 
rung außerhalb von Einrichtungen nicht nur humaner, 
sondern in der Regel auch kostengünstiger ist, geht die 
Bundesregierung davon aus, daß die Bereitstellung 
und Verniehrung des ambulanten Hilfsangebots 
zugleich der finanziellen Interessenlage der öffent- 
lichen Kostenträger entspricht. 


XIII. Kinder und Gesundheit 

1. Die gesundheitliche Entwicklung von Kindern ist 
auch abhängig von der richtigen Ernährung, die 
Kinder vor allem in den ersten drei Jahren ihres 
Lebens erfahren. 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über die 
Ernährung insbesondere von Kleinkindern vor, und 
wie beurteilt die Bundesregierung diese? 

Voll gestillte, reife Säuglinge werden mit Muttermüch 
in den ersten vier Monaten mit allen Nährstoffen aus- 
reichend versorgt. Erfreulicherweise haben sich Still- 
frequenz und -dauer im letzten Jahrzehnt beinahe ver- 
dreifacht. Dennoch sind es bisher nur etwa 5 bis 10% 
aller Mütter, die ihr Kind über die wünschenswerte 
Zeit von vier bis sechs Monaten voll stillen. 

Zur Beurteilung der Deckung des Bedarfs an Mineral- 
stoffen und Vitaminen bei gesunden Kindern stehen 
zur Zeit vor allem Ergebnisse von Verzehr Studien zur 
Verfügung. Danach entsteht folgendes Büd der Versor- 
gungslage: 

Mineralstoffe: Die Zufuhr von Kalium, Magnesium, 
Calcium und Phosphor erscheint im ganzen ersten 
Lebensjahr weitgehend gesichert. 

Die Natriumzufuhr übersteigt vom 4. Lebensmonat an 
die Empfehlungen. Eine Reduzierung erscheint im 
Hinblick auf das langfristige Risiko der Entwicklung 
einer Hochdruck-Krankheit wünschenswert. 

Vitamine: Der Vitamin D-Gehalt der Nahrung deckt 
bei künstlicher Ernährung in keinem Fall den Bedarf 
des Säuglings. Daher wird zur Zeit in der Bundesrepu- 
blik Deutschland den industriell hergestellten Säug- 
lings-Müchnahrungen ein Zusatz von rund 10 fi - 400 IE 
Vitamin D 3 pro Liter hinzugefügt. Es besteht Einigkeit 
darin, daß zusätzlich zu dieser Basisvitaminierung im 
ganzen ersten Lebensjahr und im zweiten Winterhalb- 
jahr bei gesunden Kindern täglich 500 IE Vitamin D 3 
(in der Regel mit einem Fluoridpräparat kombiniert) 
verabreicht werden sollten. 

Hinsichtlich der Jodzufuhr fehlen noch repräsentative 
Ergebnisse, Tatsache ist jedoch, daß Kropf - sehr häu- 
fig eine Jodmangelerscheinung - in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht selten vorkommt. Bei den an- 
deren Vitaminen und Mineralstoffen wurden keine 
Bedarfslücken festgestellt. 


Kleinkinder: Die beobachtete Zufuhr von Magnesium 
und Phosphor liegt im Bereich der Empfehlungen; die 
Zufuhr von Kalium liegt geringfügig darüber. Die 
Zufuhr an Calcium, Thiamin (Vitamin Bi) und Folsäure 
liegt dagegen unter den in den Empfehlungen angege- 
benen Werten. Klinische Mangelsymptome wurden 
jedoch nicht beobachtet. 

Bei allen anderen Spurenelementen und Vitaminen 
erreicht die Zufuhr die Nährstoffempfehlungen bzw. 
überschreitet sie. Insgesamt gesehen ergibt sich somit 
ein überwiegend positives Bild hinsichtlich der Nähr- 
stoffversorgung von Säuglingen und Kleinkindern. 

Mit zunehmender Häufigkeit werden in der letzten 
Zeit einseitige Ernährungsformen in der Gesamtbevöl- 
kerung beobachtet. Diese wirken sich auch auf die 
Ernährung von Kleinkindern aus (z. B. Anstieg des 
Anteüs an ernährungsphysiologisch wenig wertvollen 
Kohlenhydraten wie Zucker, Feinmehle; unnötig hoher 
Gehalt an tierischem Eiweiß; Vegetarismus). Daher ist 
hier eine erhöhte Aufmerksamkeit hinsichtlich der Ent- 
wicklung der Nährstoffversorgung zwingend geboten. 


2 . Die j ährlichen Untersuchungen über das Wachstum 
von Kindern in den Schulen zeigen, daß die Zahl 
derjenigen Kinder, die übergewichtig sind, ständig 
ansteigt. 

Wie hoch ist derzeit die Zahl der Kinder, die unter 
Übergewicht zu leiden haben, und welche Mög- 
lichkeiten hinreichender Aufklärung über ange- 
messene Ernährungsweise und entsprechende 
therapeutische Hilfen für die Familie sieht die 
Bundesregierung ? 

Die Akzeleration während der letzten 200 Jahre hat zu 
einer Zunahme der Erwachsenenendgröße und zu 
einer Vorverlegung der Pubertät geführt. Ein Ver- 
gleich von 15 Längen-/Gewichtstabellen zeigt jedoch, 
daß sich das Verhältnis zwischen Körpergewicht und 
Körperlänge von 1893 bis 1972 nicht verändert hat. 
Während der letzten 90 Jahre sind die Kinder und 
Jugendlichen größer und schwerer, jedoch nicht 
gleichzeitig dicker geworden. Gewandelt hat sich die 
Vorstellung vom idealen Körpergewicht, so daß heute 
adipöse (übergewichtige) Kinder früher bemerkt und 
weniger toleriert werden. Nach den hier vorliegenden 
Unterlagen trifft es nicht zu, daß die Zahl der Kinder, 
die übergewichtig sind, ansteigt. 

Im Ernährungsbericht 1984 werden für die Bundes- 
republik Deutschland im Alter von 6 bis 10 Jahren 14 % 
der Schulkinder und im Alter von 14 bis 18 Jahren 21 % 
der Jungen und 9 % der Mädchen als übergewichtig 
angegeben (Definition des Übergewichts: Körperge- 
wicht 15 % über dem mittleren Körpergewicht gleich- 
großer Kinder). 

Nach Daten des Forschungsinstitutes für Kinderernäh- 
rung (1968 bis 1972) sind im Alter von 6 bis 8 Jahren 
etwa 5% der Jungen (n = 726) und etwa 5% der 
Mädchen (n = 668) und im Alter von 10 bis 12 Jahren 
etwa 10% der Jungem (n = 526) und 10% der Mäd- 
chen (n = 457) übergewichtig (Definition des Überge- 
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wichts: Körpergewicht 20 % über dem auf die Körper- 
größe bezogenen Referenzgewicht nach Tanner. Diese 
Definition wird international von den Kinderärzten ver- 
wendet). 

In der Bundesrepublik Deutschland ist die Adipositas 
bei Kindern und Jugendlichen demnach etwa so häufig 
wie in den USA, Großbritannien und Holland. 

Die Entwicklung der Adipositas im Kindesalter ist ein 
multifaktorielles Geschehen. 

Die individuelle Behandlung des adipösen Kindes 
erfordert deshalb neben der diätetischen Therapie eine 
Verstärkung der körperlichen Aktivität, eine Unter- 
stützung und Stabilisierung der psychischen Entwick- 
lung und das Bemühen um eine günstige Beeinflus- 
sung des sozialen Umfeldes. Eine medikamentöse 
Behandlung dieser Kinder wird von den Kinderärzten 
abgelehnt. Eine derart integrierte Behandlung bedarf 
vielfach der Zusammenarbeit von Kinderarzt und Diät- 
assistentin, eventuell unterstützt durch einen Kinder- 
psychiater. Dennoch sind die Spätergebnisse der Adi- 
positasbehandlung im Kindesalter immer noch oft 
ungünstig. Aufklärende Schriften können eine Familie 
in ihrem Entschluß, das Kind in eine Behandlung zu 
geben, bestärken. Hüfreich können auch geeignete 
Broschüren mit Rezeptsammlungen und Verhaltensrat- 
schlägen wirken, die der behandelnde Arzt an seine 
Patienten und ihre Familie weitergeben kann. Sehr 
förderungswürdig sind Selbsthüfegruppen unter An- 
leitung erfahrener Mitarbeiter des Gesundheits- 
wesens. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten dazu beizutragen, daß der schulärzt- 
liche Dienst im Rahmen des öffentlichen Gesund- 
heitswesens in seiner prophylaktischen Aufgabe, 
etwa durch verbesserte Zusammenarbeit mit den 
Einrichtungen der Jugendhilf e, wieder aufgewertet 
wird? 

Die Bundesregierung ist im Rahmen ihrer gesetzlich 
vorgegebenen Möglichkeiten bereit, den schulärzt- 
lichen Dienst zu fördern und aufzuwerten. Sie sieht in 
einem funktionsfähigen Öffentlichen Gesundheits- 
dienst generell die Voraussetzung für die Durchfüh- 
rung einer den modernen Erfordernissen entsprechen- 
den Bevölkerungs- und Gesellschaftsmedizin. Sie hat 
diese Auffassung in ihrer Antwort auf die Große 
Anfrage im Deutschen Bundestag zur Leistungsfähig- 
keit des Gesundheitswesens (Drucksache 10/3374 vom 
22. Mai 1985) nachdrücklich bekräftigt und die Schul- 
gesundheitspflege und den schulzahnärztlichen Dienst 
als gegenwärtig besonders wichtige Schwerpunkte 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes herausgestellt 
(S. 37). 

Wegen der verfassungsrechtlichen Gegebenheiten 
sind die Fördermöglichkeiten des Bundes für den 
öffentlichen Gesundheitsdienst allerdings im wesent- 
lichen auf die ideelle, lediglich in einzelnen Bereichen 
auch materielle, Unterstützung beschränkt. Letztere 
dient vor allem der Sicherstellung einer möglichst bun- 


deseinheitlichen Ausführung der Bundesgesetze durch 
den Öffentlichen Gesundheitsdienst. 

Aus den Erfahrungen des von der Bundesregierung 
gemeinsam mit dem Land Hessen und dem Landkreis 
jahrelang finanziell geförderten Modellgesundheits- 
amtes Marburg-Biedenkopf (vgl. Band 50 und 99 der 
Schriftenreihe des Bundesministers für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit) ergibt sich jedoch, daß der schul-, 
ärztliche Dienst nur ein Glied in der Kette des jugend- 
ärztlichen Dienstes ist, der die gesundheitliche Bera- 
tung und Betreuung vom Säuglingsalter bis zuriSchul- 
entlassung umfaßt. Die Bundesregierung bejaht die 
vom Modellgesundheitsamt aufgestellte These, daß 
das Ziel des schulärztlichen Dienstes die verbesserte 
Früherkennung körperlicher, geistiger und psychi- 
scher Schwächen und Schäden bei der Schuljugend 
und die Gewährleistung einer rechtzeitig einsetzenden 
Überwachung und Behandlung ist. Sie wird bei ihren 
künftigen Fördermaßnahmen - über die im Sozialge- 
setzbuch (u. a. § 17 SGB I und § 86 SGB X) bereits 
vorgesehene Zusammenarbeit hinaus - der Koopera- 
tion von jugend- und schulärztlichem Dienst mit den 
Einrichtungen der Jugendhüfe besondere Aufmerk- 
samkeit widmen. 

Im übrigen verpflichtet § 17 Satz 2 des Jugendwohl- 
fahrtsgesetzes das Gesundheits- und das Jugendamt, 
ihre Maßnahmen aufeinander abzustimmen. Damit 
sind die gesetzlichen Voraussetzungen für eine enge 
Zusammenarbeit zwischen beiden Behörden ge- 
schaffen. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse 
des Fachkongresses „Ausländische Kinder in der 
Bundesrepublik Deutschland", der im Rahmen des 
„Internationalen Jahres des Kindes" von der natio- 
nalen Kommission für dieses Jahr durchgeführt 
wurde, bezüglich der Aussagen zur gesundheit- 
lichen Situation der Ausländerkinder, und welche 
Maßnahmen gedenkt sie zur Verbesserung der ge- 
sundheitlichen Situation von Ausländerkindem zu 
ergreifen? 

Die Bundesregierung teilt die Beurteilung der gesund- 
heitlichen Situation ausländischer Kinder, wie sie auf 
dem in der Frage angesprochenen Fachkongreß erar- 
beitet worden ist. 

Die Bundesregierung hat einen Beitrag zur besseren 
gesundheitlichen Versorgung und Aufklärung der 
Bevölkerung dadurch geleistet, daß sie ein Modellpro- 
jekt in Frankfurt und Nürnberg gefördert hat, in dem 
ausländischen Eltern mit Kleinstkindern Hilfen ange- 
boten und sie darüber informiert wurden, wie eine 
bessere gesundheitliche Versorgung ihrer Kinder 
erreicht werden kann. Gleichzeitig wurden die Mütter 
dieser Kinder auch auf andere Angebote der gesund- 
heitlichen Versorgung und Aufklärung hingewiesen. 

Darüber hinaus fördert das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit verschiedene Maß- 
nahmen des Aktionskomitees „Kind im Krankenhaus" 
e.V., mit denen ausländische Eltern besser auf den 
Krankenhausaufenthalt ihrer Kinder vorbereitet wer- 
den sollen. 
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In den vom Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit geförderten „Orientierungshilfen für 
türkische Eltern" des Arbeitskreises Neue Erziehung, 
Berlin, wird unter Einsatz von fünf Kassetten und Bro- 
schüren für türkische Eltern immer wieder auf Hüfen 
für die gesundheitliche Versorgung ausländischer 
Eltern und Kinder hingewiesen. 


XIV. Kinderunfälle in Haushalt und Freizeit 

1. Wie viele Kinder verunglücken jährlich in privaten 
Haushalten, Schulen, Einrichtungen der Jugend- 
hüfe? 

Welches sind die häufigsten Unfallarten und 
-Ursachen? 

Welche Altersgruppen sind besonders gefährdet? 

Sind Ausländerkinder im Vergleich zu gleichaltri- 
gen deutschen Kindern besonders gefährdet? Auf 
welche Weise versucht die Bundesregierung, hier 
Abhilfe zu schaffen? 

Eine umfassende Statistik über Kinderunfälle gibt es in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht. Angaben über 
Kinderunfälle müssen sich auf die Statistiken der 
gesetzlichen Unfallversicherung über Unfälle in Schu- 
len und Kindergärten stützen. Über die Zahl der 
Unfälle in der Freizeit und in privaten Haushalten 
liegen nur Schätzwerte vor, die aus empirischen Er- 
hebungen hochgerechnet werden. Über Kinderunfälle 
mit tödlichem Ausgang kann auf die amtliche Todes- 
ursachenstatistik zurückgegriffen werden. 

Rund 40 % aller Sterbefälle bei Kindern von 1 bis unter 
15 Jahren sind auf Unfälle zurückzuführen. Den größ- 
ten Anteü haben dabei die Verkehrsunfälle (vgl. Ant- 
wort auf Frage V). Sieht man von diesen Verkehrsun- 
fällen ab, so gab es 1984 nach der Mortalitätsstatistik 
des Statistischen Bundesamtes insgesamt 441 häus- 
liche und Spiel- und Sportunfälle von Kindern mit töd- 
lichem Ausgang, davon waren 350 häusliche Unfälle 
und 91 Sport- und Spielunfälle. Den größten Anteü 
hatten Sterbefälle von Kindern unter 1 Jahr mit 
192 Fällen. Mit steigendem Alter nehmen tödliche 
häusliche und auch tödliche Sport-/Spielunfälle ab. 


Sterbefälle von Kindern unter 15 Jahren durch tödliche 
häusliche Unfälle und tödliche Sport- und Spielunfälle 
in der Bundesrepublik Deutschland 1984 


Alter von ... bis 
unter . . . Jahren 

Ins- 

gesamt 

Häus- 

liche 

Unfälle 

Davon 

Sport-/ 

Spielunf. 

Insgesamt 

441 

35 

91 

davon 

192 

191 

1 

unter 1 Jahr 

158 

116 

42 

1 bis 5 

60 

27 

33 

5 bis 10 

10 bis 15 

31 

16 

15 

nachrichtlich 

52 

32 

20 


15 bis unter 20 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Anhand von empirischen Untersuchungen über kli- 
nisch behandelte Unfälle in Schleswig- Holstein zeigte 
sich, daß die Verkehrsunfälle zwar den größten Teü 
der Unfälle mit Todesfölge ausmachen, daß sich jedoch 
klinisch behandelte Unfälle meist im Freizeitbereich 
und in privaten Haushalten ereignen. Dieser Unter- 
suchung zufolge finden im Durchschnitt 11,4 Unfälle je 
1000 Kinder unter 15 Jahren mit stationäijer Behand- 
lungsbedürftigkeit statt. Einer weiteren Schätzung 
zufolge erleidet jedes 9. bis 13. Kind jährlich einen 
Unfall mit körperlichen Schäden, d. h. eine Gesamtzahl 
von 1 bis 1,5 Millionen Kindern. 

Im Jahr 1983 sind von den Unfallversicherungsträgern 
778 740 Unfälle in allgemeinbüdenden Schulen gemel- 
det worden. Davon hatten 16 Unfälle einen tödlichen 
Ausgang. Eine größere Zahl der gemeldeten Unfälle 
sind sogenannte Bagatellunfälle, bei denen eine wei- 
tere ärztliche Behandlung nicht erforderlich ist. 

Bei Kindern in Kindergärten wurden von den Unfall- 
versicherungsgträgern 53 462 Unfälle für das Jahr 1983 
ausgewiesen. 

Unfallarten und -Ursachen unterscheiden sich stark 
nach Alter und Geschlecht des Kindes. Bei Kindern 
unter 1 Jahr ist Ersticken die häufigste Unfallursache 
mit tödlichem Ausgang. 

Vergiftungen und Verbrennungen sind die häufigste 
Unfallart bei Kleinkindern. Schädel-Hirn-Traumen 
sind am häufigsten bei Kindern im Grundschulalter. 
Frakturen nehmen mit steigendem Alter zu. 

Nahezu die Hälfte der Schulunfälle hat sich beim 
Schulsport ereignet. Zahlenmäßig stehen hier die 
Unfälle bei Ballspielen im Vordergrund. Bei den Sport- 
unfällen nimmt die Unfallhäufigkeit mit zunehmendem 
Alter zu. 

Ausländische Kinder sind nach den Schätzungen auf 
der Grundlage der Daten aus Schleswig- Holstein 
ebenso wie Kinder aus sozial benachteiligten Gruppen 
(soziale Unterschicht, Alleinerziehende) überrepräsen- 
tiert bei den Unfällen in Freizeit und in Privathaushal- 
ten. Ausländische Kinder erleiden zu 13,9 je 1000 
einen Unfall mit stationärer Behandlungsnotwendig- 
keit gegenüber 11,4 je 1 000 der deutschen Kinder. Bei 
den Angaben über die Schulunfälle wird nicht zwi- 
schen deutschen und ausländischen Kindern unter- 
schieden. 

Als ursächlich für die höhere Betroffenheit von Pro- 
blemgruppen sind die eingeschränkten Lebens Verhält- 
nisse anzusehen, die eine intensive Gefahrenprophy- 
laxe im Elternhaus behindern. Insbesondere besteht 
ein Zusammenhang zwischen einer größeren Unfall- 
häufigkeit und beengten Wohnverhältnissen, belasten- 
den Lebensereignissen und Störungen der familiären 
Interaktion. Alle Maßnahmen der Familienpolitik, die 
auf eine Entlastung der Famüien abzielen, können mit 
dazu beitragen, daß eine Stabilisierung der Familien- 
situation und damit eine Verringerung der Unfallhäu- 
figkeit eintritt. Die Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung gibt im Auftrag des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit eine „Sicherheits- 
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fibel" heraus, in der über Unfallgefahren und deren 
Verhütung aufgeklärt wird. 


2. Hält die Bundesregierung den Forschungsstand zur 
Ermittlung und Verringerung von Gefahrenquellen 
bei Kinderunfällen in Freizeit und Haushalt für aus- 
reichend? 

Welche Maßnahmen zur Intensivierung der Kinder- 
unfallforschung werden nach Ansicht der Bundes- 
regierung für erforderlich gehalten? 


Eine Reihe von Forschungsvorhaben werden auf den 
verschiedensten Gebieten durchgeführt. So führen die 
Unfallversicherungsträger umfangreiche Forschungen 
insbesondere zur Ermittlung der Ursachen der Sport- 
unfälle als Schwerpunkt des Schülerunfallgeschehens 
durch. Eine großangelegte Repräsentativerhebung des 
„Verbandes der Haftpflichtversicherer, Unfallversiche- 
rer und Rechtsschutzversicherer e.V." wird Ende des 
Jahres 1985 abgeschlossen sein und der Öffentlichkeit 
vorgestellt. Weiter bestehen seitens der EG Bestrebun- 
gen, eine Untersuchung über gefährliche Konsumgüter 
durchzuführen mit dem Ziel, Vorschriften zur Vermin- 
derung von Gefahrenquellen zu erlassen. 


XV. Ausländische Kinder 

1 . Wie hoch ist der Anteil der in der Bundesrepublik 
Deutschland geborenen Ausländerkinder (An- 
gaben in absoluten und Prozentzahlen, auf geglie- 
dert nach den Altersgruppen 0 bis 2, 3 bis 5, 5 bis 
9, 10 bis 15 Jahre und Nationalitäten der klassi- 
schen An werbeländer Italien, Jugoslawien, Grie- 
chenland, Spanien, Portugal, Türkei und „ sonsti- 
ge Ausländergruppen") unter den Kindern insge- 
samt? 


Der Anteü der in der Bundesrepublik Deutschland 
geborenen Ausländerkinder unter den Kindern insge- 
samt ergibt sich aus den nachfolgenden Tabellen 1 und 
2 zu Frage XV. 1. Als Stichtag wurde der 31. Dezember 
1983 zugrunde gelegt, weil aktuellere Angaben zu 
deutschen Kindern nicht vorliegen. 

Tabelle 1 zu Frage XV. 1. 

Anteil der in der Bundesrepublik Deutschland geborenen Ausländerkinder unter den Kindern insgesamt 

- Stand: 31. Dezember 1983 - 


Alter 

(inJ.) 

Kinder insgesamt 
(Deutsche und hier 
geborene Ausländerkinder) 

deutsche 

Kinder 

hier geborene 
Ausländerkinder 

Anteü der Ausländerkinder 
an den Kindem insgesamt 

0 bis unter 3 

1 821 309 

1 611 800 

209 509 

11,5% 

3 bis unter 6 

1 689 728 

1 534 630 

155 098 

9,2 % 

6 bis unter 10 

2 214 557 

2 022 517 

192 040 

8,7 % 

10 bis unter 16 

4 425 409 

4 288 609 

136 800 

3,1 % 

Zusammen: 

10 151 003 

9 457 556 

693 447 

6,8 % 
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Tabelle 2 zu Frage XV. 1. 

Anzahl der in der Bundesrepublik Deutschland geborenen Ausländerkinder nach Nationalität sowie 
deren Anteil an den Kindern insgesamt 


Alter (in Jahren) 

Griechen 

Italiener 

Jugoslawen 

Portugiesen 

0 bis unter 3 

3 bis unter 6 

6 bis unter 10 

10 bis unter 16 

10 833 = 0,59% 

9 630 = 0,57% 
17 772 = 0,80% 
19 282 = 0,44% 

26 190 = 1,44 % 
16 678 = 0,99% 
21607 = 0,98% 
25 229 = 0,57 % 

25 053 = 1,38% 
23 180 = 1,37 % 
29 087 = 1,31% 
16 191 = 0,37% 

3 611 = 0,20% 

3 599 = 0,21 % 

5 035 = 0,23% 

2 732 = 0,06% 

Zusammen: 

57 517 = 0,57% 

89 704 = 0,88% 

93 511 = 0,92% 

14 977 = 0,15% 


Alter (in Jahren) 

Spanier 

Türken 

übrige 

0 bis unter 3 

3 bis unter 6 

6 bis unter 10 

10 bis unter 16 

4 609 = 0,25% 

4 432 = 0,26% 

7 255 = 0,33% 

9 685 = 0,22% 

108 767 = 5,97 % 

82 084 = 4,86% 

93 240 = 4,21 % 

37 328 = 0,84 % 

30 446 = 1,67 % 

15 495 = 0,92% 

18 044 = 0,81 % 

26 353 = 0,60% 

Zusammen: 

25 981 = 0,26% 

321419 = 3,17% 

90 338 = 0,89% 


2. Wie hoch ist der Anteil der Ausländerkinder, 
deren ständiger Wohnsitz 

a) im ersten Lebensjahr, 

b) im dritten bis fünften Lebensjahr, 

c) im sechsten bis neunten Lebensjahr, 

d) im zehnten bis fünfzehnten Lebensjahr 

in die Bundesrepublik Deutschland verlegt 
wurde? 

3. Wie hoch ist die Zahl der Ausländerkinder, deren 
ständiger Wohnsitz nach der Beendigung der 
Schulpflicht in ihren Heimatländern in die Bun- 
desrepublik Deutschland verlegt wurde? 


Der Bundesregierung liegen Daten, auf deren Grund- 
lage die Fragen hinreichend genau beantwortet wer- 
den könnten, nicht vor. 

(Tabellen 1 und 2 zu Frage XV. 2. siehe nächste Seite) 
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Tabelle 1 zu Frage XV.2. 

Zuzüge von Ausländerkindern über die Grenzen des Bundesgebietes 1974 bis 1983 


Alter 

1974 

Anzahl 

% 

1975 

Anzahl 

%' 

1976 

Anzahl 

o/ 

/o 

1977 

Anzahl 

% 

1978 

Anzahl 

0/ 

/o 

1979 

Anzahl 

% 

1980 

Anzahl 

% 

1981 

Anzahl 

% 

1982 

Anzahl 

% 

1983 

Anzahl 

% 

Obis unter 3(jahre 

37924 

22 

26245 

21 

24357 

20 

23367 

19 

21448 

16 

21206 

15 

20424 

14 

15592 

15 

10820 

17 

9604 

18 

3 bis unter 6 Jahre 

48862 

28 

35467 

29 

32 688 

27 

31253 

25 

29777 

23 

28406 

20 

26310 

18 

18589 

17 

11930 

19 

10530 

20 

6 bis unter 10 Jahre 

42980 

24 

30966 

25 

30488 

26 

32 994 

26 

36134 

28 

38199 

26 

37708 

25 

25298 

24 

15588 

25 

13856 

27 

10 bis unter 16 Jahre 

46147 

26 

30138 

25 

32511 

27 

37474 

30 

43848 

33 

57163 

39 

64299 

43 

46537 

44 

24558 

39 

17957 

35 


175913 


122816 


120044 


125088 


131207 


144974 


148741 


106016 


62896 


51947 



Tabelle 2 zu Frage XV.2. 

Zuzüge von Ausländerkindern über die Grenzen des Bundesgebietes 1974 bis 1983 


- Türkei - 


Alter 

1974 

Anzahl 

% 

1975 

Anzahl 

% 

1976 

Anzahl 

% 

1977 

Anzahl 

% 

1978 

Anzahl 

% 

1979 

Anzahl 

% 

1980 

Anzahl 

% 

1981 

Anzahl 

% 

1982 

Anzahl 

% 

1983 

Anzahl 

% 

0 bis unter 3 Jahre 

17290 

20 

-10660 

19 

9943 

17 

9565 

15 

8637 

12 

7 695 

10 

6795 

8 

2900 

7 

1947 

9 

1511 

13 

3 bis unter 6 Jahre 

25481 

29 

17376 

30 

16404 

28 

15276 

24 

15025 

21 

13450 

17 

11311 

14 

5071 

12 

3076 

15 

2209 

18 

6 bis unter 10 Jahre 

21264 

25 

15131 

26 

15896 

27 

18208 

28 

21184 

30 

21860 

27 

20612 

25 

9335 

21 

5122 

24 

3108 

25 

10 bis unter 16 Jahre 

22816 

26 

14141 

25 

16715 

28 

20896 

33 

26732 

37 

36869 

46 

42952 

53 

26242 

60 

10929 

52 

5469 

44 


86851 


57308 


58958 


63945 


71578 


79874 


81670 


43548 


21074 


12297 
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Betrachtet man die Zuzugsdaten ausländischer Kinder 
insgesamt und insbesondere türkischer Kinder, so ist - 
wie den Tabellen 1 und 2 zu Frage XV. 2. zu entneh- 
men ist - folgendes festzustellen: 

Seit 1977 ist der Anteil der über 10 bis unter 16 Jahre 
alten Kinder an der Gesamtzahl der zugezogenen Kin- 
der (0 bis unter 16 Jahre) im Vergleich zu den anderen 
Altersgruppen stets am höchsten gewesen und seither 
noch gestiegen. 

Diese Entwicklung ist bei den türkischen Kindern der 
gleichen Altersgruppe am stärksten ausgeprägt. Da die 
fünfjährige Schulpflicht in der Türkei vom vollendeten 
6. bis zum vollendeten 11. Lebensjahr besteht, wird 
deutlich, daß in den Zuzugsdaten der Gruppe der über 
10 bis unter 16 Jahre alten Kinder ein großer Teü der 
Schulabgänger enthalten ist. 

Die jeweiligen Anteüe der übrigen in der Frage XV. 2. 
genannten Altersgruppen haben demgegenüber eine 
wesentlich geringere Bedeutung. 


4. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
darüber vor, wie ausländische Kinder ihre Freizeit 
verbringen? Teilt die Bundesregierung die Auf- 
fassung, daß die soziale Integration ausländischer 
Kinder hauptsächlich in informellen Lemberei- 
chen (Wohnumfeld, Clique) und nicht in den an- 
erkannten Sozialisationsinstanzen (Schule und 
Familie) stattfindet? 

Die meisten der bisher durchgeführten regionalen und 
überregionalen Erhebungen zeigen, daß ausländische 
Kinder und Jugendliche zwar mehr Kontakte zu Deut- 
schen als ihre Eltern haben, die Interaktion mit gleich- 
altrigen Deutschen dennoch relativ gering ist. Der 
Grad der Kontakte mit Deutschen sowie das Freizeit- 
verhalten ausländischer Jugendlicher scheint - so die 
Ergebnisse der verschiedenen Untersuchungen - ins- 
besondere von der Lebensgeschichte, dem Einreiseal- 
ter/Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet und der Einstel- 
lung der Eltern abhängig zu sein. 

Die Mehrheit der ausländischen Kinder und Jugend- 
lichen verbringt ihre schul- und arbeitsfreie Zeit vor- 
wiegend in der elterlichen Wohnung, obwohl es einige 
Unterschiede zwischen Mädchen und Jungen gibt; 
letztere genießen etwas mehr Freiheiten. Beliebte Frei- 
zeitbeschäftigungen ausländischer Jugendlicher sind 
Fernsehen, Musikhören, Lesen, Spazierengehen, Kino- 
besuche, Handarbeiten (Mädchen). Bei einem Teil der 
ausländischen Mädchen steht während der Freizeit die 
Erledigung häuslicher Pflichten wie der Mutter helfen, 
Geschwisterbeaufsichtigung etc., im Vordergrund. 

Nur ein relativ geringer Teü der Gruppe ausländischer 
Kinder und Jugendlicher besucht öffentliche Freizeit- 
einrichtungen. Unter den Besuchern sind überdurch- 
schnittlich viele Griechen, Spanier und Portugiesen, 
unterrepräsentiert sind die Türken. Ein Teü der auslän- 
dischen Jugendlichen besucht aüerdings Einrichtun- 
gen, in denen sie vorwiegend Gleichaltrige derselben 
Nationalität bfcw. andere Ausländer treffen (z. B. sog. 


„Internationale Jugendzentren", sozialpädagogische 
Einrichtungen des Diakonischen Werkes, der Arbeiter- 
wohlfahrt und der Caritas, Hausaufgabenhilfegruppen 
etc.). 

Ausländische Jugendliche schließen sich früher als 
deutsche Jugendliche in sog. peergroups zusammen. 
Eine Erklärung hierfür mag darin hegen, daß von 
ihnen eine geseüschaftliche und kultureüe Umorientie- 
rung gefordert ist. In diesem Prozeß können vielfach 
die Eltern diesen Jugendlichen wenig Identifikations- 
möglichkeiten bieten. 

Ausländische Jugendliche neigen besonders dann 
dazu, sich ethnisch homogenen Gruppen anzuschlie- 
ßen, wenn sie erst im späten Kindes- und Jugendalter 
in die Bundesrepublik Deutschland einreisen oder 
überwiegend in einem auf Gastarbeiter beschränkten 
Umfeld aufgewachsen sind. 

Darüber hinaus wird auf die Aktivitäten der außer- 
schulischen Jugendbüdung verwiesen. Im Rahmen der 
Förderung des sozialen Engagements ihrer Mitglieder 
regen die Jugend verbände an, auf örtlicher Ebene 
Brücken zu schlagen zu ausländischen Kindern und 
Jugendlichen. Im Rahmen des Bundesjugendplanes 
stehen für bundeszentrale Fortbildungsveranstaltun- 
gen der Träger der Jugendhüfe entsprechende Mittel 
zur Verfügung. 

Die aus Mitteln des Bundesjugendplanes geförderte 
Internationale Jugendbibliothek in München hat große 
Abteüungen der Kinder- und Jugendliteratur der Hei- 
matländer der ausländischen Arbeitnehmer. In beson- 
deren Verzeichnissen und AussteUungen wird auf sie 
aufmerksam gemacht. Verschiedene örtliche Träger 
haben bereits diese Anregung aufgegriffen und ähn- 
liche Kinderbüchereien eingerichtet. 

Die schulische Integration ausländischer Kinder wird 
von einem komplexen Bedingungsgefüge beeinflußt. 
Dabei spielt die soziale und räumliche Integration der 
Ausländer im Wohnbereich ebenso eine RoHe wie die 
Sicherheit des Aufenthaltsstatus der Eltern im Bundes- 
gebiet und die damit verbundenen Entscheidungen 
hinsichtlich des Schulbesuchs im Heimatland oder in 
der Bundesrepublik Deutschland. Von Bedeutung ist 
auch das Einreisealter verbunden mit der Sozialisa- 
tionsgeschichte bzw. schulischen Vorbüdung im Hei- 
matland, so wie die Organisationsformen des Unter- 
richts und damit möglicherweise verbundenen Förder- 
maßnahmen. Insgesamt muß festgestellt werden, daß 
dort, wo nationalhomogene Klassen über eine längere 
Zeit bestehen, die soziale und kultureüe Integration im 
Schulbereich erschwert wird. Von großer Bedeutung 
für eine erfolgreiche schulische Integration von auslän- 
dischen Kindern mit Hüfe sog. muttersprachiger Klas- 
sen ist die Übereinstimmung der Unterrichtspläne von 
nationalen Schulklassen mit denen der deutschen 
Regelklassen, der Informationsstand der Lehrer über 
den bisherigen Schulverlauf der Schüler, sowie in 
Regelklassen die Möglichkeit der deutschen Lehrer, 
intensiv auf einzelne ausländische Schüler einzu- 
gehen. 
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5. Wurde bisher und wird zukünftig in mit Bundes- 
mitteln unterstützten Modellvorhaben auslän- 
disches Personal in Kindergärten eingestellt? 

Die Einstellung ausländischen Personals zusammen 
mit deutschem Personal in mit Bundesmitteln unter- 
stützten Modellvorhaben, die sich mit der Eingliede- 
rung ausländischer Kinder in Kindergärten befassen, 
ist die Regel. Die Bundesregierung nimmt jedoch kei- 
nen Einfluß auf die Auswahl des Personals. 


6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um im Vorschul- und Freizeitbereich die 
Zweisprachigkeit ausländischer Kinder zu pfle- 
gen und die Kultur ihres Herkunftslandes leben- 
dig zu erhalten? 

Die Bundesregierung sieht abgesehen von der Unter- 
stützung der bereits genannten Modellversuche keine 
Möglichkeit einzugreifen, da für diese Aufgabenberei- 
che die Länder zuständig sind. 

Anhand der Beiträge der Länder zur Beantwortung 
dieser Frage läßt sich Übereinstimmung darin feststel- 
len, daß das Erlernen der deutschen Sprache im Kin- 
dergarten als Hüfe zur sozialen Integration der auslän- 
dischen Kinder angesehen wird. Die Pflege der Mutter- 
sprache und der heimatlichen Kultur wird dagegen 
weitgehend als Aufgabe der Familie und der heimat- 
lichen Vertretungen angesehen. 

In einigen Ländern wird die nationale Identität von 
Kindern in der Kindergartengruppe dadurch gestärkt, 
daß ihre sozialen und kulturellen Besonderheiten 
berücksichtigt werden. Zusätzlich wird versucht, bei 
den deutschen Kindern Verständnis für die kulturellen 
Besonderheiten der ausländischen Kinder zu wecken 
und Einblicke in deren Kulturgut zu geben, z. B. durch 
Aufgreifen von Liedern, Spielen, Märchen, Geschich- 
ten, Kochen, Feiern von Geburtstagen und Feiertagen 
aus dem jeweiligen Kulturkreis. 


7. Welche Auswirkungen haben nach Erkenntnis- 
sen der Bundesregierung hohe Anteile auslän- 
discher Wohnbevölkerung auf die Versorgung 
dieser Wohngebiete mit Spielplätzen, Kindergär- 
ten, Grundflächen etc? 


Der in der Frage vermutete ursächliche Zusammen- 
hang von mangelnder sozialer Infrastruktur in Stadt- 
vierteln und dem dortigen hohen Ausländeranteü ent- 
spricht nicht den Tatsachen. Wegen der vergleichs- 
weise billigen Mieten haben sich in Innen- und Alt- 
stadtvierteln mit entsprechender Altbausubstanz hohe 
Ausländeranteüe entwickelt. Die Ausstattung dieser 
Altstadtviertel mit Grünflächen, Spielplätzen und Kin- 
dergärten ist wegen der gewachsenen oder nach dem 
Krieg aufgebauten Bausubstanz — verglichen mit den 


Neubauvierteln - eher gering. Es ist und bleibt Auf- 
gabe der Stadtsanierung, diese Verhältnisse zu bes- 
sern. Wie sich aus den Stellungnahmen der Länder zu 
dipser Frage ergibt, werden hier verstärkt Anstrengun- 
gen zur Verbesserung der sozialen Infrastruktur unter- 
nommen. Auf keinen Fall kann aus dem oben skizzier- 
ten Sachverhalt gefolgert werden, daß Wohngebiete 
mit hohem Ausländeranteü bei den Sanierungsplanun- 
gen schlechter als andere Sanierungsgebiete versorgt 
werden. y - 


8. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, mit Maßnahmen der Jugendhilfe die beson- 
deren Spannungen lösen zu helfen, die für ein 
ausländisches Kind aus der Vermittlung der Hei- 
matkultur durch seine Familie und den sich davon 
unterscheidenden sozio-kulturellen Gegebenhei- 
ten des GasÜandes ergeben? 

Mit finanzieller Förderung durch Bund und Länder, 
aber auch durch Einsatz von zum Teü erheblichen 
Eigenmitteln haben die Arbeiterwohlfahrt, der Caritas - 
verband und das Diakonische Werk ein flächendek- 
kendes Netz von Sozialberatungsstellen eingerichtet. 
Schwerpunkte der Beratungstätigkeit sind nach den 
von Bund und Ländern beschlossenen „Grundsätzen 
für Aufgaben, Arbeitsweise und Organisation der 
Sozialberatung für ausländische Arbeitnehmer und 
ihre Familien vom 14. November 1983" u. a. die indivi- 
duellen Lebensprobleme, die Erziehung und Ausbü- 
dung von Kindern und Jugendlichen sowie Familien- 
und Generationskonflikten. Über diese Beratungsstel- 
len hinaus gibt es zahlreiche Ansätze über Stadtteü-, 
Jugendzentren- und Seminararbeit, auf die in der 
Frage angesprochenen Problemlagen einzugehen. Das 
aufgezeigte Spannungsfeld wird sich aber nie ganz 
auflösen lassen und es kann nur darum gehen, sowohl 
die heimatlichen Wert vor Stellungen als auch die hiesi- 
gen WertvorsteHungen erfaßbar zu machen. Dabei 
muß eine Übersteigerung der heimatlichen Werte 
genauso vermieden werden wie eine Überanpassung 
an deutsche Normen. 

Um die Spannungen zwischen Herkunftskulturen und 
den sozio-kulturellen Gegebenheiten in der Bundes- 
republik Deutschland zu lösen, ist es erforderlich, die 
Herkunftskulturen im Jugendhüfebereich angemessen 
zu berücksichtigen. 

Die aus Mitteln des Bundesjugendplanes geförderten 
Jugendverbände (siehe Antwort zu Frage 10) streben 
zum Teü mit großem Erfolg die volle Integration der 
ausländischen Kinder und Jugendlichen in ihre Arbeit 
an. Ob dieses mit Verleugnung ihrer kultureUen Identi- 
tät verbunden ist, hängt nicht zuletzt von der persön- 
lichen Bindung der jungen Menschen selbst an ihre 
eigene Kultur ab und dem Maße, wie sie von Familie, 
Ausländervereinen etc. unterstützt werden. 

Das bedeutet u. a.: 

— Fortbüdung der deutschen Fachkräfte im Hinblick 
auf den kulturellen Hintergrund und möglichst 
auch die Sprache der ausländischen Jugendlichen, 
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— Einstellung ausländischer Fachkräfte und ggf. 
deren Fortbildung, 

— ausländerspezifische Stadtteil- und Jugendprojekte 
(z. B. Mädchenläden, gemischtnationale Jugend- 
projekte), in denen in besonderer Weise auf die 
genannten Spannungen eingegangen werden 
kann. 

Im übrigen kommt es darauf an, die Selbsthilfekräfte 
der Ausländer in Gestalt von Ausljindervereinen 
(denen oft relativ selbständige Jugendgruppen ange- 
gliedert sind), neuerdings auch ausländischen Jugend- 
vereinen, zu berücksichtigen und Beratung und 
Kooperationsangebote zu fordern. 


9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung, daß ausländische Familien ihre Skepsis ge- 
genüber Eingliederungsangeboten verringern 
und ihren Kindern in stärkerem Maße in ihrer 
Entwicklung behilflich sein könnten, wenn sie 
nicht befürchten müßten, die Lebenschancen für 
ihre Kinder in der Bundesrepublik Deutschland 
nur durch Verleugnung ihrer kulturellen Identität 
wahren zu können? 

Mit welchen Maßnahmen kann die Bundes- 
regierung im Rahmen der Jugendhilfe Abhilfe 
schaffen? 

Die Frage unterstellt eine Skepsis gegenüber Einglie- 
derungsangeboten, die aufgrund vorliegender Unter- 
suchungen und bekannter Entwicklungen nicht bestä- 
tigt werden kann. Nach einer Repräsentativbefragung 
(1980) des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung stehen die ausländischen Familien dem Kin- 
dergarten- und Schulbesuch sowie der Berufsausbil- 
dung ihrer Kinder mit großer Mehrheit positiv gegen- 
über. Deutlich wird dies beispielsweise auch daran, 
daß der Kindergartenbesuch ausländischer Kinder 
ständig zunimmt. Gleichwohl vorhandene Probleme 
haben daher ihre Ursache weniger in einem von aus- 
ländischen Eltern befürchteten Identitätsverlust als 
vielmehr in objektiven Mangelsituationen und/oder 


ungewissen Zukunftsplanungen; allenfalls bei streng 
islamisch geprägten Familien mögen auch Ängste vor 
zu starker Anlehnung an westliche Normen eine Rolle 
spielen. Beratungshilfen (siehe Antwort zu Frage 8) 
können auch hier Skepsis und Ängste weiter abbauen 
helfen. 


10. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Jugendverbände bei ihren Bemühun- 
gen um die Integration ausländischer Kinder in 
ihrer Arbeit in verstärktem Maße zu unterstützen? 


Die Jugendverbände in der Bundesrepublik Deutsch- 
land widmen sich in zunehmendem Maße der sozial- 
pädagogischen Hilfe für ausländische Kinder und 
Jugendliche. Einige Verbände, darunter die Pfadfin- 
derbünde, sind bereits dazu übergegangen, junge Aus- 
länder voll in ihre Arbeit zu integrieren. Die Bundes- 
regierung hat dieser Tatsache durch eine gezielte An- 
hebung der Förderungsmittel des Bundesjugendplanes 
für „jugendpolitische Schwerpunkte M und „Ausländer- 
arbeit" der Jugendverbände Rechnung getragen. 

Gegenwärtig partizipieren an dem Sonderprogramm 
des Bundesjugendplanes 12 der insgesamt 20 Mit- 
gliedsverbände des Deutschen Bundesjugendringes. 

In einigen Ländern (z. B. Baden-Württemberg) werden 
Projekte der Jugendverbände, die sich um die Integra- 
tion ausländischer Kinder und Jugendlicher in die 
Jugendarbeit der Verbände bemühen, im Rahmen des 
Landesjugendplans gefördert. 

Es wird für wichtig angesehen, daß neben den Modell- 
vorhaben, die vorwiegend Anstoßfunktionen besitzen, 
kontinuierliche Arbeitsansätze der Jugendverbände 
durch Kommunen, Länder und Bund verstärkt geför- 
dert werden, um die Mitwirkungsbereitschaft und Lei- 
stungsfähigkeit der Jugendverbände sicherzustellen. 
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